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Ich ersuche d,en Herrn :ßerichterstaHer, die
Veflhandlungen zum Vomnschlag des Landes
Niedeflösterreich für das jahr 1951, und zwar
z'um ordentlichen 'Voranschlag 'einzuleiten.

Berichterstatter Abg. iSOHÖIBERL: Hohes
Haus! Nachdem der Finanzausschuß 'in vier
täJgigen Beratungen den Voranschlag für das
jahr 1951 ei'ngehendst nach allen Richtungen
hin durchleuchtet ynd einige Änderungen be
schlossen hat, hin ich heute in der Lage, dem !

Hohen Hause diesen Vonanschlag zur Beratung
und rßeschlußfassuI1;gvorzulegen.

Der Voranschlag WilDeLe von d~r Landes
regierung rec'htlz,eiti,g in übersichtlicher fOl'm
aufgestelH, wie sie uns durch die auf Grund
des § 16 des finanzverfassungsgese'tzes er
gangenen Richtlinien des IBundesminiS'teriums
für Finanzen vorgeschrieben ist.

!Daß es gelungen ist, den Voranschlag 'recht
zeiHg vorZiulegen,trotzdem g,ewisse iHemm
nisse und Schwierigkeiten, wie z. B. die fest
stellung der vor:aussichtlichen Höhe der Er
tragsanteile an den gemeinschaftlichen Bundes
abgaben, sichentgegensteUten, ist dem Zu
sammenwirken aller Referenten und' Beamten
zu 'verdanken, welche durch die Erstellung der
Teüvoranschläge im r,ichtigen Zeitpunkt ihren
Teil dazu heirgetr1agen haben.

Ganz Ibesondere Anerken11Jung gebührt }edoch
dem finanzrderate, welches die verschiedenen
Teilgebiete in eine ein:he'Hliche form gebracht
hat und ein so isclhönes und übersichtliches
Elaborat zur Verfügung 'stellt.

anderen GebidskörperschaHeneinzdne Ä:nde
rungen von Voranschlagsansätzen durch
geführt.

Was d'ie materiellen Ergebnisse der vor-

Der Voranschlag des Landes Niederösterreich für das jahr 1951 weist im ordentlichen
Voranschlag Ausgiaben 'von . . . . . . . 356,679.500 S
und im außerordienHichen Voranschlag 'von . . . . . . .. 67,159.200 S
zusammen von . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 423,838.700 S
aus. Demgegenüber 'stehen Einna1hmen im ordentlichen Vor
anschIag von . . . . . . . . . . . . . .
und im alußerordenthchen VOBanschlag VOll . . . . .

zusammen von . . . . . . . . . . . . . . . . . .
Esergi'bt sidh mH:hin ein Abgang im ordentlichen Vor

anschl,ag von . . . . . . . . . . . . . .
und im außerordentlichen Voranschlag 'Von .
zusammen von . . . . . . . . . . . . . .

Der fO'l'm nach ist der Voranschlag für das
jahr 1951 gegenüber dem Voranschlag des
Vorjahr,es unverändert geblieben. Es wurden
nur zur Angleichung ,an die Vor:anschläge der

1. El'ötfnutng durch dien ,Präsidenten (S. 33).
2. Abw,esenlheitsanzeigen (5. 33).

3. V,erhandU,ung:

Vor,(ljooch!Lag des Landes Nie,derÖßterrei,oh,für
das ],aihr 1951. Berliahterstat:ter: A'bg. Schöberl
(5. 33). Gener:acldeiba1Ite: iR'edner: LandtesrtM Vik
tor MüUner (S. 36), LandeBr:a't Genner (S. 43),
Ahg. Wondirad< (5. 49), Abg. Zach (S. 58),
Atbg. Wenger (S. 63), Ahg. Hi'rmann (So 68),
Abg. Stailifa (5. 70), Ahg. Du:bovsU<y (5. 78),
Abg. Dr. St'eingätter (S. 84).

Inhalt.

PRÄSIDENT (um 13 Uhr 10 Min.): Ich
eröffne die Sitzrung. Das P!'otokoll der
letzten Sitzung ist gieschäftsordinull:gsmäßig
aufgelegen; es ist unbeanständet :g,eblieben,
demnach als igenehmigt zu betmchten.

Von der heutigen Sitzung ,haben sich ent
schuldigt: Frau Abg. Czerny, Landes'haupt
mann Steinböck und 'Landeshauptmannstellver
treter Popp.

Zur Behandlung sieht der Voranschlag des
Landes Niederösterreich für das jahr 1951,
Zahl 143. Die Anträge hierzu liegen in der
vom Fi'nanzausschuß in seinen Si,tzungen vom
12., 13., 14. und 15. Dezember 1950 geänder
ten form auf den Plätzen d~r Herren Ahgeord
neten auf !und ,ebenso die vom finanzausschuß
gefaßten Resolutionsa,nträge, Zahlen 143/1 bis
143/4.

Wir gelangen zur Beratung der Tages
ordnung.
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von , .
vor,gesehen. Ihnen 'gegenüber stehen iEli'nnahmen 'von .

Der hi,eraus IresultierenlClie Abgiang bclrä~t. . . . .

Die außerordentlichen Aus,gaben fiür das Jahr 1951 sind mit.
veranschlagt, denen ,außemrdentlkhe Einnahmen von. . . . . .
ge'genüberstehen. Es ergiht sich sonach ein ung,edeckter Abgang von

34

gesehenen Voranschlagslkredite betrifft, ist fol
gendes zu hemeI1ken:

Die Mehreinn:ahmen des ordentlichen Vor
anschlages ,gegenüber dem Vorjahre betragen
40,5 Minionen Schilling. Dies entspricht einer
Steigerung von 13,9%. Von den Mehrein
nahmen entfallen auf die Ertragsant,eile an
,den ,gemeinschaftlichen Bundesabgaben 28 MB
honen Schilling, denen j,edoch durch Wegfall
der Beiträge der Gemeinden auf Grund des
neuenzu erwaJ1tenden Fi'nanz.ausgleiches
Mindereinnahmen in der Höhe von 11,5 Mil
lionen Schilling gegenüberSitehen, so daß also
die Mehreinnahmen lliur einen Betra,g 'von
16,5 MiHionen Schillin,g el1geben.

Aus der schon erwä1hnten Erhöhung der Er
tra'gsanteile engiht sich !gleidhfalls ei'n Mehr
eingang ,an Landesumlage von 3,6 Millionen
Schilling und ei'ne IEri'höhung d:er BedJarfszu
weisungen des ißundesflür Gemeind·everbände
und Gemeinden von 3 Mtllionen Schilling.

Auf der Ausgabenseite steht diesen Mehr
einnahmen ein Pl,us in der HÖlhe 'Von 44,9 Mil
lionen Schilling :geg,enÜ'ber. Von diesem Mehr
aufwand entfällt ein Betrag von 20 Millionen
Schilling .auf den Per,sonalaufwand. Eine
Untersuchung der Steig,emng des Personal
aufw:andes ,gegenüber dem VOfljahre zeHigt
folgendes IEr,g,ebnis: nie Auswirkung des
Nachzi'ehv,erfahrens der GehäIteT der öHel1't
lichen Bediensteten, der Teuer,ungszU!schlags
verordnung 1950 und des 4. LO'hn- und Preis
abkommens, also der zw,eiten Teuerun,gslzu
sohlagsverordnung 1950, wÜlide 'eine 23 %ige
Erhöhung des Personalaufwarudes rechtferhgen.
Es haben sich ,daher die Pen;onalkosten durch
verschiedene Einspamngen gegenüber dem
VO'l"jahre um 6 %gesenikt. V'on einem anderen
Gesiohtsp'unkte 'aus betrachtet, hetrug der
Personalaufwand nach ,dem 'Rechnungs
abschluß 1949 hzw. nach dem Voranschlag
1950 38 % des Gesamtaufwandes der ordent-

Die Bedeckung dieses Abg,anges soH durch
Aufnahme der ]ürr dias Jahr 1950 hewilHgten,
jedoch nicht ,in Anspruch geI1iOlmmenen Dar
lehen sowi,e durch Neuaufnahme 'Von weiteren
Darlehen :gefunden 'Werden. Die Einnahmen
desaußcmrdentlichen Voransc.hl:ag'es bildet
in der Hauptsache dli,e Zuführung von
27,000.000 Saus dem ordenHiohen Haushalt.

Dem Vora'l1'Sohla
'
g ist der Dienstposioenplan

11I .,

lichen Geharung. Im Voranschlag 1951 er
höht er sich :auf 39 %.

ISchließlich ist hei ,der Gesamtbetmohtiung
der Ergehniss,e der 'voranschlagsziffern f'est
zustellen, daß ein Oesamtabgang von
64,116.200 S resulViert. Von diesem entfallen
au,f den Abgang im ordentlichen Voransohllag
25,793.000 S. Wenn dieser Ahgangauch mit
7%. des Ges:amtaufwandes ,aIs nicht heun
ruhigend atliZusehen i'st, muß doch Vorsorge
getroUen werden, daß er durch igeeignete Maß
nahmen noch im :selhen Jahre nadhMöglioh
ke'it ausgeglichen wird. Die nö.Landesregie
rungsoU ,daher 'ermächtigt wertden, im Rahmen
der Voranschlä1ge und unter steter Hedaoht
:\lahme auf das Oesamtinteresse des Landes die
zur spal'samen und wirtschaftlichen Führung
der Landesv'erwaltung un'hedingt notwendigen
Ausgahen zu madhen. IEiine Anweisung und
Ausza1hliung darf jedoch nur soweit erfolgen,
als Idie v,eransohlalgte B,edeokung auch tatsäoh
lich erreicht wird. Außerdem soll di'e Herein
bJ.1ingung des Abganges im ordentlichen Vor
anschlag d'ureh eine allgemeine, gleiche, per
zentuelle Kürzung aller Ausgabenkredite des
ordenHiichen HaushaUesgeschehen, welche I
nicht 'Pflichtausga'ben, d. h.a:uf IgesetzHeher
oder vertraglicher Grundlag'e basierende Aus-
loagen 'sind. I

Des weiteren ist im Gesamtab:gang d~T Ab- ~I
gang des außerordentlichen Voransdhl,ages ,ent
hal,ten. 'Er beträgt 38,323.200 S. Seine Be
deckung soll durch Aufnahme 'von Darlehen
edol'gen.

Jedenfalls wird Slich di'e Verwaltung des
Landes bei Verwendung deT Voransclüags
mrttel str,engster SparsarnNeit hefl,eißigen
müssen, um hoffen zu !\1önnen, daß in der
Rechnung dies J,ahr,es 1951 ein Abgang ver
mi'eden werden kann.

Für den ordenHichen Voranschlag des
Jahres 1951 sind Ausgaben in der Höhe

356,679.500 S
330,886.500 S.

25,793.000 S.

67,159.200 S
28,836.000 S
38,323.200 S.

für das Jahr 1951 beigel'~gt. Er wurde unter
Zugrunidelegung, einer sparsamen, j-edoch
leistungsfähigen Verwaltung erstellt 'Und deckt
sich in seinen Ansätizen im großen und :ganzen
mit dem des :ahg,elaufenen R,echnun,gsjahres.
Änderungen in der Orga'llitsation ,des iDiens:res,
Wegfall der Einsohränkung zeitbedingt,er
Agenden >und ähnliches bedingten :Hiur gel1ing
fügi1ge V,erä'll'deruntgen ,in 'eiluzelnen IDienst-
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2,000.000 S
2,000.000 S
6,750.000 S
8,950.000 S

67,159.200 S
38,323.200 S

64,116.200 S

423,838.700 S

359,722.500 S,
25,793.000 S
38,323.200 S

356,679.500 S
67,159.200 S

330,886.500 S
28,836.000 S

ordentlichen Voranschlages von 25,793.000 S
darf,insofeme es sich nicht um gesetzliche
oder zwangsläufige Ver'pflrichtungerr des Landes
handelt, nur insoweit zur Anweisung und Aus-

! zahlung gdangen, ,aIs durch Mehreingänge
bei den veranschlagten ordentlichen Ein
nahmen, dUTch nicht veranschlagt,e ordentliche
Einnahmen und durch tatsächlich emielte Er
sparnisse bei den ordentlichen und außerordent·

Anderseits wurden durch die !weitgehende
Lockerung der Bewirtschaftung der Lebens
mi'Hel und BedarfsarNkel bedeutende Einspa
rungenauf dem Sektor der Vertragsbedien
steten - insbesO'nder,e im Kanzleidiwst - er
möglicht. Es schieden durch diese Maßnalhmen
395 Verh;agshedienstete aus.

für die technische Abteilun'g 11 .der
nö. A,grarbezi'rksbehörde wUl'den erstmalig
70 Dienstpo'Slten !systemisiert.

Der Gesamtzahl von Dienstposten im Jahre
1950 mit 3886 steht für 1951 die Za'hl von
3889 Dienstposten g,egenÜ'ber. Die somit er
folgte Vellmehrung lum drei Dienstposten ist
wohl kaum erwähnenswert.

Hohes Haus! Es sei mk nun gest!attet, dem
Hohen Hause den Antrag des F'i'uanzaus
schusses zu 'unte'rbf,eiten:

Der Hohe Landtag wolle beschließen (liest):

,,1. üer Bericht der nö. Landesrregirerung
zum Voranschlag dies Landes Niederüsten-eich
für das Jahr 1951 wird genehmigend zur
Kenntnis genommen.

2.a) Die Ansätze des Voranschlages werden
wie folgt abgeändert:

AußerordenHicher Voranschlag
Ausgaben

Voranschlagsansatz 5241, Zur Errichtung einer Heilstätte, Erhöhung von
1,000.000 S ,um 1,000.000 Sauf .

Summe UntembschniH 524 Erhöhung um 1,000.000 Sauf.
Summe Abschnitt 52 Erhöhung um 1,000.000 S au'f .
Summe Gruppe 5 Erhöhung 'um 1,000.000 Sauf ..
Summe der Ausgaben ,Erhöhung um 1,000.000 Sauf.
Ahgang Erhöhung um 1,000.000 Sauf. . . . . . .

2. b) üer Voranschlag des Landes Niederösterreich für
d\3.s Jahr 1951 wird mit Ausgaben im ordentlichen Vor
anschlag von . . . . . . . . . . . . . .
und im außer'Ordentlichen Voranschlag von . . .

zusammen 'von .
und Einnahmen im ordentlichen Voranschlag VOll

und im außeI'ordentliehen Vor,anschlag von . . .

zusammen von . . . . . . . . . . . . . . . .
mithin mit einem Ahgang im ordentlichen Voranschlag von.
und imaußerordentliohen Voranschlag 'Von
zusammen 'Von . . . . . . . . . . . . .
genehmigt.

3. Die nö. Landesregierung wird ermäch
hgt, im Rahmen der Vor,anschläge und unter
steter BedacMnahme auf das Gcsamtinteresse
des Landes die z'ur sparsamen und wirtschaft
lichen führung der Landesverwaltung 'unhe
dringt notwendigen Ausglaben zu machen. Di,e
Anweisung rund Auszahlung darf j,eeloch nur
dann und soweit erfolgen, als die 'vemnschlagte
Bedeokungauch tatisächlich erreioht wird.

Der unbede~te Teil der Au:,\garben des

zweigen, ohne das Gesamtbild des Dienst
pOistenplanes wesentlich zu verändern. So be
dingte die neu 'in Angriff genommene Wohn
baufördemng zusammen mit dem Wohnhaus
wi,eder,aufbau, das in Aus-sicht genommene
Winterbauprogramm 1950 bis 1951, der Aus
bau des rechtsikundiigen Jugendfürs'Or,ge
dienstes, ebenso die fortschl.'eitende Entwick
lung in der Landeskrankenanstalt Speising ,in
der Verwwdungsgruppe A eine ,gerin!ge Ver
mehrung der Dienstposten in den jeweil'igen
Dienstzwei!g'en. Auch in den anderen Verwen
dungsgruppen erfolgten 'geringe Vermehrungen,
die ebenfalls zum Teil auf die VOllgeschilderten
Aufgaben zurückzluvühren sind, zum T'eil aber
auch andere Urs,achen haben, z. B. in der V,er
wendungsgruppe B die erhöhte Re'VisionstäNg
keit der KoutroNoT,gane, die Oberpl1üfung der
Steuereingänge bei den Oemei-nden, in der
Verw,endungsgruppe D die Ermöghchung des
Dauerbenri-ebes des Landesj,ugendheimes Hoch
wolkersdorf (JugwcJ.!fürsorgedienst), hei den
Dienstposten für Erzieherinnen, die Neueintei
lung der Schulklassen limLandes-Erziehuugs
heim Allentstei,g und in der Verwendungs
gruppe E die Erhöhung der Zahl der Dienst
posten dier Kraftwagenlenker.

h
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lichen Ausgaben die üeokung g,ef'unden werden
kann.

Zur Erzi'elung dieses Ausgleiches wird die
nö. ,L:andes,re,gierung ermächtigt, bj,s zu diesem
ZeitpunktaHgemeine, gleichmäßige prozen
tuelle Kürzun,geI1l aller Vora'l1'schlagsansätze,
soweit es sich hiel'bei nicht 'um gesetzliche oder
v,ertragliche Verpflichhtng des Landes handelt,
vo'rz,unehmen.

4. Zur IBedeokung des Abganges im außer
ordentlichen Vom:nschlag wird die nö. Landes
regierung ermächtig,t, 'Ver,zinsliche schwebende
Schulden oder Anleihen bis zum Höchs:tbetrag
von 38 Mi J.l ionen Schillingaufzu'l1ehmen.

5. Die hei delll einzelnen Vomnschlags
ansätz,en des oI1dentlichen 'Vo'fanschlages bewil
Hgten Ausgabenkredite dürfen nur zu den in
den einzelnen Voranschlagsansätzen bezeich
neten Zwe~ken, so'weit und so,lange diese fort
dauem, his 31. Dezember 1951 verwendet
werden. Die Verwendung vo'n für den Sach
aufwand bewilligten Ausgaben ftür Personal
erfordernisse oder die Verwen;dung 'von für den
Personalaufwand bewiHig,ten Ausgaben für
Saoherf:ordemisse .I'st nicht gestattet.

6. Die Ausgabenlkrediite des außerordent
lichen Voranschlag,es dürfen nur nach Mlaß
,gabe ,der cmcichbaren Bedeokung his 31. De
zember 1951 und nur für Maßnahmen veT
wendet werden, d:i,e der VeranscMa.gung zu
grunde gelegt 'sind. Die nö. Landesregierung
wind ermächHg't, die Ausgabenkredite einer
jeden Gruppe des außerordentlichen Vor
anschlagesg;egenseiN,g deckungsfähi:g zu er
klären.

Ober Beschluß der nö. Landesreigierung
kann gegen nachträgliche BericMerstattung an
den Landtag ,außel1demfcstgesetzt we,rd'en, daß
Ausga1benlkn3dite innerhalb einer jeden Gruppe
bei begllünddem Bedarf für :andere Verwcn
dU'l1'gszweok,e, als .im VoTa'll'schlag 'Vorgesehen
sind, in Anspruch Igenommen 'werden.

7. Im ordentlichen Voran:sch'lag 1951 werden
folgende Voranschlagsansä,tze ,als :gegenseitig
decKungsfä'hi,g eI'klärt:

a) 02-43 und 02-44;
b) 03-20, 03-30 und 03-40;
c) 040-20, 040-30 und 040-~AO;

di) 041-20, 041-30 ,und 041-40;
e) 41-75, 41-76, 42-61, 42-62, 42-63

und 42-64;
f) 462-61, 462-62 oUlld 462-63;

,g) 6600-20, 6600-30 und 6600-40;
h) 6601-20, 6601-30 'und 6601-40;
i) 6701-20, 6701-30 'Und 6701-40.

8. Die ll'Ö. Landesregierung wind er:mächti~gt,

K'rediitriihelischreitungen im IEinzelfalle his zm
Möhe von 10% des Vo:ranschla:gs<l'n'satzes, je-
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doch höchst'ens 30.000 S IZU Lasten ,des Vor- ~
anschlagsansatzcs 97-61 zu hewilligen.

9. Als zweckgebundende Einnahmen des
ordentlichen Voranschlages werden erklärt:

a) Voranschlags:ansatz 461-61 für Aus
gabeposition 461-61;

b) Vomnschlalgsansat.z 941-830 für A'us
gabepositi'Ü'n 442-61 und 444-61;

c) Vo:ranschlagsansatz 941-833 zu 75%
für A'usgahepo:sition 79-62; ~

'Cl) Voranschlagsansatz 942-84 für Aus-
gabeposition 39-61; r

e) Voransch},agsansatlz 96--75 für Ausgabe- i j

pOisition 96-75. .~

Insoweit sich die obi:gen Einnahmeg,ehfrhren
im Laufe des J.ahres e'l'höhen oder vermindern,
erhöhen 'older :vermindern si,ch im selben Aus·
maße die entsprechenden Ausgahegebühren.

10. Der Gesetzentwuf'f über die Elinhebung
einer ,Landesumlage für das Jahr 1951 wird
genehmigt und die nö. Landesregierung an·
gewiesen, ,die Durchführung zu bewirken.

11. Die nö. Landesregierung wird belauf· Il
tmgt, geeignete Maßnahmen zu tr,effen, !'
welche demfinanzreferat eine laufende Über- I;
wachung der Inanspruchnahme der Kredit,e er
möglichen.

12. iDer üienstpostenplan 1951 und die im t"

allgemeinen Teil f'esltge1egten Grundsätze wer- ','
den g,enehmigt."

Ich ersuche um Einleihmg der General
debatte.

PRÄSIDENT: Bevor wir die Oenemldebatte
eröffnen, gelangt zum Wort der finanz
ref.erent des L,andes Niiederö,st,erreich, Herr
Lan1desrat Müll n e r.

Landesrat MÜLLNER: HoherLandtag!
Zumzweiotellimal ist mir die hohe :Eh're zuteil,
über ein iBudlget dies Landes in diesem Hohen
Landtage zu referieren. 'Es ist zwar üblich,
daß Regierungsmiotglied~rbei ihren E'f'klärun
gen nach einem Konzept 'spr'echen, i~h möchte
aber bitten, daß mir gestattet ist, nach meinen
Aufzeichnungen zu sprechen.

An die Spitze meiner Ausführunig'enmöchte
ich stellen, daß dias Land Ni'eaerösterreich ,
gegenuber allen landeTen Bundesländiem igerade "
in finanZ'ieller 'Hinsicht das am schwersten f!
leiderJide Land ist. Es 'ist daher verständlich,
daß ,die Einhegleitung dies Budigets kdn freu
diger Bericht sein kann, sondern nur ein
ernster, ein BerIcht, dier uns den E'rnst der
Lage auffionalliZpoNüschem Gehiet'e klar werden
läßt.

Wie 'in jedem Lande, ist 'auch bei uns die
Einnah:menseiotie klar und fest :umrIssen. Ich
erIaube mir -daher, zuerst nur diie einzelnen
Zahlen abgerundet anzuführen.

Di'e IEinnahJmenseite i1st 'Von 290 Millionen
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r
auf 330 Millionen Schilling gestiegen, also um
40 Millionen, wobei natürlich die IE,phöhung
der Ertragsanterilean den gemeinsamen
Bundesabg,aben den Löwenanteil darstellt. Auf
Grund ,dieser Einnahmen ist auch die Aus
gabenziffer festgelegt. Sie ist ebenfalls um
40 Mi:1l ionen gesHegen, und zwar von
311,7 MiHio'1lenauf 356,7 Millionen Schilling.
Der Abgang hat Isich ,ebenfalls erhöht und ist
von der bHer von 21,7 auf 25,8 angestiegen.
Proz,entuell hat er sich nicht 'verändert, aber
da der ß'udgetrahmen größer ist, hat er sich
ziffernmäßig um ,eini1ge Millionen erhöht

Wenn wir nun die Ausgaben im ordentlichen
Haushalt ,ansehen, so werden wir -- so wie im
Vorjahre - im ordenHichen Haushalt e'inen
Betrag finden, der' an das außerordentliche
Bud'get Ü'berwi'esefl werden soll. Es WI3l'cn
vo'filges Jahr 20 Millionen 'Und heuer sind es
27 Millionen ISchilling. Der außewrdenUiche
Haushalt betrug vO'l'iges Jahr 5ü y,; Millionen,
heuer soll ,er 67 Millionen Schilling betragen.
Der Abgang ,des außerordentlichen Vor
anschlages ,rbeträg,t rund 38 Millionen. Er 'Soll
durch 'einen Kr1edH von gleicher Höhe gedeokt
werden. Wir haben also Ausigaben von
356,7 MiHioncn plus 67 Millionen weniiger
27 Millionen, ergibt eine Summe von
396,7 Millionen.

Das Budget des Landes Niederüsterreich für
das jahr 1951 ist somit fast an der 400-Mil
lionen.Grel1zeaIligelangt. Es wäre vielleicht
statisüsch und histo'1·ischint.er,essant, wenn wir
diese 400 Millionen mit dem Voranschlag des
Bundes 'vergleichen würden und di,e Ziffern
aus dem j ahrle 1938 heranziehen wolJt.en. Dabei
schneiden wir auf alle Fälle besser ab als der
Bund, weil das Landesbudget nicht in dem
Maße wie beim Bund lang'esti,egen ,ist. Hierzu
muß allerdings festgestellt werden, daß sich die
Ausgaben und die Verpflichtungen der Länder
und Gemeinden gegenüber jenen des Bundes
etwas !verschoiben 'haben.

Ich möchte nun auf die Ausigabensei,te
uns:ef>eS Budgets zu ispfl1echen kommen und als
ersten Punkt die Personallasten des 'Landes
hef'vorheben.

Schon in dem Ihnen schriftlich vOTliegenden
Bericht zum VomnschJ.agist ihingewi!esen, daß
die Per,sonallasten lauf Gmnd des Nachzieh
verf,ahrens und des 4. Lohn· und P,reis
abkommens um U'Ilig-efäihr 23 % hätten an·
steigen müssen. Si,e si'nd aber in Winldidrkeit
nur um 17 %angestie:gen; wi'r können daher
ein Minus von 6% verzeichnen. Diese 6% sind
dadurch entstanden, daß das Land Ni'cder
österreich einen Pers>ünal,abhau 'durchg>Cfiü'hrt
hat, der der Landiesverwaltung zwar nicht
leicht gefallen ist, der aber im wohltuenden
Gegensatz zu den Abbaumaßnahmen anderer

öffeIlitlicher Körperschaften steht, die es viel
leioht in manoher Hinsicht leichter hatten,
solche schmer:zliche, aber notwendige Maß
nahmen durchwflÜhren. Der Anteil der
Personalko'sten am Gesamtbudget iSlt gegen
über dem !vorigen j,ahrle nur unwesentlich veT
ä'ndert. Voriges jahr haben die Personallasten
,imgamzen Budgetrahmen 38 % betragen, heuer
betralgen sie 39 %.

Ich möchte noch ,auf etwas hinweisen in
diesem Budglet, das in der Gruppe 0 auf
scheint. Es sind dies die A'us,gaben für die
Ausgleichskasse, die zur Bezlahlung der Pen
sionen dient. !Das Land stellt hierfür 3 Mil
lionen bereit. Der Hohe Landtag wird über
diese 3 MiHiÜlnen noch Näheres zu verfügen
haben, weil zu diesen Ausgaben :eine gesetz
liche Regelung d'er Ausgleic'hskasse notwendig
ist. Ich möchte daher heute nur daf'auf ver
weisen, daß diese Post nicht sC'hon 'eine un
bedingte Ausgabe bedeutet, sondelrn noch an
ei>nGesetz, das beschlossen werden muß, ,ge
hunden ist. Die Aus!gl'Cichskasse wird die
Pensiollszahlungen für die Bediensteten der
ni,ederöst>erreichischen Gemeinden ,erfassen, 'So
weit sie nämlich pragmatische B'edienstete sind.
Ich kann schon vorweg sagen, daß eine Bdeih
gung des Landes für das Land ke:ine ve'f·
lockerude Sache ist und keinen Gewinn ,daT
stellt. <Es müsse dabei nur bedacht werden, ob
das Land hier 'nicht den Gemeinden helf.end
unter die Anne greifen muß und nur in dieser
li'i'1l'sicht wird sich der Landt,ag zu entscheiden
haben, ob wir ,diese :Last übernehmen sollen
oder nicht.

Als zwei,ten Punkt möchte ich die Gruppe
"Kultur und Schule" :in Betracht ziehen. Es
ist selbst1versltändlich, daß im ganzen Rahmen
des Liandeshudgets GoN sei Dank dii,e Aus
gaben für :Schule und Kultur .nicht :zu groß

.sind. Diese Aus,gabenpo!st war einmal ,eine der
grüßten Sorgen des Landtages und ,auch heiß
umstritten, zu einer Zeilt, ,als -in unserem
Budget noch diePefsonalikosten fÜlr die öffent
lichen Volks- und Hauptischulen 'enthalten
waren. Nach den derzeiügen gesetzlichen Be
stimmungen hat der 'Bund ,diese Personalkosten
zu hagen. IEs sind daher in di,esem Ka'P'iltel nur
die Ausgaben für kul·lurelle Angele,gen:heiten
sowie die S,achauSigahen für Schulen, insbeson
dere für Kindergä:rten und Gewerbeschulen, zu
finden.

Die Ausgaben für KulturangeJ.e,genheiten
sind in Anbetracht des ganzen 'Budgdwhmens
v.erhältnismäßig gening, doch muß ich 'sie
immerhin als bedeutungsvoll bezeichnen, weil
sie im Verhältnis zu 'fl1üheren j'ahren ein be
deutend größeres Ausmaß ha,ben. Es ist er
freulkh, daß das Land Nieder-äSiten'Cich für
Kulturausgahen diese Beträg,e zur Verfügung
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stellen kann. Ich möchte dabei betonen, daß
dies wöhl den Arbeiten zuz1ulschreiben ist, die
fern 'Von 'allem Streit und :allen Schwierigkeiten
im sNllen ,geleistet werden, wobei insbesondere
auf die Arbeiten hingewiesen werden soll, die
in die Vicrgange11lheit zeigen und .uns klar
werden lassen, daß wir auf großem histori
schem Boden stehen.

nie Ausgaben für die Schulen sind 'von 6,1
auf 7,5 Millionen im ordentlichen Budget und
von 1,6 auf 3,5 im außerordentlichen Budiget
angewachsen. Bei den KuHurangdegenheiten
sind sie von 2,7 auf 3 MilH'O'nen gestiegen, so
daß wir sagen können, daß sich die Ausgaben
um 21 % bIZW. 9%, und im außeroDdentlichen
Budig>et um 50% erhöht 'haben. Dabei wurde
vor allem Vorso'rgegetroffen, daß der ,ßau der
gewerblichen Schule für das iEise11l- ,und St.ahl
gewerbe in Waidho'fen an der Yhbs ,in Angriff
genommen werden kann, indem die erste Bau
Date von 2 Milli'Onen Schilling in das Budget
eingesetzt wUTde. Als Richtschnur !haben wir
uns !bei diesem Budtgd genommen, die Er
höhung der Per'sonallasten zu v1eranschlagen
und für die Sachausg1aben eine Erhöhung von
ungefähr 10% vorzusehen.

Das Kapitel ,;f'ürsorge und Gesundheits
wesen" 1bedeutet für dias Land eine :große Aus
gabe. Die im Laufe des Jahres 1950 erfolgte
Erhöhung der V,erpfl~gsgiebühren oder 1der
Koste11Jbei,träge ist in den Voranschlägen der
AnstaJt.en berüc'ksicMi,gt. Diese Gebühren und
Beiträg,e scheinen i,m Landesbudget a'ls Ein
n,ahmen der hetreffenden AnstaUen auf. Durch
das 4. Preis-und Lohnabkommen ist ,die Bilanz
der AnstaUen etwas 'V1erscMecMert wOfiden. Daß
sich die A1u:sgaben für das fürsor,gewesen ver
mehrt hahen, darf uns Inicht wundernehmen;
sie sind natürlich für di,e ganze Landesver
waltung belastend. So halben wir für dias
fürsorgewes,en ei'ne Stiei,gerunig von 25,3 Mil
lionen auf 33,8 MiUionen SchiHing, im auß'er
ordientlichen Aufwand 'von 2,2 MiUionen ,auf
3,4 Millionen Schilling und Eür das Gesund
heitswesen eine :solohe von 21,8 Millionen auf
27,5 Mi,J,]io,nen Schilling zu 'verzek:hnen. Pro
zentuell ausgedirück,t erutfallen ,auf das für
sor,gewesen 34 %,auf das Gesundheitswesen
~6 % und auf den außerordentlichen Aufwand
50 % des Gesamtaufwalrudes. Es ist d:ies eine
ansehnliche Leis,tun:g und eine Kraftanstren
gung der f'inanzverw1altung des Landes, nur
darf si,e uns' nicht hinwegtäuschen über die
groß,en Sorgen, die dem Lande und den Ge
meinden durch die Auf'rechter:haltung dieses
Standes des fÜf'sorge- 1und Gesundheitswesens,
also ;i'11Jsbesondere durch die Auf'recMerhaltullg
der Heime und Spitäler auferlegt sind. Es ist
sel'bst'v,erständlich, diaß ein großes Tauziehen
oder ein ,groß,er Streit über die Tragun,g dieser

defizitär,en Posten entstanden ist undiauch noch
in Zukunft entstehen wind.

Ich will hier die Defizite der ei'l1z,elncn An
staHen nicht einer Kritik 1unter:zieheru. Nur muß
ich mit aller !Deutlichlkeit dem Hohen Landtag
mitteilen, daß eine Übernahme 'Von Defiziten
der verschiedenen KraIl!~eI1Jhäuser 1<furch das
La,nd U!rumögHch ist, solang;e die derzeitige
Tei,lung der g1emei'l11samen Steuern besteht.
Denn die Last, die das Land übernehmen
müßte, 'wäre so groß, daß mit Idi,eser Re'gelung
sofort lauch eine Re1gelung des Schlüssel,s für
die Verteilung der geteilten Steuern vorge
nommen weriden müßte. Wie diese fr:age ,ge
r,egelt wird, hängt nicht allein 'VO'!I uns ab. Es
werden die verschiedenISten Stellen diarü,ber zu
beraten haben. leh ,glaube 'aber sagen zu
müssen, daß hinsichtlich der Verrechnung
kostendeokender Prei1se oder Gebühren noch
die Grundlage 'g,eklärt und genau festgelegt
werden muß, um welche Beträge es sich' dabei
handelt. Ich möchte il'ber nicht sagen, daß dies
für die Kmnkenk,assen oder für di'e einzelnen
Gebietskörperschaften unmöglich list. kh er
laube mir nur da'fa'uf hilliZuweisen, daß das
Land ungeheuer dm~unter zu leiden hat, wenn
es für jeden Pfle,gling 'Oder Piati-enten in ,den
Anst.alten und Spi,täIem,auch wenn er
knanken'V'ersichert ist, täglich einen Betlrag zu
dem Betrag, den die K'rankenkass'e bezahlt, zu
schi,eßen muß.

Bei ,der Oe'bar'Ung der Anstalten unter
scheide ich zwischen den 'Beträg.en für ihre
EJ:1richtung und Ausgestaltung und jenen für
den B,etrieb. Über ,die erstgenannten Beträge
glaube ich sagen und annehmen zu dürfen,
daß der Hohe Landt1ag unserem Vorschlag,
wie er im8'udig,et zum A'usdimck kommt, 'näm
lich für <den Bau von SpHäl-ern Beiträge z:u
leisten, zustimmen whd. Es sind dies ein
malige Beiträ,gean die Spi1talerhalter, ,die ehl
mal aufscheinen und nicht mehr wieder
kommen.Wir haben daher di,e seinerzeitigen
ßeiträg,e des Landes zum Zinsendienst 'für zum
Zwecke des Baues 'Von Spitäl,ern aufgenommene
uar'lehen in Beiträge 1umgew1andelt, die wir als
SUlbventionen den Spitalerhaltern ,geben. V'On
früher haben wir allerdings noch Aus1g,aben
von iungefähr z'usammen 2,9 Millionen Schil
Ung ~ÜJr den Zinsen- und Amorti1sationsdienst
von Darlehen zu tragen, die die einzelnen
Gemeinden oder Spitalerhalter .auf:genommen
haben. Di,ese 2,9 MiHionen Iwerden .nicht nur
dieses Bndiget, sondern 'auch noch die kommen
den BU1dg,ets belasten. Von nun an gehen wir
aber, wie ,schon im vorigen Jahr,e,solche lang
jährige VeP}Jflichtung.en nicht mehr ein, son
dern wiT ;geben die Beträge, die im Budget
sind, ,einmalig den ein~elnen Spitalerhaltem
oder Spitalerbauern als Suovent'i'On.
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Für die Heime, die das Land selbst führt,
kommt noch der Umstand Ül Betracht, ob in
diesen Heimen niederöst'erreiohische Kinder und
Pfleglinge oder Fremdzuständige betreut wer
den. Es kann j,edenfalls von uns kaum v,el"bngt

werden, daß uns von anderen Ländern oder
von Gebietskörperschaften Pfleglinge über
geben werden, zu deren Betre'uung und V,er
pflegung in unseren Anstalten wir einen
hohen Kostenbeitrag zuschießen müssen. Es
ist dasselbe Lied, daß der Finanzreferent
von Wien singt, der auch sagt, er s'ei
nicht ,in der Lage, auf ,die Dauer für solche
Pfle:ghn:ge ZU sorgen, die nicht aus seinem
Gebiet stammen. leh möchte daher betonen,
daß wir in dieser Hinsicht für eine Klärung
ei'ntreten müssen. Niederösterreich hat für
seine Bevölk,erung zu sor,gen und da haben
wir bereits so große Lasten zu tragen, daß es
uns nicht möglich ist, auch noch für andere,
für die wir nicht verpflichtd sind zu sorgen,
die Fürsor,ge zu übernehmen.

Die Leistungen ·der Landresverwaltung für
landwirtschaftliche Angelegenheiten sind in
der Gruppe für Meliorationen, <Ent-und B,e
wässerungen, Elektrifizierungen in der Land
wirtschaft und für landwirtschaftliche Schulen
zusammmgdaß't. Die Beträge 'hierfür sind von
21,4 Milrlionen auf 26,2 Millionen Schilling
gestiegen. Der raußerordentliche Haushalt für
dies,e Ausgaben hat keine Steigerung erfahren.
Die Steigerung stellt eine prozentuelle Er
höihungvon 20 % dar. Die Leistungm für
die landwirtschaftlichen Angelegenheiten sind
jedenfalls heachtenswert. Ich möchte sie des
wegen unterstreichen, weil mit ihnen eine Ver
hesserung der Prorduldionsstätten und Produk
tionsmittel erzielt wind und damit eine Vor
bedingung für die Produktionssteigerung ge
schaffen ist. Zu dieser ist aber auch die Bil
dung und Schulung jener Menschen notwendig,
di,e ihr Leben lang mit den modernisIerten
Produktionsmitteln hachten müssen, eben die
größte Prorduktion in diesem Sektor zu er
zielen. Die nächstgrößte Post in unserem
Landresbudg'et 'sind die Stflaß,en- 'umid Wasser
bauten. Hier IhCliben wir eine Steigerung zu ver
zeichnen, die zwar prozentueH :gerechnet nicht
sehr groß rist, die aber nichtsdestowenig,er eine
sehr erschreckende Belastung darstellt.Für
das StraBenhauwesen 'haben wir eine Erhöhung
von 76,4 auf 82,4 Millionen, für di,e Wasser
bauten von 9,8 lauf 12,3 Millionen Schilling
veranschlagt. Im außuordentlichen Haushalt
sind die Beträge von 26 Millionen auf
29,4 Millionen g,estiegen, von welchen 25 Mil
lionen auf das Str,aßenwesen und 4,4 Millionen
auf die W,a'S'serbauten entfallen. Wir haben
also eine Steigerung Ivon ·10% und im außer
ordentlichen Haushalt eine Steig,erung VOll

15 %. Über diese Post gä'bees ungeheuer viel
zu sagen. Ich muß nur kurz darauf 'verweisen,
daß diese Post die größte Last für das Land
bedeutet und mit ei,ne Ursache ist, warum
sich NiedertÖstrerreich gegenüber den anderen
Bundesländefill finanziell iviel sc!hweper tut. Es
ist 'eben nicht abzuleugnen, daß um eine
Bundeshauptstadt herum ein Land liegt, ohne
Hauptstadt, und daß aus dieser Bundeshaupt
stadt und dem Lande Wien alle St'raBen radi'al
nach allen Richtungen der Weltgegenden ver
laufen unrdauch eine dementsprrechende Fre
quenz mit sich bringen. So wie im vorigen
Jahre mÖochte 'ieh 'auclh heuer darauf verweisen,
daß es 'uns 'schmer:zHah berührt, daß wir ioIl
dieser Fnage ,auf sehr geringes Verständnis bei
der BundiesverWlaltung stoßen. Wir lk'önnen es
z. H. nicht rvel1hinrdeTIfi, daß auf den Straßen
in Niederö'sterreich Autobusse verkehren, die
auf 'Grund ihr,er Wiener Nummer die Kraft
wagena'bgabe in Wien bez'ahrlen und oN ieder
österreich davon rvom 1Blund nichts erhält.
Wenn sokhe AUitobusse nun ,gar alus öHent
lichen Mitteln ,arngesühiaHrt ,werden und über
schlechte Straßen f,aihren, ISO ~ommt es :vor, daß
ehe teuersten und bestkmlstruierten Wagen in
kürzester Zei,t ihaVlarieren, weil Achsbrüche
und 'So'llstige Schäden aufscheinen. Wirtschaft
licher wäre es diaher, wenn die nö. rLandes
verwaltung die besagten Beträge bekommen
würde, ,damit wir sie in runsere Straßen in
vestieren Ikönnten. IDer ldierzeitige Zustand wird
noch diardurch rverschärH, daß das L'a'11d
Niederösterreich sehr wenig .Linien, die nur
für ein Land in Betliacht kommen, zu 'vergeben
oder zu betreuen :hat Wenn man über die
Grenze von Wien f.ährt, rso fährt man 'Schon
auf eineT Zwei-Landi-rLinie, die somit in die
Kompetenz des Mirnisteriums für 'verstaatlichte
Betriebe rund Verkehr fällt.

Trotz .aHer dieser Sorgen müssen wir sagen,
daß dieses Bud,getkapi,tel ,eine Voraussetzung
für die glanze iwirtlschaHlichre Gestaltung
unseres 'L'andes ist. Diese wirtschaft1:iche Ge
staltung kann aber 'nur pO'sibv absc'hneiden,
wenn in diesem Lande Al'beit, Brot und Ver
dienst geschaffen wi·rd. Diese A,ufg,ahe Ikönnen
w'ir aber nur durch eine großzügige Bautätig
keit durchführen. kh glaube, daß Sie selbst
aBe der IglreichenMeinulnlg sind und meiner
Anse:hauung Techt g,eben. Der Straßenba:u in
NiedN'Ö'sterreich hat sieh im den versühieden
stenBoezliriken wohltuend ausgewirkt und hat
vielen 'F,amilien die Sorgen genommen. Wir
woUen ,daher auch im nächsten Jahre die Bau
tätigkeit auf U!1'Sreren Straßen :und Brücken
fOTtsetzen. Ich bedarure nur, und möchte das
hier 'ÖffenUich kundtun, daß ich dem Herrn
Referenten 'für das Straßenwesen, unserem
LandeshauptmannsteHrvertreter K:argl, seine
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Wünsche nicht hundertprozentig befriedigen,
sondern ihm nur dne Erhöhung um 10% zu
gestehen konnte. !Er ist mit di,esem Proz,entsatz
ni,edriger bedacht al'saUeandieren Rderate.
Die Landesverwaltung wird sich ,abel' be
mühen, durch irgend/welche Maßnalhmen, die
im ikommenden J,ahre vieUeicht möglich sein
werden, g,erade für dieses Kapitel vonzU'sorgen,
denn die Sorg,en für ,diiesen VerwaUlungszweig
sind nicht !kleiner, 'Sondem griöß'er geworden
und wir alle sind daher verpflichtet, gerade
diesem Sektor die iÜrundlage zu geben, damit
dJie wirtschaftliche IEntwi~klun:g in unserem
L'ande erfolgreich gest,altet 'werden kann.

Als nächsten Punikt möchte ich ganz beson
ders dien Wohnungsbau hervorheben. Heuer
haben wir ,im Budget erstmals 'einen Betrag
von 12 MHlionen SchHHng ,eingesetzt gehabt.
Diese 12 Millionen halben wir nun auf
14,5 Millionen erhöht, also um 20 %; außer
dem haben wir in diesem Jahre noch einen
Nachtliagsklf{~dit von 8 Millionen Schilling
bewilligt, so daß in diesem Jahre 20 Millionen
zur Verfügung gestellt werden. Wir werden
uns auch im 'nächsten Jahr,e bemühen, neue
Kredite zm Verfügung zu stdlen, wenn sich
d~e Finanzlage des Landes halbwegs bessert.

Bei diesem Kapitel möchte ich insbesondere
hervorheben, daß unsere Lösung des Problems
des Wohnungsbaues und der Wohnlhauf,örde
l'un:g :nicht nur einen Erfo,lg der nö. Landes
verwaltung bedeut'et, sondern dial1über hinaus
auch beispielgebend! ,für di'e Verhandlungen
des Wohnungspl1ohlems ,in :uns'erem Staate
waren. Ich möchte vor :allem damufverweisen,
daß es in Niederöst,errekh gdungen ist, bei
Lö'sung dieser Frage die größtmögliche Viel
falt anzuwenden, das heißt, nkht nur die
Gemeindebauten oder die gemeinnützi,gen Sied
lun:gsbauten zu berücksichtigen, sondern über
haupt alles, was dier Bekämpfung der Woh
nungsnot dient. Wlir ihalhen ahe1rauch 'Vor
gesorgt, daß der pri'vatie Bauherr 'vom L!ande
unterstützt wird, wenn er sich ein IEinfamilien
haus oder eine Wohnu,ng schaUen wiH, und
daß auch jeder einzelne, de'raHein oder mit
anderen zusammen eine Wohnung bauen odeT
Wühnungseigentum erwerben will, Berücksich
tigung findet. Es ist ein erfreuliches Zeichen
für dlie Aikhvität 'unserer Beviö'1kemng, daß
gerade p'fi'vlatle Bauhenen ,am billigsten bauen,
weil :sie mit allen möglichen Hilfsmitteln
a'flbeHen, um ein Haus hauen zu können. Ich
kann 'sagen, daß es danik dieses neuen Budgets
in kürzester Zeit möglich sein wird, d'ie
tausendste Wohnung i,n uuserem Lande Nieder
österreich zu 'Vergeben. (Beifall bei der Volks
partei.)

Grund"Ü'l"a'll'ssetzung, um aB das leisten zu
können, ist aber, daß wirspar9amst wirt-

schaften. Nur der, der imallg/erneilnen Lehen
und! in seinen allgemeinen GeschäHen spar
samst zu Wel1k,e geht, Ikann groß'e Werke er
stehen lassen; der, der bei der Ausgabe von
kleinen !ß:eträgen locker und large 'vorgeht,
wird zu größeren Lei'stungen 'nicht fähig sei'n.
Darum verzeihen Sie, wenn ich resonder·en
Wert auf das Wort Sparsamkeit in der Fi,uanz
verwaltung dieses Landes leg,e.

Wir sind jetzt am ,Ende dieses Jahres an
gdangt, und ich freue mich sa,gen zu können,
daß aUe Verpflichtungen dies Landeshundiert
prozent<ig ,erfüllt wurden. (Beifall bei der
ÖVP.) Wir k,önnen lalbel' :auc'h feststdlen, daß
manchmal diese oder jene Abteilung beshebt
ist, nicht 'verbrauchte KredHe bis ]ahresschluß
unbedingt noch aus7Jugeben. leh sage Ihnen,
daß ich das nicht gutlheißen kann. Es muß
nicht alles ,ausgegeben werden, so'ndern wir
hahen vor 'allernanideren zu sparen. Denn
wenn wir uns irgend!wo ein paar 'hundert oder
tausend SchHling ersparen, so kann damit in
summa etwas Größeres geschaffen werden.

Ich wÜl1de i,nsbesondere aus di,esem Omnde
hier einmaI ,anregen, daß der Ersp,arungskom
missär in diesem Lande ihi,er eine härtere Hand
häHe und so manches zeitg'erec:ht entdecken
oder 'vorsehen !könnte. Ich glaube, es gibt auch
bei ,uns noch klei'nere Beträge, die wir uns er
sparen können. Und dann wÜl1de ich glauben,
daß wir 'uns in Zukunft auch einmal mit der
fmge beschäftigen sollten, ob der Ersparungs
kommissär dem ifinanz- und! Kontrollausschuß
oder dem F·inanzl'efer.at untersteHt wenden soll.
Es istfrür einm Finanzreferenten schwer, wenn
er allein aus 'eigenem Antrj,eb immer der
Sparende oder der Mahnemde sei'n soll. Denn,
meine sehr 'vere:hrten Damen und Herren, dier
Finanzl'efer,ent ist vor allem anderen ver
pHichtet, das Geld herbeizuschaffen, ausg,ebell
tun es die :anderen. Es ist er,fr'eulk'h, wenn
man 'Viel herbeischaffen Ikann, und es ist noch
erfreulicher, 'wenn zweckentsprechend und auf
bauend a1llisgegeben wird. Aber über allem
steht die VerpHichtung zu sp.aren, 'und: ich
glaube, soweit Sie di'e Finanz'verwraltung
dieses ,Landes heobachten Ikönnen w,erden Sie. ,
gesehen haben\ daß in diesem Jahre aBe Aus
~a:berr ,w,ohl genau untersucht wor,den sind und,
soweit 'es überhaupt dem Finanzreferenten
mögHch gewesen ist, ,auch bezah'lt wurden. [s
wurde auch immer wi'eder mit ,den einzeln '11

Ref'erel1lten gesprochen, ob ,diesle oder Jene Alus
gaben wirklich notwendig sind. Und so
manohe'r hat 'Über gutes Zurooien einzelne Aus
gaben !gestrichen. IDerFinanzreferent oder ein
Beamter des ',Fli'namzref,erates mußte immer
wieder mahnen, spart das 'ein und! spart jenes
ein. Im grüßen und Ig,arrzen kann ich Ihnen
sagen, daß die Beamtenschaft der verschie-
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denen Referate 'und auch die Referenten selbst
immer Verständnis dafür gezeigt haben. (Bei
fall bei der ÖVP.)

So :glaube lieh sagen zu dürfen, daß die Aus
giabenseite, wenn sie uns ,auch bedrückt, doch
ein erfreuliches ,Bild zeigt. Vor allem ist sie
uns nicht über den Kopf gewachsen, denn das
ist ja die grüßte Sorge.

Wenn ich über die Ausgaben spr'eche, so
muß ich aber auch über die IEinnah:men genau
im Bi'lde sein. Wenn Sie die Einnahmens'cite
betnachten, so werden Sie finden, daß sie fest
umrissen ist,und zwar durch die Abgaben
ertnags,anteile. :Der finanzreferent des Landes
Niederösterreich oder eines anderen 'Landes
kann ,nicht vor den Landtag hintrden und
sagen, er brauche neue Steuern oder er brauche
diese oder jene 'E'iunahmen. So weit reicht die
Steuerhoheit ,der Länder derzeit nicht. Sie
können sich vorsteHen, daß die Länder mit
ziemlich 'gwßer 'Energie fordern, daß sie diese
Hoheit wieder bekommen sollen. Es haben
heuer nicht nur Wochen, sondern Monat,ehin
durch gelrade über diesenPun:kt Verhland:lungen
stattgef'unden. 'Es wur,de über die verschieden
sten Möglichk,eiten verhandelt. Man hat unter
anderem auch einen Plan aus:gearbeitet, nach
welchem die Länder, statt das vielg,enannte
"Notopfer" zu leisten, eine neue Last auf sich
nehmen saHten, und zwar die Last derLehr,,~r

besoldung. Sie sollten diese Last auf sich
nehmen und dann auf die Gemeinden über
wälzen. Diese Pläne wurden alle ernstlich
durchgearbeitet. Dabei hat manaher auf eines
vergessen: Man hat nämlj,ch nur immer in
summa summarum gerechnet und als man
diese Summe ,auf die einzdnen ,Länder lauf
geteilt hat, mußt'e man f~stste1'len, daß wegen
der finanziellen Schwäche ,des Landes Nieder
öskl"'r,eiches nicht möglich wäre, einen einheit
lichenWeg zu gehen. Wenn nämlich die Län
der d'i,C'se Schullastcn übernommen und auf ,die
Gemeinden weiter überwälzt hätten -- die
Gemeinden häüen j1a dann auch kein Bundes
präzipuum oder Nat'Opfer zahlen müssen -,
so hätten die· Länder verschiedenHic:he Prozent
sätze 'von den Gemeindesteuern einheben
müssen, weil eben die Gemeindesteuern in den
verschiedenen Ländern venschieden groß sind.
So hätte ein L,and, das ziemlich weit westlich
von uns liegt, nur 21 % gebDaucht, um diese
Kosten decken zu können. Das Land Nieder
österreich aber,fast auf der geographischen
Gegenseite gelegen, hat keinen so großen
Steuerertrag und es hätte daher 33 % von den
Gemeindesteuern wegnehmen müss,en, um ,die
in Rede stehenden Kosten decken zu können.
Ich mußte daher mit aller Entschiedenheit auf
diese finanzielle Diskrepanz hinweisen und
sagen, daß unter den derzeitigen V'crhältnissen

eine Verselbständigung der 'f'jnanz:verwalt<U11
gen ,der Länder unmöglich ist. Wieso ,die Sache
so gelagert ist, kann nur der 'heantworten, :der
die Verhältnisse in Niederösterreich sellbst
kennt. Solange die VerhäHnisse eben so sind,
können wir nur einen Weg gehen, nämlich
den Weg der Gesamteinkommensverteilung. Zu
schwer getwffen ist dieses L1and,als daß es
denselben Weg gehen könnte, wie ein 'im
Westen von uns liegendes Land. Wir mußten
daher die Übernahme der Kosten der Lehrer-,
besoldung 'aiblehncn :und lauf dem derzeitigen
finanzausgleich bestehen. Es ist selbstver
stälndlich, daß dann das Notopfer lader, wie
es jetzt heißt, das Bundespräzipuum, über
nommen werden :und in ähnliC'her Weilse, wie
im Vorjahre, auf die 6nzdnen Länder auf
g'eteilt werden mußte. Das Notopfer wurde
zwar von 350 ,auf 400 Millionenr erhöht, wo
Ivon das Land Niederösterreich 16 Millionen
übernehmen mußte. Ich weise hier besonders
darauf hin, daß wir natürhch auch dem Bund
Zusagen machen mußten dahingehend, daß
die Kosten der Lehrerbesoldung nichts ins Un
el1meßliche steigen, sondern daß diese Kos'ten
mit einem Pllafond versehen werden. Sie wissen,
diaß in jedem Lande die Schüleülalh} maß
gebend fiür di,e Zahl der 'L,ehrpersolnen ist, die
durch den Bund besohLet werden. Wel1den in
einem Lande mehr rLehrpersonen eingesteHt, so
geht das auf Küsten des L'andes. Dabei muß
ich sagen, daß di:e Schülerzahlvon 30 für
Volksschulen, 20 für Hauptschulen und 15 für
Sonderschulen nur für dr,ei Länder in Betl1aoht
kommt, und zwar für Wien, Niederösterreich
und! das Burgenland. Kärnten liegt fast auf
dieser :Lini'e, es hat nur um einige Dutzend
Lehrpersonen mehr. Alle anderen Länder lie
gen bei dnem Durchschnitt :von 31, 21 :und 16,
so daß man sagt, es seien jetzt Einsparungen
beim Schulw~sefl erfolgt. Diese Zahlen spre
chen 'viel deutlicher als :irgenidiwekhe Entstel
lungen in ei'ner Zeitung. Unser Schulwesen
wird aucrh in ZUlkunft so geführt werden
~önnen, daß wir es mit jedem anderen Zweig
im Schulwesen 'vergleichenJ\1önnen. Das
finanzministeüum muß aber, wenn es die
Bez1ahlung der Lehrer auch in Zukunft über
nimmt, die Garant,je haben, daß nicht 'auf
seine Kosten ins' Unenmeßliche AnsteHungen
von L,ehrptTso'nen -vorgenommen werden. Ich
möchte das besonders deswegen sagen, weil
geraide über diesen Punkt manchmal ulnrichtige
ßehauptungen gemacht werden. Es heißt näm
lich oft, die westlichen Länder müssen trotz
der Schülerz,ahl von 31, 21 und 16 B,eiträge
leisten, während die anderen vi'er ,genannten
Länder bei ihrer Schülerzahl von 30, 20 und
15 k'einen Beitrag leisten müssen. Ich möchte
aber ganz besonders betonen, daß es ein ,großer
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Untersohied ist, ob wir in einem östlich liegen
den oder in einem westlich gdegenen L anc1e
leben. Es list Isdibstverständlich, daß sich i'n
den letzt:geIlJanntenLä:ndern die Laudes- oder
die Gemeinde'V,erwaltungen viel leichter arhei
ten. Es ist daher sehr sohmerz'1ich zu empfin
den, dlaß manche Ländier, die es sich leisten
können, die Gehälter ihrer Beamten und An
gesteUten erhö'hen. Ich bedauere dies des
we'gen schmerzlich, weil wir solohe Gehalts
erhöhungen, di'e in einzelnen westlichenBund~s

länd,ern ivorgenommen wurden, nicht machen
können. Unser iB:u:dget ist soangespanITlt, daß
wir eine so'1che Gehaltserhöhung 'nur dann
durchführen ikönnten, wenn wir die Zahl der
Angestellten oder Beamten verringern.

Ich möchte das auch :deshalb slagen, weil
dies wieder ein Zeichen dafür ist, wie grund
verschieden die W'irtsohaftsfÜ'hrung der ein
zelnen Bumllesländer ist. Si,e 'seihst werden sich
über diese Verschilederrarti:gkeH bei den Ertrags
ant'cilen ein B:iJ,d maohen können. So finden Si,e
zum Beispi,el bei d,en Ertnagsalnteilen des L,an
des Niederösterreich ein Ansteigen ,der Ant'eüe
an dler Lohnsnmmenst1euer iund ein ,Absiniken
der Anteile ,an der Ei'nkommenst'Ciuer. Im
Bundesbudget finden Sie aber, ,daß die Ein
kommensteuer ,angestiegen 'ist, wogegen, wie
bereits erwähnt, der Antei,l Ni,eder,österreichs
an d'ieser Steuer sinkt. Wenn ich Ihnen nun
sage, daß hei der Aufteilung der gemeinsamen
Steuern dias ,ganz'e Geheimll'isiln der Vertei
lungsart hegt, so werden Si'e das Iver:stehen.
Die Lohnsummensteuer z,um Beispiel wird he
kanntlich 'llIach der iB'ev'Ö'lkerung.sz,ahl aufge
teilt. Es ist al'so ,ganzgleich,gültig, 'Üb zum
BeispIel N iederÖ'sterneioh :Betriebe besitzt oder
nicht, die Lohnsummensteuer zu bez'ahlen
haben. Bei einzelnen Steuemaber, die nach
dem Aufkommen '3'uf,geteilt werden, sind wir
besonders schwer betroffen, weil wir in unsepem
Lande Betriebe halben, dJie g,ar keine Steuern
Ibezahlen. Es handelt sich da um 'einegianze
Reihe von Steuern. Darf ich Ihnen di,e Liste
einmal 'vorlesen? Di,e veranlagte Einkommen
steuer, die K,örpersc:haHsMeuer, der B,esatzungs
koshenbeitraghierzu, der 'zur Hälfte für ,den
ßau von Wohnungen veflwendet wird, die
Ver:mögenssteuer, der Besatzungsikostenbeitrag
hi,erzu, die VermögenSlahgabe, die Umsatz
steuer, dii,e eine Säule des Budget:s ist. Alle
diese Steuern wer'den von ,diesen Betrieben
nicht hez,ahH. Glauben Sie wirklich, daß das
spurlos an 'uns,erem Lande vorübergeht?

Aber nicht nur di,ese Bundessteuern, sondern
auch die Gemeindesteuern werden nicht be
z,ahlt. Zum Beispiel die Gewerlbesteuer, die
Grundsteuer, die Getränkesteuer, 'und ich darf
auch slagen, die Lohll'summensteuer wird nicht
v'O'll abgeführt. Ja, sogar bei den Sozialver-

sicherungsbe:iträgen si,nd ansehnliche Rück
stände zu ver,zeichnen. ,Es sind di,es jene Rück
stä'nde, dli'e es 'unseren Kr:anlkenlkassen nicht er
möglichen, die UnterstütwngsgeLder an unsere
Kranken Isowi,e di,e IBei'träge an unsere Kranken
häuser zu .zahlen.

Wir haben 'also eine ,ganze,L'iste von
Steuel1Verweigeru,ngen in !unserem Lande, über
die wir uns nUr hinwcgheHen kö'nnen, indem
wir tr,acht,en, an dem Aufkommen der Siteuern,
die in den andef'en Ländern bezahlt werden,
nach unserer BevÖ'1kemngszahl 'beheiNgt zu
werden. Denn wenn wi'r von dem Steuerauf
kommen, ,das in 'unserem LandJe aufg,(Jbracht
wird, aHein lehen müßten, würden wir noch
viel, vielschwever ,getrof,fen sein.

Das wollte ich endEch einmal sagen, wei,l es
,die Urslache der Schwierigkeiten in unser,er
Lanldesverwa1t:ung ist. Deshalb k'önnenwir
auch nicht einer St'euerhOlheit, 'einer Steuer
.autonomie, in den Ländern 'Zustimmen, faHs
eine solche vef'l,a'I1gt würde. Denn auf der
einen Seite ikölnnen bdnahe 'alle Steuern er
hoben werden, weil in dem betreffenden Lande
eben jeder v,erpflichtet ist, die Steuern zu
zahlen. Auf der anderen Sei.te gilbt es aber
einen so grüßen Prozentsatz von Leuten, {lli,e
skh um ,die Verpflichtung, Steuern zu zahlen,
nicht kümmern und die meinen, sie könnten in
diesem Lande 'tun, 'W,as 'Sie woUen, weil sie,
wiissen, diaß 'si'e in dien Igesetz.g'ebenden K'örper
schaften Leute ,halben, ,die ,diesen Zustaill'(] gut
heißen. (Zustimmung bei der Volkspartei und
dm Sozialisten.)

Meine sehr Verehrten! Oas ,sind die Schwie
rigkeiten, mit denen wir kämpfen müssen. Wir
müssen trachten, dennoch mit 'allen diesen
Schwierig'kei{'e1l fertig zu werden. Das ist uns
auch bereits gdiungen, aber nicht dadiurch, daß
wir vidIeicht dlie Verpflichtungen, die der
L3Indt'ag auf sioh :genommen hat, nioht er,füllt
hätten. Im iGeg,enteil, 'wir haben über diese
Verpflichtungen hinaus dem Landit,a,g ein
Nachtragsbudg,et vorgelegt, das Sie, meine
sehr verehrten Damen und Herren, ibesohlossen
haben. loh eI1innere Inur an ,das Naohtrags
budget für die Wohnlbaiuhilfe, i'oh erinnere an
das Nachtragsbudgd, dias der IFinanz.ausschuß
jetzt 'erst beschlossen und besprochen hat. Das
alles sind Verpflichtungen, die Sie, meine sehr
'Vefiehrten Damen un'd Herren, übernommen
und ,für die S,ie auch die Vemntwortuug zu
tragen Ihaben. Wi'rhaben sie auch restlo's er
füllt. Eine Ermächtigung oder einen Weg zu
suchen, um diese Verpflichtungen nicht zu 'er
füllen, dlie brauohen wir nicht, wiewohl die
Mehrrheit ,sie ohne weiteres beschließ,en könnte.
Alber wir si'nd dafür, daß im Landtlag alles
besprochen wird,aber lauch offen rund ehrlkh,
wie dii'e Verhältnisse sind'. In diesem Lande
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h,ahen wir mit Schwierigkeiten zu kämpfen,
wir müssen daher unseren Mann stellen, auch
dann, wenn wir !beschimpft und ,geschmäht
werden. (Beifall bei der ÖVP.l Daru'illsage
ich ,Ihnen: Wir wenden auch in Zukunft unsere
Verpfliohtun:gen 'erfüllen, und was Si,e, meine
sehr 'Verehrten Damen und Herren dier Regie
r.u'lli~sparteien, !beschließen, das ist verpflich
tend für die Regierung, aber auch nur das!
Einem Befehl oder ,einem Zwang 'von dritter
oder anderer Seite werden wir s'tandhalten.
(Neuerlicher Beifall bei der öVP. - R.uf beim
Linksblock: Napoleon!)

So glaube ich sagen zu dürfen, daß diese
Zeit, ,in der 'wir leben - es ist eine Zeit des
Nachkrieges, eines Krieges, der auf' uns,erellll
Lande im Gegensatz zu den ,anderen Ländern
am meisten liastet -, von uns so gemeistert
werden möge, wie in den verganlgenen Jahren.
WoHen wi'r ,hüHen, daß wir auch in Zukunft
die Kraft aufbringen, diese Sohwierigkeiten zu
meistern. AUJer eines muß :uns dabei schon
heute klar sein: Möge da kommen, was da
will, wir werden auf unserem Platz,e stehen,
granz gleichgültig, wer iuns entgegentritt. für
uns kann es nur eirnes geben: Dieses Land
und dieses Vülk zu betr,euen, es zu vertreten,
es zu verteidigen und ihm zu helfen, sei'ne Frei
heit zu ,erringen. (Lebhafter Beifall bei der
ÖVP.)

PRÄSInENT: Ich eröffne die General
debatte und erteile als erstem Redner Herrn
Landesr,at Ge n ne r das Wort.

Landesmt OENNER.: Nied!el'öst'erreich,
außer Wien das größ,te und wichtrigste Bundes
land, ist ein schrwer,geprüftes Land. Seit vielen
Ja,hren hat die 'Bevölkerung dieses Landes
schrwererals die B,evölkerung ,anderer Bundes
länder Leiden ertr,agen müssen und es hat
diese Leiden seit vi,elen J a'hren mit großer
Geduld getragen. Wenn wir die Tiatsachen,
daß die niedlepösterreiohische Bevölikerlung mehr
als die (Bevölkerung irgendeines andepen
Landes den friedlichen Aufrbauwillen hat und
während des Krieges und der Naohkriegszeit
v'iele Leiden getragen hat, ohne zu murren,
als Grundlage für die Gestaltung des Budgets
nehmen würden, dann müßt,en diese Tatsachen
im Budget dies Llandres ihre Widerspiegel:ung
finden. Wir wollen prüfen, ob das der fall ist.

Niederösterreich hat während des Krieges
3m meisten geI:i:tten. Ni'ederösterreichs Städte,
Betri,eibe und Wohnungen wurden 'von ameri
kanischen Bombern 'vernichtet. In den letzten
Monaten ist auch der Krieg über NiedlerÖ'ster
reich gerast und !heute nÜ'ch gibt es Ruinen in
den Städten, die davon Zeugnis arble:gen, welch
schmerzliche Opfer Niederösterreich :gebmcht
hat, und zwar für das ganze Bundesgebiet.

Wie hat nun der Bund diesem größten 'l\llld
wichtigsten Bundesland diese Opfer gedanikt?
Wie hat nun ,der B,und diesem großen und
wichtigen Bundesland geholfen, nach dem
l( rieg die wirtschaftlichen Schwierigkeiten zu
überwinden, und wie und mit welcher Inten
sität haben 'sich die Vertreter dieses Landes
bemüht, 'ausgehend 'Von dieser Grundt,atsache,
zu erreichen, daß i'hm diese Hilfe zuteil wird?
In diesem Hohen Hause ist von den Vertretern
aller Parteien schon manches bittere Wort dar
über gesprochen worden, wie der Bund seine
Verpfliohtun!g Igegenüber unserem Lande ver
nachlässigt hat. Wir erinnern uns alle noch
an die Zeit, wo es in diesem Hohen ,H,ause so
genannte ",Ernährungsdehatten" darüber ge
geben hat, daß in Nieder:österreich Notstand,s
gebiete waren und in den Iindustriegebiden
Not und Elend geh2rrscht hat 'und hierzu ·fest
gestellt wor:den ist, daß die Zuteilungen an
Lebensmittel in Niederösterreich nicht einmal
dem Rahmen des ohnedies unzulängl'ichen
Kalorienp'lanes entsprochen haben. Wir er
innern uns weiter noch an die Zeit, wo in
diesem Hause fest!gestellt worden ist, daß
Niederösterreich hei allen Zuteilungen an iBlau
stoffen, Rohstoffen, Kohle' us:w., immer ,an
letzter SteHe gestanden 'ist. Wir haben 'auch
lllanchen energischen Protest und sicher auch
manchen ernst zunehmenen Protest gehört.
Durchgesetzt hat sich jedoch :die Landes
regierung undh3iben sich :die Vertreter dieses
Landes in diesem Hause bei der Bundesregie
rung niemaIs,a'uch nicht ein ,einziges M,al!
Und nun, Hoher Landtag, die Proteste 'sind
,'either 'verstummt, denn es gibt offenbar Leute,
die der Mei1nung sind, es hat keinen Sinn
mehr, in der ,heutigen Situation odort zu pro
testieren, wo es notwendig ist, sondiern die es
vielmehr für 'Hotwendi,g halten, Ahl:enku'll,~s

manöver zu machen, in ungeheurer hektischer
Aufregung von randeren rDingen iZU reden und ,
nicht von der tatsächlichen Grunlc1Jl,age auszu
gehen, von ,der dieses Budget hätte ausgehen
müssen. Sie reden nicht von der lan!gjährig
bewußten und planmäßigen Schädigunlg Nied~r

öst'crreichs, gegen die noch die frühere La'lldes
regiel1ung unter Reither und gegen die auch
der fpühere Landesrat Halle,r gekämpft hat. Der
je!z'ige hnanzreferent, der 'Wohl nur her
geschickt worden ist, um ganz ,and~r,e Ziele
und Zwecke Z'U verfolgen, hat sich 'cJlami:tab
gefunden. Davon 'wollen 'wir jetzt reden.

Bei den ß.eratungen des Voranschlages für
1950 ist sogar noch ein Beschluß gdaßt wor
den, der den Bund ,diara'n erinnert, daß er Ver
pflichtungen zu erfüllen !hrat. Im Vor.ansohlag
für 1950 war also no,ch von den Verpflkh
lungen des Bundes die R'ede. Heute 'ist hiervon
nicht mehr die R'ede. Ma'n hat sich damit ab-
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gdiundJen, d.laß der Bund seine Schulden an
dias Land nicht hez,ahlt, man hat sich ,damit
~bg'efunden, daß sich der Bund überall ein
mischt, sowohl in die AngeJ.egenheiten der
S'tmß,en des Landes,als auch übel1haupt in
aU,es, was in Niederöst'erreich geschi,eht, aber
nur um die Aufhaub>ereitschaft in Niederöster
rekh nicht zu fördern, sondern um sie zu
hemmen und Zll verhindern. Das ist die Ent
wicklung in den letzten ]Iahren gewesen. Es
gibt nicht mehr den formalen Protest oder das
Aurseinanderset:zen mit dien Leuten von drüben
beim Bund, es gibt dafür nur mehr die Hetze
gegen die Besatzungsmacht. !Das 'ist dias Werk
des Landesl'ates MülIner und seiner Leute.

Wie st,eht es nun mit den einzelnen Posten
des Budgets? Wie erifüllt das Budget seine
V,erpflichtungen, die dochbekanntlkh nicht nur
finanzidIer Natur sind? Wü immer man in
Niederösterreich 'herumkommt, in Städten und
Dör,fern, sieht man, welch große 'wirtschaft
liche Schwierigkeiten es gibt. Nach dem J.etzten
Lahn- und Freispakt ist ,die Lebel1iSihaHunlg
der Arbeiter wesentlich verschlechtert worden,
die Notlage der Ang'estelHen wächst unheim
lich, das weiß je~er von ,uns. Aber 'auch d1ie
wirtschaftlicheL,ag,e der [Blauem, die natürlich
,auch von den A:uswirlkung'en des Lohn- und
Preispaktes IbetroHen werden, wie wir alle
wissen - ich nenne hier nur zum Beispiel die
kleinen Weinhauerusw. -, ist geradezu v,er
zweifdt. Es ist ,da'von'gesprochen worden, daß
der finanzr,ef,erent dazu ldia 'ist, dias >Geld her
beiziusohaHen, dias die landeren auszugeben
haben. Bekanntlich ist ,es so, daß die Länder
Ertragsanteile bekommen. Den 'aUergrößten
Teil der Steuerlast - darüber wenden wir noch
einiges sag,en -- trä:gt d!ie arheitende Bev'öl
kemng, tnagen vor aUem die Arbeiter, Idie .die
pünlkthchsten Steuerz,ahler sindiund ,sein
müssen. Beim "nieder,österreichischen Budglet
wird auf ,der Ausgabenseite dieser Tatsache
j.edoch nicht Rechlnung :g,etragen. Es gibt 'über
all Posten, die g,~genuber d~m vorigen j:ahre
kaum verändert sind und wir werden an Hand
,der ei,nzelnen p.osten noch f,est!stel1en, ,daß
nirgends das 'Bestreben zu finden ist, hier
wirklich den Arbeitern oder den Bauem 
heim l,andwirtschaftlichen Kapitel werden wir
das nochausführliC'h beweisen - zu helfen.
Es sind auch die sohölnen Worte von Brot,
AJ1beit 'und Verdienst g'eprägt worden. Der
Herr Landeshauptmann Steiruhöck hat es in
seiner A'ntrittsr'ede feierlich als seine wichtigste
Aufgabe hingestellt, daß die Arbeitslosigikeit
bekämpft 'und Arbeit gleschaffen werden muß.
Es tut mir }eid, daß der oHerr'Landeshaupt
mann kranlk ist und an den Beratungen nicht
teilnehmen kann, weil es natürlich etwas
~nderes ist, wenn man jemand von A'uges1icht

z,u Angesicht etwas sagen kann. leh wer.de
mich also darauf beschränken, die politischen
Dinge, die man nicht 'umgehen kann, zu be
trachten. Wie 'si,eht es nun mit dem Erf,olg
im Kamplfe um die 'Beschaffung 'von Arbeit,
Brot und Ven]ienstund im Kampf,egegen die
Arbeitslosigkeit aus? "Zaihlen sind bekannt
lich entscheidend" halben wir vor einer Viertel
stunde gehört Österreich hat am 30. N0

v'ember 1949 im gesamten Bundesgebioet eine
Gesamtarheit'slosenzahl v.on 88.354 zu ver
zeichnen gehabt. Am 30. November 1950
wraren es 119.877. Nilederösterreichh'atte am
30. November 1949 ei:ne IGesamtarbeitsIosen
zahl von 14.763 und lam 30. November 1950
eine solche von 23.438. Das heißt, die Ges,amt
zahl der Arbeitslosen ist im ganz,en Hundes·
gebiet um 36%,in Niederösterreich 'um 59%
gestiegen. Im Vorjahre kamen ,auf einen
Arbeitslosen 18 Versicherte. Heuer kommen
schon 12 Versicherte auf einen Arbeitslosen.

Im Vorjahre ist der Beschluß ge'f'aßt worden,
,der Landesregierung die Ermächtigung zu
geben, im außerordentlichen B'udget ,einen
Betrag von 35 Millionen als Darlehen 'aufzu
nehmen. Dieser Betrag ist nur zu e'inem :ge
ringen Teil in Anspruch genommen worden.
Man hat ihn ni'cht vIerwendet. Aber die Zahl
der Arlheitslosen ist geshegen. Das ist kein
Bludget zur Bekämp,fung der Arbeitslosigkeit,
sondern das ist ei'n Budget Z'Ur Verschärfung
der Arbeitsllosiglkeit!

WÜ haben auch 'von der Bekämp'funig der
Wohnungsnot g,ehört. 'Es ist richtig, daß hier
ein Betm~g eingestetzt wurde, der ,et'was gr'ößer
ist, als er im vorigen ]ahrewrar. leih erlaube
mir i'edoch, darauf zu verweisen,daß im vor
jäh'rigen Budget die Bestimmung aufgenommen
war, daß die Kredite, die aufzunehmen sind,
um ,dias Defizit im auß,erordentlichen Budget
zu decken, vor allem zur förderung 'von Woh
nungshauten zu verwenden sind. Diese B,e
st,immung fehlt im heurigen Budget. Ich weiß.
nicht warum. Ich glaube, daß es zweckmäßig
wär,e, sie wieder ,aufzunehmen, und ich werde
mir erlauben, einen entsprechenden Antrag zu
steHen.

Ich will hier nicht darauf eingehen, welch
groß,en VorteiI der prh,:ate WO'hnungJsbau hat.
Es ist hier gesagt worden, daß bald die
tausendste Wohnung auf diese W,eise errichtet
werden wird. Als Vergleich hierzlu sei a1nge
führt, daß es in Nieder,österrefh ungefähr'
18.000 Wohnung:suchende gibt, dIe ·vorgemerkt
sind; von den anderen gar nicht zu reden. leh
erlaube mir ,auch damn zu lerinnern, daß
gerade in NiederÖ'sterreich sehr viele Woh
nungen im Krieg zerstört wurden. Ich habe
schon gesagt, es sind nicht nur Betriebe, son
dern 'auch Wolhnunlgen \ron den Bomben ge-
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troffen worden. Von diesen Wohnungen ist
aber nur ein ganz kleiner T,eil wieder auf
gebaut worden, weill auch hei den Zuteilungen
der Mittel für den Wiederaufbau der durch
den Krieg zerstörten Wohnungen das Land
Nieder'österreichan die letzt,e Stelle gekommen
ist, ,eine Tatsache, von ,der auch in diesem
Hohen 'Hause schon öfter :geredet worden ist.

Es ist auch von den Schulen gesprochen
worden. Es gibt nun da merkwürdige Wand
lungen. Heute zum Beispiel hat der Herr
finanzreferent gesagt, welch große Freude
ihm die Ausgahenfür die Sohule macheil. Vor
einiger Zeit aber habe ioh einen ·Erlaß des
Henlll .Landesamtlsdirektürs in Händen gehabt,
in dem daran erinnert wird, daß jeder Be
schluß über eine Ausgabe dem Finanzreferat
vorzulegen ist, insbesondere aber Beschlüsse
über Ausgaben im Schulwesen. Und ich er
innere mich auch noch ganz genau an die
Darlegungen des Herrn hnanzrderenten ,im
finan:zausschuß, mit welchen ,er mit geradezu
breitem Behagen den St,andpunkt des Finanz
ministers vertreten hat, daß man auf dem
Gebiete der Schule in Niederösterreich ,etwas
weniger Großzügigkeit walten lassen solL Das
soll auch wieder angeblich so ein un:geheurer
Erfolg sein, den wir heuer, so wie ,im vorigen
Jahre, ,auf :dem Gebiete des Schulwesens bei
den Verhandlungen mit dem Finanzminister
davongetr,a:genhaben. Die 'Sache ist allerdi'ngs
umgekehrt und nicht so, wie sie der Herr
fi'nanzrefer'el1Jt dargestellt ,hat. Der Herr
finanZJminister stellt nämlich zuerst dieFor
derung und 'sagt, wenn ich nicht darauf be
harre, :daß :die Besoldung derL~hrer durch :die
Länder getrag'en wir;d, dann müssen die Länder
ein Notopier tr,agenund gewisse Beschrän
kungen bei der Schülerzahl auf sich nehmen.
Wir werden darüber noch heim Kapitel Sohule
sprechen. Der Herr LandeshauptmannsteHver
treter Popp hat im Finanz:ausschuß eine Zahl
gena1nnt und nachgewiesen, daß :di'e Gef.ahr
besteht, daß 600 j'lllige Lehrer 'keinen Posten
erhalten können. Ich will in diesem Zusammen
hang nm nooh darauf v,erweisen, daß in vielen
Gebieten Niederösterreichs, besonders in den
Industriegebieten, Weohselunterricht besteht,
der filir die Fortbi!ldung der Schililer nicht sehr
günstig ist und, wie man Iweiß, auch bei den
Eltem mannigfache Sorgen bereitet.

lEin besonderes Augellimerk ist der Gruppe
Brücken 'und Str,aßen gewidmet worden. Wir
haben im a'ußerordentlichen Voransohlag heuer
keine Unterteilung mehr in Posten Straßen
und in Posten Brüc~en. Man könnte nun
meinen, diaß alles in einem Posten vereinigt
wäre. Aber wir haben einig,eErfahrung 'vom
vorigen J:ahre. Es wurde nämlich in demf'ür
den Brüokenbau zustä'ndigen Referate fest-

gestellt, daß die Bauvorhaben für Brücken
nicht durchgeführt werden können, weil die
Eisen- und Stahllief,erungen nicht termingemäß
eingehaHen werden. Warum werden sie 'nicht
ein,gehalten? Es :ga'b kürzlich in der " New
York Times" einen Artikel, in dem darauf ver
wiesen worden ist, daß Westeuropa vielmehr
als jemals zuvor Eisen und Stahl brauoht und
daß das auch eine RicMschnur für ÖsterF~ich

ist. Das heißt, aus Österreich 'wird Kriegs
'l11aterial nach Westeuropa geliefert. Und des
wegen werden di,e Stahlliefenungen, die not
wendig sind, um die Brücken in Niederöst'er
reich zu baucn, nicht termingemäß durch
geführt.

Im vorigen frühjahre sind mit Abgeord
neten Konferenzen über den Straßenihau a.b
gehalten worden. Ich zweifle nicht daran, daß
es dem Herrn LandeshauptmannsteHvertreter
Kar:gl wir:klich ,darum zu tun war, Anregungen
von Ahgeor:dneten zu erhaUen. Aber die
Straßen sind nicht besser geworden. Und dann
sind wieder Straßenkonf,erenzen ahgehalten
worden, und ich werde noch einiges darüber
sag,en, wie sie 'sich bei den Bauvorha'benaus
gewirkt haben. Mit Konferenzen wer,den kei'ne
Straßen g,ebaut, auch nicht mit einem ersten
Spatenstich. Ich habe da 'vor mir die "Nieder
österreichische Landeskorrespondenz" vom
7. Oktober 1949 liegen. Dieser Zeitpunkt liegt
also knapp vor den W,ahlen. Da ist ein sehr
schöner Bericht zu lesen, geradezu romantisch.
Da heißt es: Heute 'vormittag konnte Landes
hauptmannsteUvertreter Kargl den ersten
Spatenstich für die neue Ortsdurohfahrt der
Triester Bundesstraße durch Wiener Neustadt
machen. :Da wird auf,gezählt, wer alles dabei
war. (Zwischenruf rechts.' War der Oenner
nicht auch dabei?) Nein, zu so etwas ladet
Ihr mich nicht ein (Heiterkeit). Es wird dort
geschildert, daß diese Str,aße 18 m breit sein
,wird, davon 12 m Fahrbahn und beiderseits
Gehwege mit je 3 m. Dann heißt es, der 'Bau
wird sofort in An,grif'f g'enommen: und Kargl
hat mit schönen Worten gesagt, daß auf diese
Art und Weise die Wiener-Neustädter Bevöl
kerung Arbeitsm~g,jjchkeiten hekommen wird
und daß er ihr di'ese von Herzen vergönnt,
weil sie im Krieg so viel mitgemacht hat. W,as
ist nun .aus diesem Bau geworden? Ich kann
mir vorstellen, Herr Lan:deshauptmannsteUver
treter, daß Sie noch berühmter werden k"önnten,
wenn Sie die Straße jetzt bereits eröffnen
würden. Dazu ist es aber nie gekommen. Die
Str,aße ist niemals eröHnet worden Ist es 'viel
leicht auch hier so, daß der Bund etwas ver
sprochen hat, das er dann nicht ,gehalten hat?
Ich glaube, daß es so ist, und daß auch das
mit zu den Grundt,atsachen gehört, 'von denen
man bei diesem Budget ausgehen muß, statt



LaJllJCtt,ag von NiederÖGterreich. 1I.Session <lier V. WalhLpeIliode. 6. Si'tiZ'lmgilJm 19. b,ez,ember 196Ö.46

hY'sterische Hetzreden gegen die Bes,atzungs
macht zu halten. (Widerspruch rechts. 
Abg. Stangler: Sie sind ja ein Hochverräter
in diesem Lande. - Abg. Dubovsky: Du bist
ein patentierter Tepp! - Erregte Zwischenrufe
rechts. - Redner zu Abg. Stangler gewendet):
Si,e genlügen vielleicht für einen ]u;g,endführer
der Volkspartei, ]ür den Landta:g Isind Sie
etwas zu jung! (Zwischenrufe auf der rechten
Seite.) Hochverräter hauen uns vor nicht all
zu langer Zeit die Nazi auch genannt, und
zwar ziU einer Zeit,als es si<ch manche andere
"geriohtet" haben. (Abg. Dubovsky: Frag' den
Stangler, wo er in dieser Zeit war; er war
Soldat für "Führer und das Dritte Reich". -
Erregte Erw~derungen von rechts, die im Lärm
untergehen.) .

Wie Isteht es nun auf anderem Oehi'eteund
wi,e wirlkt sich das Budget bei den Opfern des
Krieges, des faschismus, den Rentnern und
den Kranikenaus? W4r werden auch noch
Gelegenheit !haben, dazu Stellung zu nehmen.
Ich ,will 'vorläufIg nur von 'einer Sache spre
chen, die ,der Herr Ifinanzref.erent als 'einen
besonderen Erfolg bezeichnet ha,t, der übri
g,ens unbestritten: ist, nämlich vom Bau des
Kr,ankenhauses ,in S.peising. IDieses hat be
kannlieh sehr viel Geld .gekostet. Man kann
nun der Meinung :sein, daß dieses Geld
nicht . immer mit der gebotenen Sorgfalt laus
gegeben und v,erwaltet worden ist, und man
k,ann auch der Meinung ,sein, daß vielleicht die
entscheidende Auf,gabe, nämlich die zentrale
Erfassung der Tuberkulosen von Ni,ederöst,er
reich und die Zuwdsung in die hetreffenden
Heilanstalten, nicht voHständig erfüHt wird,
weil ,anscheinend mehr Wert darauf ,gelegt
wird, dort L'Uugenthempi,e, wenn auch unbe
stritten in ,fachlich sehr guter Weise, zu
machen. Es gibt aber hier noch andere Di'nge,
die sehr bezeichnend sind. Wir wissen, daß es
nicht gerade zu den Aufgaben der Tuher
kuloseflÜrsor~ge gehört, daß die Amtsräume d~s

Dir(!ktors der Anstalt mit besonders teuren
Möbeln: und L'ustern eiu,g,erichtet werden, selbst
dann nicht, wenn dieser Direktor ~ein eigener
Ohef i,st; er ist nämlich auch Leiter des
Sanitätsreferates und er steht 'Offenbar 'auf
dem Standpunkt: Was dem Landesrat Müllner
recht ist, dem L,andesrat, Nationalrat und
Präsident,en der NEWAG, muß dem Strem
nitzer billig sein.

Was ich jetzt sa,ge,ist vIelleicht ,nur ei'ne
Kleinigtkeit oder 'es ,scheint nur eine solche zu
sein, aber es iM niemals eine Kleinigkeit, wenn
es sich um Schicksal 'von Menschen handelt.

Auf den Tuberlkul()seabteilun,gen der Spitäler
erhalten nämlich die Pfleg,erinnen und die
Bedienerinnen die iJhnen gebührende Infektions
zulage. Dies trifft allerdings nur ,in den

anderen . SpHäl,ern zu. nie Landesregierung
hat erst vor kurz'ern beschlossen, daß die
Pflegerinnen die Infelktionszullage - idh gla'ube
das sind 24 S plus 3 S Nachtdienstzulage 
erst vom 1. Juli 1950 an erhalten, obwohl sie
darauf schon 'Von der Zeit an Anspruch hätten,
wo sie Dienst @emacht hahen. ,für diese Be
willigung ,ist den Pflegerinnen das Nachtmahl
entzogen worden, jedoch vier Wüchen Ivor der
Bewilligung der Nachtoulage. Die Bedie
nerinnen haben die Illffe:ktionSiZul:age alber nicht
erhalten, sie sind ,da!von aU5g'eschaltet. Da
halbe ich nun begonnen herumzufrag·en, wieso
und warum. Ich kann Ihnen sagen, ,es dauert
lange, bis man den Beamten findet, der hier
für zuständig 'iJst, aber ich habe ihn gefunden.
Man hat mir mitgeteilt, daß ,es in den ,anderen
Spitälern'auch nicht der Iflall ist. Das ist ,aber
nicht wahr. Endlich ist auch dieser 'Beschluß
gef:aßt worden. Es .ist charakteristisch für den
sozialen Geist dieser Landesverwaltung, daß
es eines langen Kampfes bedarf, bis eine solch
selbstverständliche f orderull[g edüllt wird.

Von der T,at'sache, daß Niederlöst'erreich
durch den -Bund immer 'wieder !benachteiligt
wird, wird in diesem Budget sehr wenig ge
sprochen, anscheinend hat man sich damit ab
gefunden. Der Herrfinanzreferent !hat in der
finanzausschußsitzun,g unter anderem auch
erklärt, er habe ,keine Plascha-Allüren. Mich
inter'essieren seine Allüren und Manieren nicht,
aher das interess1iert mich, daß man neuerlich
Enmächtigungel'l 'verlangt, und zwar - sehr
'von oben herab - und daß man nicht einmal
sagt, was sie bed'C!Uten, ja daß man nicht ein
mal ,sagt, welche Edahrunlgen man mit den
bisheri,gen Ermächtigungen g,ernacht hat. Nun,
i'ch erlaube mir darzulegen, welche Erfah
rungen damit gemacht wurden. Wie wir es
vor:ausgesagt haben, hat die Landesr.egierung
sehr bald, nachdem der 'Landtag da's Budget
beschlossen hat, einen Erlaß des hnanz·
referenten vorgelegt, mit der Verfügung, daß
eine generelle 15 %ige Kürzunlg aBer 'Sach
ausgahen vorgenommen wind. Natürlich hat
der Landtag das beschlossen, allerdings geg·en
meinen Protest. W,as ma,ciht das aber auch
schon im nÖl Landtag aus? (Zu der Seite der
ÖVP gewendet): Sie sagen: W,ir haben die
Mehrheit, wenn eine forderung von den KOiill

murristen kommt, etwa in Form von Anträgen,
wir halten stand, wir lehnen sie ab, auch wenn
sie noch so berechtigt ist. Wirhahen aus der
Vergangenheit gewisse Erfahrung,en, wi'e es
da mit dem St,andhalten auslsieht. Der Herr
LandeshauptmallinsteHv,ertr.eter Popp hat seiner
zeit erklärt, er sei mit den Kürz!ungen 'unter
der Bedingung einverstanden, daß sie rück
gän!g,iggemacht werden, wenn wieder genug
Geld vorhanden ist. kh Iwar schon dama'ls
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überzeugt, daß nicht finanzielle Gründe für
diese Kürzun,gcn maßg~bcnd w,arcn. Später
hat es auch der Herr Landesfinanzreferent zu
gegeben, indem 'er gesagt hat, daß die Steuer
eingänge größer 'waren, als sie veranschlagt
worden sind. Der Herr Firnanzreferent hat im
finanzausiSchuß 'erklärt, daß die Steuerein
gänge in diesem Jahre um insgesamt 40 MH
lionenSchilling größer sind. Ein Abgeord
neter hat ,ausgerechnet, daß sie sogar um
60 Millionen Igröß,er seicn, ich weiß aber nicht,
ob das stimmt. Jedenfalls waren sie höher, als
sie im Voranschlag 'vorges,ehcn waren. Sind
nun mit Rüciksicht auf diese höheren Steuer
eingänge die Kürzungen der Voranschlags
kredit,e, die zweifellos von einschneidendcr
Bedeutung sind, so ,gcnerell zurüc!k,gcnommcn
worden, wie sie beschlosscn wurden, oder
nicht? Ich glaube, daß dies nidIt geschehcn
ist,und sehen Sie, darauf kommt es an. Es
ist nur erklärt wordcn, daß die Kürzungen
dort rückgängig gemacht werdcn, wo es be
sonders notwendig war und wo es ein Referat
verlangt hat. Aber wer hat das bestimmt?
Das hat nämlich nur der Finanzrefercnt be
stimmt. Die Enmächhgung der Landesregie
rung ist also eine !Ermächtigun,g für den
Finanzrderenten. Wie hat sich das nun aus
gewil'kt? Das hat sich vor allem auf die Wirt
schaft verheerend ausgewirkt. Tatsachen sind
cntscheidcnd.Es ist ganz klar, wenn f'üreine
Post 100 % veranschlagt si'nd und es werden
für diese Post, zum Beispiel für ein Bauvor
haben, nur 85 % zur Verfügung gestellt, so
bringt das gewisse Schwieögikeitcn und Ver
zögerungen mit sich und es entsteht die Ge
fahr, daß zum Beispiel das Bauvorhaben über
haupt nicht durchge'führt werden kann. Auf
den Straßenbaukonferenzen, die ikürzlich ab
gehalten wurdcn, haben vor allem die bäuer
lichen Abgeordneten sehr offen ihrem Unmut
über dCfl! Zustand der Straßen Ausdruck ge
geben und auch festgestellt, daß oH Bauten,
die schon begollnen wonden 'waren, :gar nicht
durchgeführt, sondern plötzlichei'lligestellt wor
den sind. Landeshauptmannstellvertreter Kargl
hat geSiagt, daß die Finmen daran schuld seicn
und daß man dafür sorgen werde, daß den
Firmen, die ihren Verpflichtungen nicht nach
kommen, die Aufträge entzogen werden bzw.
daß sie keine Aufüä'ge mehr erhalten. Ich
glaube aber nicht, daß die ,Firmen schuld sind,
sondern schuld daran 'hat das ganze System.
Daß in Niederösterreich keine Straßcn g'ebaut
werden, dazu hat 'nur die ,Ermächtigung zur
Vornahme der J(ürzungen der Vor,anschlags
kredite beigetragen. Denn im Sommer, also
nach dem Beschluß über diese Kürzungcn, war
nioht einma!l die HäHte der in Aussicht ge
nommenen Bauvorhaben in Angriff ,genommen

worden und eine Reihe von Firmcn ,hat selber
'~rklärt, daß sie mit der Arbeit erst beginnen
künnen, wcnn sie den iBauauftrag von der
Landesregierung erhalten haben. Das ist das
Entschei,dcnde. Die Firmcn haben die Bau
aufträge viel zu spät erhaltcn, wie zum Bei
spiel die Firma RadebeuJe, die Firma Koth
mayer, die Firma Stuag in Wien, die Firma
Asdag und noch einige andere. Das ist ,ein
konkretes Beispiel dafür, welcher Schadcn
durch die "Ermächtigung" entstanden ist, die
die Mö:glichkeit gegeben hat, zu sagcn, ihei
allen Posten des Voranschlages stehen nicht
IO()%, sündern nur 85% zur VeDfügung, wo
bei die Gründe für diese Ermächtigung ,ganz
andere sind,als si,e uns seinerzeit angegeben
wurden. Die Ermächti'gung nämlich, das vom
Landtag bcschlosscne Budget umzustoßen, zu
verändern, seine Posten zu verändern 'usw.,
um sich angeblich Reservcn schaffcn und eine
elastische Finanzpolitik machcn zu können,
wie I-krr Landesrat MüU,ner gesagt hat, ist
in Winklichkeit eine politische Ermächtigung,
und so ist es auch aufgefaßt worden. Die
Ermächtigung war also nicht als eine rein
finanzielle ge'dacht, was es natürlich bei einem
Budget nielht gibt, sondern sie war als solche
gedacht, um auf jedemandercn Verwaltungs
gebiete autoritär regieren zu kÖllnen. Und 'VOIl

dieser Ermächtigung ist auch Gebrauch ge
macht worden. Was nützt es schon, 'wenn man
hier aufsteht und fragt, 'warum wird dem
Landtag dies 'und jenes nicht vorgelegt, ,wamm
wird der Landtag nur zweimal im Jahre ein
berufcn? (ZaJzlreiche Zwischenrufe.) Es wird
wohl immer gesagt, der Landtag soll mit
redcn, er kann mitredcn, ja aber der Landtag
wird nur dazu bmützt, die MaskJierung für
gewisse Pläne abzugebcn. ISlt der L,andtag
überhaupt jemals bei allen großen wirtscha,ft
lichen Sorgcn und finanziellen Fragen des
Landes 'herangezogen worden? Niemals noch!
Er wird immer mehr und mehr ausgeschaltet,
er wird immer wieder mißachtet, seine Be
schlüsse liegcn schon lange irgendwo in einer
Tischlade 'Und werden nicht durchgeführt, die
Anfragen von Abigeor,dneten werden nicht be
antwortet, und wenn eine Anfrage kommt,
warum diese Anfragen 'nicht beantwortet wer
den, w:ird sie wieder nicht beantwortet. Aber
das alles ist nUr die Folgeerscheinung der
"Ermächtigung".

Diese Ermächtigung hat sich vor 'allem auf
dem Gebietc der Personalpolitik verhängnis
voll ausgewirkt. In den ersten Talgen der
Budgetberatung im Finanzausschuß hat man
dirckt den Eindruck gehabt, da stimmt irgend
dwas nicht, es hat direkt nach Obstruktion
ausgesehcn. Zuerst habcn die einen mehr ge
redet, die andercn gar nichts, dann die einen



48 La,ndlla,g \lion Niedlerlös'terreilcih. 11. SeSiSlion d~r V. W,aihl~pel<iode. 6. SHzung ,am 19. Dez,ember 1950.

etwas weniger 'und di,e anderen etwas mehr,
und schließlich hat ,der Fahrdienstleiter oben
es doch durchgesetzt, daß der Zug rechtzeiti,g
am F,reitag in der Naoht in die Koalitionshalle
eingdahren ist. (Heiterkeit.) Es ist wahr, bei
dieser Personalpolitik, die heute getrieben wird,
wird ein niederträchtig,er Oesinnungsterror
ausgeübt und es "edolgt eine Oeslinnungs
schnüffelei von der Volkspartei nachamer'ika
nlischer Methode. (Heiterkeit bei der ÖVP.)
Das geht so weit, daß man feststeHt, ob die
Eltern ,eines Angestellten des Landes Kom
munisten sind, olb Verwandte 'Von ihm Kom
munlisten sind, und schließIioh richtet sich das
selhstvierständlikh - das l\iönnte auch ,gar
nicht anders sein - auch gegen· die soziali
stischen Ang,estellten. Dagegen ist also schein
bar Obstruktion gemacht worden. Den L'andes
rat Müllner ,aber, der ja hauptvemnt1wortlich
dafür ist, den kümmert das gar nichts, der hat
nicht einmal zugehört. Er hat sieh gedacht,
ihr r,edet mir gut genug und er 'wisse, wo er
nichts zu sagen brauchtUind wo ,er unter Um
ständen harte Worte !gebmuchen k,ann. Man
dar.faber nicht ,glauben, daß er immer so ist
wie heute. leh kenne ihn auch anders. Es gibt
aueh die Möglichkeit, saehlich mit ihm zu
reden, und zwar dann, wenn er etwas braucht!
Der Herr Landesr,at Müllner weiß Igenau, wo
er stehen 'bleiben muß, und er kennt den
Moment, wo er haltmachen muß.

Ich möchte dazu noch etlwas anderes sagen.
In der letzten Zeit haben sieh auch höhere
Beamte der Landesregterung zu Wel1kzeugen
dieses Oesinnungsterrors gemacht. Ich möohte
nicht raten, sich auf diesen Fahrweg zu be
geben. Ich muß feststeHen, daß der Iweitaus
größte Teil der Beamten und Angestellten sich
in einer furchtbaren Notlage befindet. Vor
Weihnachten hat es eine Uruzahl von Ansuchen
um Darlehen gegeben, und zwar 'von Ange
stellten ohne Unterschied der Partei. Die Not
lag'e dieser Alngestellten wird nun dazu aus
genützt, um einen Druck auf sie auszuüben.
Natürlich glibtes da und dort Bedienstete, die
sich mißbrauchen lassen, um als Werkzeug
für diesen Gesinnungsterror zu dienen. Man
cher von ihnen ist sogar päpstlicher als der
Papst, er glaubt, er muß mehr nach unten
drücken, damit er oben d:Jesser angeslehen ist.
Eines Tages werden aber diese Leute von
ihren Herr,en im Stich gielassen werden, das ist
sicher, die Schuld dafür liegt aber bei ihnen
sdhst.

Das Budget, das uns heute 'vorliegt, zeigt
deutlich die Tatsache, daß die östlichen
Zonen, wiewohl wir es viel schwerer haben
ais die Landesrverwaltungen der westlichen
Zonen, vom Bund ständig benachteiligt wer
den. Das vorHegende Budget ist nicht ein

Budget des friedlichen Aufbaues, es ist ein
Budget der wirtschaftlichen Kriegsvorbereitung
der Amerikaner in Niederöst'erreich. (Heiter
keif rechts.) Wenn Sie gl'auben, daß das eine
Sache ist, über die <man lachen kann, dann
zeigt das nur Ihre Gesinnung. ,Erst vor einigen
Tagen hat ,ein ausländischer Besucher erkIärt,
daß Öst'erreich die Brücke nach dem Osten ist.
Immer w,iede'r ist von demneuen Brückenkopf
Österr,eich die Rede gewesen. Nun, offenbar
soll Niederö,sterreich der vorgeschoibenste Teil
dieses Brückenkopfes sein. WahrscheinNch w.ird
man im Laufe der BUldg,etidebatte wieder von
der Notwendigikeit des Staatsvertrages reden.
Es ist wahr, es ist eine dri,ngende Notwendig
keit, daß Österreich den Staat,srvertrag ,erhält,
damit der Abzug .aller Besatzungstruppen,
auch jener, die 19leich hinter dem Ballhaus
platz ihren Sitz haben, erfolgen kann. Aber
gllaubt ir,gend jemand, daß .es dazu beiträgt,
daß der Staatsvert1ra.g zum ,Abschluß kommt,
wenn der österreichische Außenminister in
Amerika einen Vergleich zwischen Österreich
und Korea zieht, oder wenn ein anderer öst,er
reichischer Stlaatsmann, auch in einem frem
den ,Lande,erklärte, Österreich habe seinen
38. 'Breitegraid überschritten? Mit dem Über
schreiten ilst das überhaupt so eine Sache. Es
kommt nämlich darauf an, von 'welcher Seite
man den 38. iBl'eitegrad anschaut, ob 'vom
Norden oder iVom Süden her.

Es list manchmal lauch davon ~gesp,rochen

worden, welch schweren 'Schaden für die Inter
essen Österreichs Idie Kdegshet:ze ,in diesem
Lande bedeutet. Es 'ist dies g,anz richtig,
welchen Standpunkt immer man auch zu den
einzelnen Großmächten einnehmen und von
welchem Standpunkt aus immer man die Dinge
betrachten mag. Alber eine vemntwoa"tungslvolle
öst'err-eichische und ni,eder'österreichische Regie
rUIlig hat 'überhiaupt keineanidere Verp,fl,ichtung
und AuJgabe, als mit aHen Anstrengungen
und aUen Kräften dafür zu sorgen, daß es
nicht zum Objekt der Gegensätze zwischen
den Großmächten wird. Das war und ist die
eiinzige Aufgabe, die zu ,erfüllen war und
immer wieder erfüllt ,werden muß. Manchmal
wind ,gefragt, wo ist denn die Kriegshetz,e?
Lesen Iwir nur die heutigen Zeitunlgen, da st,eht
dri,nnen: Aufrüstung Deutschlands beschlos.'sen!
Was das bedeutet, das braucht man nicht
näher auszuführen. Aber daraus ersiieht man
schon, wie auch 'in Österreich diese Dinge
winklich ausschauen. Es ist daher richNg,
wenn ichSlage, das ist kein Bud!g,et desFrie
dens, sondern das <ist ein Budget nach den
Wiüns,chen der AUlftmgg,eber. Wir wel1den das
in jedem einz·elnen Posten des Budgets noch
nachweisen.

Zuletzt möchte ich noch von einer Sache
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25,8 MiHionen Schilling v'Ürhanden ist, wäh
rendim auß,erol'dentlichen Voranschla,g ei,n
Abgang 'von mehr als 38 Millionen SchiUing
aUi1gewiesen wird, so daß ein Gesamtabgang
von rund 64 ,Millionen im Voranschlag 'auf
scheint.

Wir sind der Meinung, daß die Art, wie
diese Zahlen hier ausgewiesen sind, ,nicMals
eine einwandfreie und ,eine klare Budgetierung
genannt werden ~ann. W'ir können es 'Jücht
verstehen und h,alten es für 'vollkommen über
flüssig, daß man diie gewaltige Summe vo,n
27 MiHionen SchilEng vom ordentlic,hen Vor
anschlag an den außerordentlichen ü1herweist,
um ,im ordentlichen Voranschla,g ebenfalls
einen Albgang ausweisen zu können. !Dabei ist
die Problematik des außerordentlichen Vor
anschlages ja von H'aus 'au's gegeben. Wenn
man den Voranschlag durchblättert, so findet
man unter den verschiedenen P'Üsten auch Aus
gaben, von denen man mit fug und R,echt an
nehmen muß, daß sie n~ohtalsaußerordent

liche Ausgaihen 'bezeichnet werden können.
Wenn heisp,ielsweis,e der Alnkauf 'von Schreib
maschin,en, die Instandsetzung von Amts·
g,ehäuden oder 'vNschiedeneandere ähnliche
Dinge in den einzel,nen Unterabschnitten des
außerondenthchen Voranschlages auhcheinen,
so glauhen wir, daß es kaum zu begnünden ist,
solche Ausigahen in den ,außerordentliohen Teil
des Budgets zu v'erweisen. IEs wär·e nach
unserer Meinung viel !klüger gewesen, wenn
man diese Überweisung aus dem ordentlichen
auf den außerordentlichen Vomnschlag unter
lassen hätte und, wenn man ganz eindeut,ig
ausigesprochen hätte, daß der ordentliche Vor
anschlag mit einem Überschuß - wenn es
auch k,ein großer ist - abschließt. Es kann
aber möglichel'weise die Absicht der finanz
vNwaltung sei,n, daß es ihr dadurch, daß sie
optisch einen Abga'ng im ordentlichen Vor
anschlag nachweist, vielleicht leichter gelitlljgt,
die v,erschiedenen Absichten, die zur Deckung
des Abganges im ol'dentHchen Voranschlag
bestehen, durohzusetz·en. In den Anträgen zum
Voranschlag wird ja im Antrag Nr. 3 eill
deutigauslgedrücikt, daß man denausgewie
senen Abgang von Haus aus üherhaupt nicht
erillst nimmt, sondern ,daß man durch eventuell
sich el'gebende neue Einnahmen oder Erhöhung
der lbestehenden Einnahmen ibzw. durch Ab
striche bei den Ausgaben einen Ausgleich her
beiführen will, so daß sich dieser Abgang, wie
er mit mehr als 25 !Millionen Schilling fak
tisch ausgewiesen ist, bestimmt nicht ergeben
wird. Der ganze Auflbau der Anträge läßt 'ver
muten, daß der Herr Finanzreferent gar nicht
damit rechnet, daß dieser Aihgang ,im ordent
lichen Haushalt des kommenden Jahres 'auch
tatsächlich wirksam wird.

Im außeror,dentEchen Voranschlag wird
natürlich durch diese Transportierung von
27 MiHiünen Schilling der Abgang wesentlich
herunter,gednüdkt. Aber auch da sind wir d,er
Meinung, daß Di'n:ge, die einmaIig sind,also
Ausgaben, die für eine längere iBestandz,eit
gelten,auf ,dem normalen Weg gßdeckt werden
sollen, und zwar so, wie man Inv,estitionen
sonst zu 'finanzi,eren pflegt. Aber dieses Herum
jüngIieren Ivom ordentlichen auf den außer
ondentlichen Voranschla:g, um auf ibeiden Seiten
passiv zu erscheinen, halten wir 'nicht ,für
glüdklich. 'Wir wären vielmehr der Meinung,
daß jeder, der diesen IVoranschlag zur Hand
bekommt und ihn liest, ihn verstehen soH, und
daß auch der einfache Mensch im iDorf, wenn
er diese Zahlen liest, ,er1kennt, wie es um die
finanzlage des Landes Niederöst:erreich dgent
lich ausschaut.

Der Herr Finanzr.eferent ,hat in seinen ein
leitendenl Bemerkungen gesagt, daß dieser Vor
anschlag ein Voransohlag eines Landes ist, das
als das schwerstleidende Land des iBundes ,an
gesehen werden kann. Nun (gut, wenn wir das
gelten lassen, so ,g:lauibe ich, daß es gerade
deswegen notwendig wäre, di,es der Bevöl
kerung Nieder,österreichs zum Bewußtsein zu
bringen, indem wir die einz,el,nen BudgetziHern
so klar und so eindeutig erstellen, daß jeder
sich errechnen \kann, welche Leistungsfähi:gkeit
auf finanziellem Gelbiete dieses Land überhaupt
auf1bringen muß. Wir hätten es daher, wie
gesagt, 'viel lieber gesehen, wenn im ordent
lichen Vor,anschlag der tatsächliche Überschuß
ausgewiesen worden wäre, und weiter hätten
wir es ,als' wünschenswert angesehen, wenn
man den außerordentlichen Voranschlag wirk
lich nur mit Dingen !belastet hätte, die man
unbestritten als außerordentliche Au~gaben an
erkennen kann.

Wir haben unser,e größten Bedenken g~gen

den A,ntrag 3, ,derausspriicht, daß die Landes
regierung ellmächtigt ist, wenn die gesetz
lichen und zwangsläufigen Verpflichtullg,en des
Landes erfüHt si1nd, nach eigenem Ermessen
snlange Ausgaben einzusparen, his ,eben k<ein
Abgan:gim ordentlichen V'Ofanschlag 'Vorhan
den :ist. Man muß sich mit Fu:g Hnld Hecht
fragen, ob daibei die hohe Landesregi,eru'ng
immer die glücMkhe Halnd haben wird und
gerade dort SlPart, wo es nooh ,am ,ehesten ver
tretbar sein wind, oder ob,vieUeioht nicht dann
doch durchverscihiedene :EinflüsEle 'bei Aus
gaben ,Ersparnisse gemacht werden, die man
vom tStandpunikt der Gesamtwirtschaft dieses
Landes nicht rechtferügen Ikönnte. Diese
kautschukartige iFonm der !Budgetierung, Atb
gän;ge auszulweisen 'Und sich Igleichzeitig
schon Mitltel parat zu halten, um diesen VO'r
anschlagsabg.ang Ivon Haus aus unwirksam zu
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machen, das ist mei'nes Erachtens keine glück·
liehe Art und wird das Verständnig der Bevöl
kerung Niederösterreichs 'für die Art der
Budgetierung 111cht hesonders heben.

Dieser Voranschlag enthält 'gewaltige Sum
men, die umgesetzt werden sollen. Es ist schon
gesagt worden, daß die 'Bewilligung eines
Budgets eine Vertrauensfrage ist. Herr Landes
rat Genner hat gemeint, daß ,letzten Endes,
wenn die Beratungen des Voranschlages zu
Ende sein werden, 'nichts anderes zu kon
statieren sein wird, a'ls ,daß man gemeinsam in
die Koalitionshalle ~ ein schönes und optisch
gesehen gutes Wort ~ einziehen wird. Dürfen
wir noch einmal feststellen, daß die Soziali
stische Partei ganz eindeutig auf dem Stand
punkt steht, daß es sich bei der Art, wie die
Landesr,egierung in Nieder,österreich geführt
wird, um :~eine Koalition, um 'keinen Pakt
handelt, sondern daß die Verfassun,g des
Landes Niederöst'erreich den einzelnen Par
teien 'auif Grund ihrer StäI1k,e das Hecht gibt,
sich an der Verwaltung des Landes zu betei
ligen. Dieses verfassungsmäßige Recht nehmen
wir selbst1verständlich in Anspruch. Wir müs
sen ihei dieser Gelegenheit aber auch feststellen,
daß wir mit der Art und Weise, wie IdieLandes
regierung von der Mehriheit ,g'Eführt wird,ab
solut nicht einverstanden sind. Wir versuchen
immer wieder, die Mehrheit des Hauses dahin
zu bringen, daß sie erkennt, daß die Regi,erung
einer Landesverwaltung einzig llnd allein von
dem Gesichtspunkt ausgeführt werden soll,
wie man in dieser schweren Zeit die Bevöl
kerung Niederösterreichs erfolgreich betreuen
kann. Wir sind daher ,durchaus nicht die hedin
gungslosen Koalitionspartner, sondern vidmehr
die Vertr,eter der Arlbeiter und Ang,estellten,
der Werktätigen dieses Landes, di'e selbstver
ständlich an die LandesV'erwaltung Forderun
gen zu st'eUen haben, allerdings mit der Ein
schränkung, daß wir immer auah den Bereich
der Möglichkeiten abzuschätzen versuchcn und
diese auc,h herüoksichtigen. leh muß weiter
feststellen, daß die Mehrheit dieses Hauses
für ein r,estlos zufriedenstellendes Zusammen
arbeiten keine Ha,ndhabe bietet und ,daß 'Vor
allem auf ,dem Gebiete der Personalpolitik
Dinge igeschehen, von denen wira'bsolut nicht
sagen können, daß hiel1hei das Landesinteresse
an der Spitze ihrer Handlungen steht. Auf
dem Gebiete der Personalpolitik bestehen .ganz
eigentümliche Verhältnisse. So gibt es zum
Beispiel ein Präsidium, eine Einrichtung, ,die
nir,gends festgellegt ist und 'von der wir nur
wissen, daß ihre Hauptaufgabe darin 'besteht,
die gesamte Personalpolitik vom Standpunkte
der ÖVP aus zu fÜ'hren.' Dieses Präsidium
hat nichts anderes zu tun, als die partei
politischen Belange der Mehrhe'it zu wahren.

~.~-_.__ .__ ..__._--

Wir können über ,diese Art und Weise nur
lächeln, ,denn ,die Geschichte lehrt 'uns doch,
daß gerade politisch sehr gut durchgesiebte
Beamtenkörper im entscheidenden Moment
immer wieder versagt haben. Sie waren näm
lich schon längst, wenn es heiß g,eworden ist,
bei den anderen, bevor sich die Situation voll
kommen ,gewendet'hat. Das hahen wir schon
mehrmals erlebt, so 'besonders im Jahre 1938,
wo ganze Abteilungen natürlich sofort den
Beweis ihrer Illegalität erbracht 'haben, ob
wohl bereits in den 'vor'angega'llIgenen vier
Jahren keine anderen als geeichte Christlich
so~iale in dieSle Landesregierung auf,genommen
worden sind. Wir sind davon 'Überzeugt, daß
die letzte Entscheidung in diesem Lande nicht
vo'n den wenigen tausenden Landesangesnellten
herbeigeführt wenden wird, sondern daß die
Entscheidung in dies'em Lan,de 'Von der großen
Masse der niederöst'erreichischen Be'V,öl,kerung
fallen wird und: daß das Urteil dieser V01ks
massen allein daf'ürausschlag,gehend sein
wird, was in diesem Hause in Zlukunft ge
schehen wird. Je mehr Sie (zu der Seite der
ÖVP gewendet) durch Ihre Einseitigkeit in der
Personalpolitik den iBeweis ,erbringen, daß Sie
in völliger Verkennung der wirklichen Bedürf
nisse dieses Landes aus Ihf'em elementaren
Parteibedürifnis Personalpolitik machen und
hierbei die einfachsten Mitbestimmungsrechte
der anderen Gmppen mißaCihten, desto mehr
können Sie überzeugt sein, daß Sie mehr
Gegner im Lande bekommen, als ,Sie durch
Ihre Art der Unter:bring,ung 'Von Beamten auf
Posten an freunden gewinnen können. Diese
Tatsache müssen wir immer wieder f,eststellen
und gerade hei den Budgetverhal1'dlungen wer
den wir sie entschieden aussprechen. Sie tun
~ davon sind wir üherzeu!gt - dem Lande
Niederösterreich damit nichts Gutes und wenn
wir spöttisch sein wollten, ikönnten wir sOIgar
noch sagen, daß Sie damit nicht einmal Ihrer
eigenen Partei etwas Gutes tun.

Wir haben schon während der Verhand
lungen des Budgets imfinanz,ausschuß ,ge
sehen, daß hier ganz eigentüml,iche Auffas
sungen vertreten sind. Im Laufe der Aus
schußverhandlungen wurde ,aufgezeigt, daß im
Budget des Landes eine Post ist, die mit den
bestehenden Gesetzen in direktem Widerspruch
steht. Es ist dies die 3-Millionen-Post, die für
die Landes-Landwirtschaftskammer in das
Budget eingesetzt ist. Wir Sozialisten 'Und
auch Herr Landesrat Genner haben bereits
aufgezei,gt, daß wir der Meinung sind, daß
diese Post nicht zurecht besteht und daß wir
mit Recht begehren können, daß den klaren
gesetzlichen Vorschriften über die f'örderul1g
der Landwirtschaft mit Landesgeldern durch
die Landwirtschaftskammer 'absolutentspro-
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ehen werden muß. Wir waren ,der nailven Mei
nung, daß es auch für die ÖVP einesel>bstlv,er
stä'l1dlic'he Sache sein wird, daß sie di'e ,gesetz
lichen Bestimmungen ohne weiteres wahren
und 'e!benfaHs begehren wird, daß diese
Budgetpost, so wie 'es im Gesetz steht, in Zu
kunft nur erstellt werden dapf, wenn die
Landes-ILandwirtsohaftskammer die 'gesetz
lichen IBestimmungen erfüllt. Wir haben aber
die tuur'ige Enttäuschung erlebt, daß die öVP
sich über ,diese Dinge einf,ach :h'inwegsetzt und
alle KniffevIersucht hat, um nachweisen zu
k,önnen, daß in kurzer Zeit das Gesetz bindend
erfüllt sein wird und daß man bis dahin ni<;ht
die Mittel 'verweigern kann, weil man damit
etwas machen würde, :wasals Härte ,empfun
'den werden Ik,ö'l1lnte. loh ,glaube, es s01lteAuf
gabe ,der Mehrheit sein, d'a\für zu sorgen, daß
sie zur Gesetzestreue, -auf die sie 'immer so
gerne hinweist, auch dann steht, wenn es eine
Institution betrifft, 'die sie als ihre ei:gene an
sieht. Es ist lauch ins Treffengefiihrt worden,
daß wir die Mittel der Landwirtschaft nicht
gönnen und daß wir mit unserem Verlangen
die Aufgaben, welche die Landwirtschafts
kammer als Nachfolgerin des Landeskultur
rates zu erfüllen hat, beeinträchfi,gen und
schmälern würden. Davon war natürlich keine
Rede, denn wir hahen ni,chts a,nder1es verlangt,
als daß man dem Gesetz Genüge tut. Wenn
man 'von üemOikratie 'SIpric'htund häufig be
teuert, daß einem nichts lan&~r,es mehr am
Herzen hegt als die <Gesetzmäßigkeit ,der Ver
waltung, dann wäre ,es wohl sdbstverständ
lieh gewesen, daß man sich auch um diese
Sache herum nicht gedrückt hätte. Der zu
ständige Referent, aerr Landesrat WaHner,
hätte eberu 'von Haus 'aus el1klären müss,en, daß
er sich r'estlosauf den 'Boden des <Gesetzes
stellt. So haben wir aber die Ding,e ganz
anders erlebt und es ist gewiß sehr bedauer
lich, daß wir sie hier im olffenen Hause :kriti
sieren müssen.

Wenn wir den Voranschlag einer Ober
prüfung unterziehen, ob er den Bedürfnissen
des niederiÖsterreichischen Volkes aUdh wiri:klieh
und restlos entspricht und' ober den Nöten des
Volkes, 'So weit sie die Landesregierung beein
flussen kann,auch wirklich ger,echt wird, so
kommen wirdabe'i zu ganz sonderbaren Er
kenntnissen.

Der Herr Landesrat MüUner hat die ein
zelnen Kapitel aufgezählt underlklärt, wie er
sie versteht, das heißt, wie er sie in bezug
auf ihre iEinflußnahme au,f den Voranschlag
wer-tet. Ich möchte dazufolgencUes sagen. Wir
Sozialisten sind ,der 'Überzeugung, daß zwar
die g,esetzlichen Verpflichtungen, die das Land
zwangsläufig zu erfüHen hat, in ,diesem Vor-

anschlag im großen und Iganzen erfüllt wer
den. Aber wird sind auch davon überzeugt, daß
man doch zu wenig den Dingen Rechnung
getragen hat, nach denen das VO'lkam aller
meisten verlangt.

Sehen wir uns beispielsweise das Problem
der Wohnungsnot an. loh glaube nicht, daß
irgend Jemand in Niedel1österreich d'arüber
befri,edigt ist, wenn heute gesagt wurde, daß
es mö'glich sein werde, in kurzer Zeit den Hau
der t,ausendsten Wohnung zu fördern. iDi,e Art
dieser F,ünderung ist an und für sich schon
bezeichnend und wir si!nd der Mein,ung, daß
die "Vielheit der För,derung" ~ -um .wi'eder
mit den Worten des Herrn Finanzreferenten zu
spr,echen ~ durchaus nicht immer zrweclkent
sprechend ist und daß damit dem unbedingt
notwendigen Bedürfnis und der Absidht der
ganzen Wo:hn:bauf,örderung, nämlich die Woh
nungsnot zu beseitigen, nicht entsprochen wird.
Wir müssen leider feststdlen, daß sc'hon j,etzt
di'e Kredite mit einer g,ewissen LeichUertigkeit
vergehen und die Fürderungsheiträge ,an 'Leute
gegeben werden, von denen wir üherz,eu,g.t sind,
daß sie sich das Bauen selbst leisten k,önnen.
Auf diese Weise wird kein eimi!gerWohnungs
loser 'Von den Wohnnungsämtenn aufgesaugt,
sondern dies,e Art ,der Wo'hnhauförderung wir,d
von den betreffenden 'Bewerbern wahrscheinlich
nur dazu ,benützt werd2n,um sich ihr eigenes,
ohnedies schon bequemes Wohnen noch be
quemer zu machen. Das halten wiir für eine
Vergeudung vonöHentlichen Mitteln. A1nge
sichts des Umstandes, daß heut,e die Wo\h
nuugsnot einen ungeheuer wichtigen, Faktor
darstellt, 'sollte man ,gerade auf diesem Gebiete
mit Igrößter Sachlichkeit und Oewissenhaftig
keit ans Werk gehen. Daß die Mittel, über die
das Land NiederoÖsterreich 'V,efltügt, beschränkt
sind, gebe ich ohne weiteres zu. 14 Y:! Mil
lionen Schilling ~ das sind viel weniger, als
wir im J aihre 1950 ,geh,abt haben ~ werden
natürlich nur ausreichen, die Wohnungsnot
nur .ganz wenig zu lindern; denn V1ellgessen
Sie nicht, daß die Baukosten im Laufe des
h1eurigen Jahres neuerlich Igewaltig ,gestiegen
sind und daß daher mit diesen 14 Y:! Millionen
faktisch nur sehr wenig ,gdeistd weJ1den kann.
Die HoHnunlg des Herrn Finanzref,erenten, daß
es wahrscheinlichirgendwie mö!g.lidhSleilU werde,
weitere Kredite für das Finanzja:hr '1950/51
aufzutl'eiben, um w,eitere Mittel dem Wohnbau
zur VerfiÜ,gung zu steHen, :reicht meines Er
achtens nicht aus. Die vielen tausenden W'Oh
nungsuchendm in diesem Lande empfinden es
als ein sel:bst'verständlibhes Recht daß ihnen
die GeseUsdhaft zu einer WOlhn~ng 'Vel1hilft,
und gle:gen diese el,emental1e Forderung der
breiten 'Schichten der Bevölkerung kann sich
niemand steHen, wenn er nicht die heute ohne-
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dies so problematisch'e Gesellschafts- und
Wirtschaftsordnung in Gefahr bring,en will.

Meines Erachtens ist das WohnbauprobIem
eine frage, der eine ganz groß,e Bedeutung zu
kommt, ja neben der Ifrag~ der VoUbescihä1
tigung ivielleicht die größte Bedeutung. Ob es
möglich sein wird, mit einem Betrag 'von
14Y2 Millionen dieser btedeutungsvoUen frage
gerecht zu werden, das möchte ich sehr be
zweifeln. Es wäre meines Erachtens nach sehr
notwendig, daß sich der ,finanzreferent ernst
lich den Kopf darüber zerbricht, ob er es nicht
durch eine galnz großzlügige Erfassung aller
MiHel auf weite Sicht hinaus ermöglichen
könnte, di,esen Menschen doch zu einer Woh
nung zu verhelfen. Das 'Land muß hier ein
springen, wenn die Gemeinden allein das nicht
zuwege !bring,en.

,Es wurde Iheuteschon von mehrerc'n Seiten
darauf v'erwiesen, daß das ILand Niederöster
reich vom Bund wiederholt stiefmütterlich be
handelt worden ist. Es wäre da'her heute schon
zeitgemäß, wenn man damr Sorge trä:gt, daß
das Land Niederösterreich bei den Zuweisun
gen von Mitteln, die der :Bund für die Wohn
baufiörderung des Jahres 1951 zur Verfügung
stellt, in höher.em Maß,e, als das bisher ge
schehen ist, bedacht wird, damit in di,esem
Lande auf dem Gebiete des Wohnungsbaues
eine merkliche Erleichterung ei'ntritt. Die
nahezu 20.000Wohnungsuchenden im Lande
Ni~derösterreich sind bei weitem nicht alle, die
dringend einle Wohnung brauchen. Gehen Sie
doch von Stadt zu Stadt in die Hinterhölfe und
gehen Sie in die nörfer hinaus, auf Gutshöfe
und dorthin, wo ,I:nwohner wohnen, 'und Sie
werden f,eststenen, daß heute noch vi'C1e zehn
tausende familien in einer geradezu oft un
mensohlichen und unwlürdigen Art wohnen
mlÜss,en; und diese, di'e so wohnen, sind unter
diesen nahezu 20.000, die keine Wohnung
haben, nicht erfaßt. Ober diese 20.000 hinaus
gäbe es also noch sehr, sehr 'viele, die genau
so dringend ,eine Wohnung brauchen wie die,
die heute überhaupt nur ,als Untermieter bei
einer anderen Familie untergebraoht sind.

Das soziale Wo'hl1!ungsproblem ist heute auf
der Tagesor.dnung. Es kann mit ,politischem
Abscheu oder Schrecken vor ,einer neuen Ide,e,
die sich da durchz,usetzen beginnt, nicht be
kämpft wel'den. Der soziale Wohnungsbau
wil'd sich ,durchsetzen müssen, denn nur wirk
lich er allein gibt den Ärmsten der Armen die
MögHch~ej.t, zu einer ,Wohnung zu kommen.
Ich weiß schon, {\laß die ,anderen Dinge durch
aus nicht 'abzulehnen sind, wie die Unter
stützung des privaten Wohnungsbaues, iuso
weh es sich um ,EinframiHenhäuser oder 'um
Si'edler handelt, von mir aus auch 'Wohnungs
eigentumsbau, ,wenn er wiriMiohetwas Zrweck·

dienliches als JErgebnis hat. Aber die AUer
ärmsten sind weder imstande zu si'edeln, noch
sich ,am Wohnungseigentumsbau zu 'beteiligen.
Und ich gl'auibe, die iÜebietskörperschaft, hier
das Land Niederöst,erreich, häf11e die Verpflich
tung, gerade diesen Menschen zuerst und vor
allem zu heUen. Da Ikommen Sie :üher ,den
sozialen Wohnungsbau nioht hinweg, von mir
aus, wenn Ihnen das ,Wort sozial nieht paßt,
lassen Sie ,es weg, ,aiberWohnungen ]ür diese
Ärmsten im rLande müssen geschaffen werden,
und zwar mit Mietzinsen, di,e für sie erträg
lieh sind, weil ja 'heute die Einkommensverhält
nisse noch weit, weit zurrÜckst'ehen, als daß
man 'von OoIdmietzinsen, dem letzten Traum
der Hausherren, noch'reden könnte.

Der Wohnungsbau ist also für Nieder,öster
reich eine wichtig,e Sache. Verschärft worden
ist diese !Notlage durch die großen Zerstörun
gen, die ,auf dem Sektor der Wohnhäuser in
Nierderöstrerrekh entstanden sind, ,und durch
den Umstand, daß der Wiederaufbau in
Nieder'Österreich nur besonders zaghaft und
langsam vorwärtSischreitet. Die Mittel, die bis
her ausgegeben worden sind, sind nicht in dem
Maß1e 'für Niederösterreich geflossen, als wir
das Recht Igehabt hätten, sie in Anspruch zu
nehmen. Ich bitte daher den Herrn finanz
referenten sehr,' ,dafür Sorg,e zu tragen, daß
die Mittel des Hundes, soweit sie im nächsten
Jahre für den Wohnungsbau flüssig ,gemacht
werden, auch so Hießen, daß in Ni'ederöster
reich auch tatsäohIich eine Milderung der
Wohnungsnot eintritt.

Dazu kommt, daß wir ja :auch eine zweit{~

große rVerpflichtung übernehmen müss,en,
weni,gstens teilweise mitzuhelfen, die Voll
beschäftigung zu sichern. Die ADbeitslosen
ziffern sind in den letzten Wochen beängsügend
angestiegen. Gewiß, sie si:nd teilweise saison
bedi,n:gt, weil eben jetzt alle Ar,beiten langsam
eingest'ellt 'werden müssen.

Es fragt sicha'l1er, olb es wirklioh nur laut,er
solche Arbeitslose s,irud, die in saisonbedingten
Betrieben arbeiten; es hat vielmehr den An
schein, daß auc~h auf vielenanraer.en Gebieten
ein Nachlassen der SeschäftigungPlatzgreift.
Daher ist es 'notwendig, daß wir die Zeit der
At,heitslosigkeit ~ür die Al'beiterschaft ver
kürzen und schon jetzt in den Wintermonaten
alle Vorbereitun:gen treUen, damit zu Beginn
des neuen Jahres - sagen wir anf,angs März
- sofort dJi,e Arbeitslosen wieder in Beschäf
tigung gebraoht werden können. -Da muß man
sich 'nMürheh schon jetzt daranmaohen, damit
die 'vorgesehenen Pl'OIj,ekte dann ,auch wirklich
durchgeführt werden können. Vor :kurzem
h<:then wir von 'einem Wi11'ter'besc:hä:ftirgungs-,
'Ion einem Wi'nteroaurprogramm gehört. Ich
schaue aber vergebens aus und finde in Nieder-
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Schwierigkeiten der Kommunal'Verwaltul1g
kennt, dies nicht :zugeben kann. Wenn die An
teile der Gebietskörperschaften an den gemein
samen Abgahen diskuüert werden, dal11!n darf
man nicht immer einf.ach sagen, den Gemein~

den soll man noch mehr Lasten auferlegen, als
si,e scho,n bisher haben. leh glaube, daß dieser
bequeme Weg, die Gemeinden, die den gering
sten Widerstand darstellen, einfach mit Aus
gaben zu überlasten, damit sich Bund und
Länder ·auf einer Linie tr,eHen, die für heide
günstig und gut ist, auf keinen fall beschrit
ten werden kann. Unsere Oemei,nden sind ohne
Ihin schon durch das ihnen auferlegte Notopfer
sehr hart getroUen. Man hört wohl diesen
Namen nicht gern und hat daher dafür einen
anderen gewählt,nämlich das Bundespräzi
puum. Dieses ist aber in Wirklichk,eit nur die
fortsetzung des Notopfers und bringt den
Gemeinden 'bei ihren ,Einnahmen harte Aus
fälle. Es gilbt bereits heute schon vieIe Gemein
den, die von den 'Ertragsanteilen praktisch
keinen Gmschen erhaHen. Wenn alle A'bzüge,
beginnend beim Notopfer üher die Landes
umlage, fürsol1g'ooeträge, Schulklassenabgahe
- heuer kommt dazu noch der 10 %ige Ab
zug von der Gewerbe- und Grundsteue'r -, zu
sammenaddiert wer,den, dann kommt Null
her,aus oder die Gemeinden bekommen einen
so lächerlich geringen Betrag, mit dem sie
überhaupt nichts anfangen künnen. Ich habe
erst 'vorigen Sonntag Gelegenheit geha:bt, eini'ge
Voranschläge größerer ni'ede1"österreichischer
Gemeinden durchzusehen; da'bei mußte ich
feststellen, daß diese Oemeindeverwaltungen
ganz mit Recht sagen, man soll ihnen alles
das lassen, was sie an Steuern bekommen,
dann könnten si'e damit etwas ganz ander,es
leisten, als es ihnen heute möglich ist. Ich
iglaube daher, daß man gar nicht daran denken
und da'von überhaupt nicht sprechen sollte,
daß es vi,eHeicht möglich s,ein wird, den Ge
meinden im Oherwälzungsverfahren neue Opfer
aubulasten, denn ,die 'Gemeinden haben ohne
hin schon große 'Sorgen, bei i'hl'er Verwaltung.

Wir haben 'uns in den letzten Tagen auch
damit beschäftigt, was die Städte tun sollen,
die ein eigenes Kr,ankenhaus führ,en. Die IBe
mühungen, das große Defizi,t der Kranken
häuser auf eine breitere Basis aufzuteilen, sind
bisher ganz lumsonst ,gewesen. Es ist und bleibt
dabei, daß die Gemeinden - wenigstens bis
zum Jahre 1950 - den ganzen Betriebsabgang
aus eigenen Mitteln 'bezahlen müssen. Das ist
gewiß ein schreiendes Unrecht, denn wir wissen
ja alle, daß in den Städten, in denen sich das
Kr.ankenhaus befindet, höchstens ei,n Drittel
der Patienten aus der betreffenden Stadt
stammt, während die ülberwiegende Mehrzahl
der Patienten aus den umHegenden Gemeinden
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öst,eneioh kaum etwas, von dem man sagen
könnte, daß es ein wirksames Mittel wäre,
um ,gpöß1ere Arbeitermassen beschäiftigen zu
können. Wenn also diese Sache scholn fehl
geschlagen ist, so ist es eben jetzt uns,ere Ver
pflichtung, dafür iZU ,sorgen, daß wir schon
zeitlich im fnühj,ahre, wenn es die Witterungs
verhältnisse zl1'lassen, mit den Bauarbeiten
beginnen. ,Herr LandeshauptmannsteUvertiek:r
lng. Kargl hat bei einer anderen Gelegenheit
sich g'eäußert, daß er sC'hon am 1. Jänner mit
den StraßeI1lbauarlbeiten beginnen wird. Nun
am 1. Jänner wird es voraussichtlich gefroren
sein und sehr viel Schnee liegen; da wird es
also gut sein, zunächst den Schnee von den
Straßen wegziUfäumen. Wenn :eraber s,eine
Mitteilung so gemeint hat, daß ,am 1. Jämler,
also von dem Tag an, wo die ,für diesen
Zweck im Voranschlag <vorgesehenen Mittel
zur Verfü,gungstehen, die Vorarbeiten ge
troffen werden, dann bin ich mit seinen Aus
führung,enei'lllverstanden, denn dann wird auch
etwas Zweokmäßigesgeleistet werden ,künnen.
Es darf nämlich dabei nicht übers'ehen werden,
daß in den letzten Jahren und auch heuer,
ma,n könnte 'viele Beispiele davon anführen,
es Sommer 'und frrüh,herbst werden wird, bis
bestimmte Arbeiten t:atsäohlich durchgeführt
werden. Ich kann :momentan nicht untersuchen,
ob das auf mangelllide Planung 'Ü'derauf den
Umstand zurückzuführen ist, daß die notwen
digen Geldmittd nicht r'echtzeitig zur Ver
fügung ,gestellt werden ~onnten. ].edenfalls
hört man immer und sieht es auch praktisch,
daß meistens bereits der Mai im Lande ist, ehe
mit den Arbeiten begonnen wind und daß man
von Glück reden kann, wenn endlich im
August mit voU,er Kr,aft g'earheitet wird. 'Hier
wäre es sehr wünschenswert, wenn man di,e
stiHen Wintermonat,e zu den Vorar'beiten be
nützen würde, damit dann ,die Atibeitslosen
müglichst rasch und rechtzeiüg 'bei den
Arbeiten eingesetzt wel'den können.

Eine zweite ,frage, die ,für uns von Bedeu
tung ist, ,ist (he Stellun,g der Gemeinden Nieder
österreichs zum Lande. Herr Landesrat Müll
ner hat in seinen Ausführungen 'bei der Ein
leitung des lß,udgets heute <eine Bemerkung
gemacht, die jeden, ,der die Kommunaherwal
tung kennt, mehr ,als überrascht hat. Er hat
nämlioh g'emeint, daß die Verhandlungen mit
dem Bund so ,gestanden sind, daß das Land
verschi,edene Verpflichtungen wohl übernehmen
wo,me, aher di'ese 'vom Lande übernommenen
Verpflichtungen dann auf dieOemeindenab
wälzen 'werde. Darf ich bei dieser Gelegenheit
erklären, daß eine 'So einfache Art 'und Weise,
neue Verpflichtungen des Landes einfach auf
die Gemeinden 'abzuwälzen, ahsolutunmöglich
ist! loh glaube, daß jeder, der ,diegroßell



bar'e Umbauten oder Um~estaltungen machen
müssen, deren Kosten beim besten Willen in
den Voranschlägen der Spitäler und auoh in
den eigenen Budgets doer Gemeinden nicht
untergebracht werden kcönnen. Es wäre ,daher
zweckmäßig, daß ,die Mittel, die für diesen
Zweck zur Verfügung gestellt werden, auch
für solche Vorhaben 'bereitgesteUt werden, da
mit die bestehenden, oft sehr alten Kranken
häuser modernisiert werden !kcönnen. Dann erst
v/erden sie den heutigenhygienisohen Bedürf
nissen restlos entsprechen. Wenn das geschieht
und ;nicht vielleicht gar zu kleine und unhe
deutende B,etr.äge zur Verfügung gest'ellt 'wer
den, dann kann 'man sich damit einverstanden
trklären, wenn der Herr Finanzref.erent 'vor
schlägt oder beabsichtigt, in Zukunft diesen
Weg zu gehen.

Wir haben llodl ein anderes Kapitel, das
uns viele Sorgen bereitet, das ist die Frage der
Schuk Nun die Frage der Bezahlung der
Lehl;ergehälter ist ja eine frage, die von ,den
v,erschieclensten Wart.cn 'aus betrachtet werden
kann. Wir haben heute einig'e Zahlenspiele
gehört, wie sich das in den 'verschiedenen
Ländern des Bundes auswirkt. Das g,ebe ich
ohne weiteres zu ;aiber unberührt neben diesen
großen Sorgen der Länder bleibt immer noch
die Sorge der Gemeinden, für diese Schulen
vorzusorgen. Die Schulhäuser sind heute, wie
das Bauen überhaupt, eine sehr kostspielige
Angelegenheit, und es ist heute unbestritten,
daß es sehr viele Gemönden 'gibt, die nicht in
der Lage sind, ihre Schule so a,uszugestaIten,
wie es die Kinder dieses Landes naoh dem
Kri'eg und nach den Entbehrungen, die si,e er
litten, unbedingt beanspruchen können. Gewiß,
es :geschieht in diesem Lande unendlich viel.
Mir ist vor ku'rzem gesagt worden, daß in den
Jahren von 1918 bis 1938 in ganz Ni'öder
österreich nur z,wei Schulen gebaut worden
sind und ,daß von 1945 his heuer 40 Schulen
teilweise n,cu gebaut wurden und teilweise in
Bau sind. Hier winkt sich vor 'allem segens
reich der Landesschulbaufonds ,aus, und 'csist
gewiß ein"e große kulturelle Leistung, wenn seit
Beendigung des Krieges 40 Schulen: gebaut
wurden oder in B,au sind, wo wir doch wissen,
daß in den ersten ·drei Jahren wegen M1angels
an Baustoffen auf dem Gebiete überhaupt fast
nichtsuntellnommen werden konnk Aber mit
den Schulen, die jetzt in Bau sind, ist die
Schulnot noch lange nicht behoben. Es gi'bt
Schulen -- ich verweise da auf meine Stadt -,
wo von 8 Uhr früh bis 6 Uhr abends unter
richtet wird. Das ist schlecht, das macht bei
den Kindern den 'halben Lehrerfool'g zunichte.
Das ist für die Eltern, 'vor allemfiÜr die
MüHer, die in Arbeit stehen,eirne Aufgabe, von
der sie nicht wissen, wie si'e sie lösen sollen.
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zuströmt, di,e aher zu den Ahgängen des
Krankenhauses nichts beizutragen haben. Wir
hören wohl jetzt, daß es im Jahre 1951 besser
gemacht werden soll, indem 'nämlich wenig
stens ein Teil des Abganges bei der Berech
nung der Ertrag,santeile Berüoksiohtigung fin
den soll. leh kenne den Gesdzestext noch
nicht, denn man ist 'vorläufi,g nur ,auf Berichte
und Zeitungslnachrichten angewiesen. Es steht
jedenfalls fest, daß auf diesem Gebide etwas
g,eschehen muß, denn dieses ,fortwursteln,
dieses ständige Auflhalsen eines großen, wahr
scheinlich blerbcnden Defizites auf einzelne
Gemeinden kann nicht mehr länger gerecht
fertigt werden. Herr Landesrat MüHner hat
gemeint, daß die Landesrverwaltung in der
Zukunft nicht darandenken kann, auch nur
einen Teil dieses Betriebsabganges zu über
nehmen. Wir könnten da gleich in Erinnerung
bringen, daß es schon früher eine Gesetz
bestimmung gegeben hat, wonach das Land
verpflicMet gewesen ist, von dem einwandfr.ei
festgestellten Betriebsabgang der Kranken
häuser drei Achtel ZiU tragen. Ich weiß nicht,
ob es glücküch ist, wenn das Land ,auf seinem
Standpunkt stoehen bleibt, denn ich bin der
bestimmten Meinung, daß man den wenigsten
Städten Niederösterreichs zumuten kann, daß
sie allein diese Opfer tragen. [s wil'd daher
u'nbedingt no'twendig sein, daß man hi,er zu
einer entsprechenden Regelung kommt. ,Es mag
hier mehrere Möglichkeiten geben, eines steht
aber fest: den Gemeinden, die ein Krankenhaus
führen, kann man gewiß nicht zumuten, daß
sie au,f die Dauer die Abgänge ganz allein
bezahlen. Will man vie'1leic'ht den armen
Teufeln, die kfaiu.k sind und daher ein Kran
kenhaus au:fsuchen müssen, das Leben noch
härter gestalten, indem sich die eine oder
amdere Kranlkenanstalt so weit einschränkt,
daß man von einer vollwertigen 'Hilfe über
haupt nicht mehr reden kann? Soweit darf
man die Dinge gewiß nicht auf die Spitze
treiben und ich halte es ,daher für sehr zweck
mäßig, diese Sorgen von den Schultern der
Gemeinden wegzubringen.

Wenn seitens des Herrn F inanzreferenten
angekündigt wird, daß das Land für den Aus
bau der Krankenhäuserin Zukunft keinen
Zinsendienst mehr übernehmen wird, sondern
daß es sich darauf !beschränken wird, ,einmalige
Subventionen zugeben, so ist hi,crzu zu sagen,
daß dies natürlich nur dann zwed~mäßig sein
wird, wenn man 'hierbei planvoll vorgeht. Man
darf zum Beispiel die Sache ,nicht so ,einseitig
machen, ,daß man nur an Neubauten denkt,
sondern man muß bedenken, daß es Spitäler im
Lande .gibt, die nicht mehr vergrößert werden
brauchen, die aber wichtige :und unumgänglich
notwendige, ich möchte fast sagenunaufschieb-



Wenn diese Schulklassen immer 'voll sind, ist
das natürlich auch vom hygienischen Stand
punkt mehr als abzulehnen. J a,es ,gibt sogar
Klassen, die als Wanderklassen bezeichnet
werden, die alle St,unden oder zwei Stunden in
einem anderen Klassenzimmer sitzen und dort
ihren Unterricht abhalten. Ich bin kein Lehrer,
aber wir haben ja genug ,Lehrer im Hohen
Hause, und die werden mir zugeben, daß diese
form der führung des Unterrichtes nicht
zweckmäßig ist, daß vieles an Konzentration
bei den 'Schülern verlorengeht und dadurch
der Unterrichtserfolg oft sehr in frage ge
stellt wird.

Was ich damit sagen will, ist, daß das Land
Niederöst'erreich den Bau 'von Schulen mit viel
höheren Beträgen fördern müsse, als sj'e im
Voranschl,ag enthalten sind. Denn ich bin der
Meinung, daß es ganz ausgeschlossen ist, auf
diesem Gebiete etwa zu sparen. Neben der
Ausbildung der Schüler ist ja auch die gesund
heitliche Seite zu beachten. Wenn wir Schul
klassen haben, also Räume,in denen die Kin
der nur drei, 'vier oder fünf Stunden 'hindumh
sitzen müssen, was vom gesundheitlichen
Standpunkt und auch nach jeder tRichtung hin
einwandfrei ist, so werden wir 'viele andere
Auslgaben, die wir für kranke Kinder auf
wenden müssen, in Zukunft ersparen können.

Ich würde daher sehr bitten, so sehr wir die
Leistungen des Landes Niederösterreich auf
diesem Gebiete anerkennen, daß man sich be
müht, den Ausbau der Schulen noch mehr zu
för,dern, als ,das bisher der faJ,J gewesen ist.

Es muß bei dieser Gelegenheit leider auch
g,esagt werden, daß es in Niederösterreich
Schulen 'gibt, die sich einer besonderen Gunst
der Landes'verwaltung erfreuen. Ich denke da
an die bäuerlichen Berufsschulen. Ich habe mir
erlaubt, aus demvorgdegten Budget Zahlen
herauszuschreiben und sie mit der Schüler
anza'hl zu vergleichen, welche schon im Vor
jahre s,ehr niedrig war und die heuer nach den
Beric'hten, wie ich sie heute wieder gehört habe,
noch niedriger sein soll. Ich konnte daraus ent
nehmen, daß in einem fall ein einziger Schüler
dem Lande auf mehr als 19.000 S zu stehen
kommt. Das, glauhe ich, ist ,absolut unrentabd
und kann auch gegenüber den Steuerträgem
nicht 'vertreten werden. Hier wäre doch eine
Einsicht und eine Umkehr notwendig. Legen
Sie das, bitte, nicht so aus, als ob ,ich gegen
die bä'uerlichen Fort'bildlUlligsschuIen oder über
haupt gegen das bäuerliche Fachschulwesen
eingestellt wäre. Davon kann k'eine Rede sein.
Ich weiß genau, daß die ,erste Vor,aussetzung
zu einer wirksamen Hebung ,der landwirt
schaftlichen Produktion die indi'viduelle Aus
bildung der 'bäuerlichen Jugend auf allen Ge
bieten des 'Lebens und im besonderen in den

Fachfragen der Landwirtschaft ist. Aber ich
weiß nicht, ob die ganze Schulollgianisation,
beginnend vom Unterrichtsplan, so ibeschaHen
ist, daß die aufgewendeten Mittel auch wirk
lich den Eflfekt auslösen, den wir mit Recht
erwarten können. Die bäuerliche B,erufsaus
bildung 'hoch in ,Ehren, si,e soll meinetwegen
gesteigert werden, ja sie soll soweit gesteigert
werden, daß sie den heutigen, :ganz geänd:eTten
landwirtschaftlichen Produrktionsbedingungen
auch voll und ganz entspricht. Aber ich
glaube, sie muß doch so geführt werden, daß
nicht so ein krasses Mißverhältnis entst'eht, wie
ich es vorhin g,enannt habe. Hier glaube ich,
müßte man von Gmndauf das ganze Problem
edassen, man müßte 'versuchen und sich genau
überlegen, wie diese Dinge, die da geschaffen
wurden, auszunützen sind, daß sie zu einem
vollen Erfolg 'führen. loh glaube, die :fehler
beginnen nicht nur beim Unterric'htsplan, son
dem sie Hegen auch darin, wi,eund wo man
diese landwirtschaftlichen Schulen führt. Ich
'glaube, daß hier schwere fehler unterlaufen
sind und daß man doch nicht immer die Aus
bildung der bäuerlichen Jugend im Auge hat,
sondern daß verschiedene lokale Wünsohe und
Bestrebungen maßgebend sind, wo eine Schule
gefÜ'h rt wi rcl.

Ich möchte auf diese Dinge nur aufmerksam
machen, weil es meiner Meinung nach sehr
zweckmäßig .und notwendig wäre, auf diesem
Gebiete nach dem Rechten zu sehen.

Die einzelnen Kapitel des Vor,anschlages, die
ich jetzt nur auszugsweis'e wi,ederigegeben habe,
würden noch Gelegmheit geben, sehr verschie
dene Auffassungen zu 'vertreten. Wir nehmen
aber an, daß wirklich der Versuch unt,er
nommen ,worden ist, die vorhandenen Mittel so
auszugeben, wie es, weni~gstens im :groß,en und
ganzen, den Bedürfnissen ,des Landes ent
spricht. Mit welchen Mitteln dies voll und
ganz erreicht wird, ist aber Auffassungssache.
Es ist Sache der Mehrheit, das Budget so zu
gest,alten, wie sie es 'für zweokmäßi,g hält. Wir
steHen jedoch die selbst'v,erständliohe F01'

demng, daß die Wünsche der allbeitenden
Menschen, die wirklich den größten Teil aller
Landeseinnahmenaufbringen, entsprechend be
rücksichtigt werden, daß man dies,en Menschen
hilft, und zwar dort, wo sie nicht imstande
sind, sich selbst zu helfen. Es muß dies aber
auch in einer form geschehen, daß die Bevöl
kerung des Landes spürt, daß sich der Land
tag N iBderösterreich, von dem man im Lande
draußen oft eine ganz ,eigentümliche Meinung
hat, wirklich e11IlsUich vOllgenommen hat, alles
in seinen Kräften Stehende zu tun, damit dem
Lande Niederösterreich ge-dient ist. Die im
Budget· gestellten Anträge sind ebenf'alJs
meines Erachtens nach vom St,andpunkt einer
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dem(jkratischen Verwaltung durohaus nicht zu
begrüßen. Ich weiß nicht, warum man sich so
darauf versteift, daß man der Landesregierung
verschiedene Ermächhgul1,gen gibt. Ich glaube
vielmehr, die ganze L,andesverwaltung und
Gesetzgebung, aber auch das Ansehen des
Landtages 'würden auf ein wesentlich 'höheres
Niv,eau g,ebraoht werden, wenn no,twendi!ge
Veränderungen im Laufe !des Jahres nicht im
stillen Kämmerlein der Landesregierung, son
dern 'Vom 'Landtage selbst beschlossen werden
würden. Wenn ,die Dinge in aller Öffentlich
keit aufgez,eigt, besprochen und natürlich auch
vom zuständigen Referat begründet würden,
hätte der Landtag Gelegenheit, bei nach
gewiesener Notwendig'Neit den Anträ,gen der
Re,f,erenten zuzustimmen. Sich aber am 31. De
zemberfür ein ,ganzes Jahr eine Rei'he von
Ermächtigungen geben zu lassen, halte ich
absolut nicht für glücklich und glaube auch,
daß dieses Vorgehen im Interesse einer streng
überprüften Landesverwaltung nicht zweck
mäßig ist.

Die Form der Bestimmung des Punktes 3,
wie man Abgänge des ordentlichen Vor
anschJ,ages decM, ist wirklich so, daß man
sich fragen muß, ob es überhaupt zweckmäßig
ist, an einzeltl1C~n AbschniHen oder Unter
abschnitten festzuhaHen. Wenn man dann
weiter liest, daß eine gegenseitige Deckungs
fähigkeit durch eilnfache Beschlüsse der
Landesregierung :hergest,ellt werden kann,
dann kommt man unwillkürlich auf den Ge
danken, daß man das auch einfacher machen
kön'I1'te, nämlich so: Wir haben im Budget
insgesamt neun Gruppen; geben wir also jeder
Gruppe so und so viel und schenken wi'r der
Landesreg,ierung das Vertrauen, daß sie die
vorges,ehenen Beträge auch richtig aufteilen
und ver'wendcn wird_ Die 'bisheri'ge IEntwick
lung hat aber ,dazu geführt, daß man im
Budget eine Reihe von 'Ermächtigungen vor
sieht. Man liest da 'wiederholt: Die Landes
regierung wird ermächtigt usw. Ich glaube,
ich habe mich nicht verzählt, aber in dem
Beschlußmltrag sind nicht weniger als vi'er
solche Ermächti'gungen entlhalten.

Die Lösung der niederösterreichischen Pro
bleme durch den nö. Landtag ist die wichtigste
Aufgabe, di'eer zu erfüllen hat. Wir haben
ja in erster Lirnie das Landesi,nteresse restlos
wahrzunehmen. Wenn wir auch dem Bund das
geben müssen, was des Bundes ist, und wenn
wir auch nicht in einseitige Ländel1krämerei
verfallen waUen, so gl,auben wir dooh, daß
seitens der Landesregierung mehr als bisher
versucht werden muß, für das Land Nieder
österreich von dem, was im Gesamten ein
kommt, mehr zu bekommen, als das bisher ,der
Fall gewesen ist. Herr Landesr,at MüHner hat

es nämlich so dargestellt, daß wir heute die
Kostgäng'er an dem Steueraufkommen der
anderen Bundesländer sind. Das zej,gt die
ganze Armut unseres Landes, das z,eigt aber
auch, daß wir mit einer besonderen Gewislsen
haftigkeit 'niohts, aber schon gar niohts aus
gehen dürfen, was wir nicht unbeding1t not
wendig brauchen. Wir müssen weiter trachten,
daß die tBundesregierunges endlich versteht,
daß di'eses Land, das auf die 'wicht'igsten
Bestandteile s,einer Wirtschaft heute verzichten
muß und daher seine Wirtsohaft der gesamten
österreichisohen Wirtschaft nicht dienstbar
machen kann, nicht Idas Aschenbrödel unter
den österreichischen Bundesländern sein darf.
Aus di!esem Grunde 'vertreten wir die Auf
fassung, daß in di,es1er Beziehunlg noch viel
geschehen muß. Wir sind weiter auch der
Meinung, daß wir als niederösteueichischer
Landt'ag die Verpflicht'ung haben, alle~ aufzu
zeigen, w.as dem Auf- und Ausbau ,des Landes
Ni,ederösterreich dienlich ist.

Das uns 'heute vorliegende Budget ist ein
Budget der Armut, das ,kann man ruhig sagen,
es gibt nur überall einen Tropfen .auf vi'ele
heiß'e Steine, die es in diesem Lande gi'bt. Wir
müssen aber meiner Meinung nach dem nieder
österreichischen Volke zeigen, daß wir wenig
stens guten Willens sind. Unsere Arbeit wird
von der Bev,ölkerul1ig nur dann anerkannt wer
den, wenn wir aHes tun, was i,n unseren Kräf
ten steht und wenn wir in stren!ger Objektivität
stets nur die Landesint'eress,en im Auge be
halten. Wir müssen daher ,alles zurückstellen,
was 'von der BevölkNung nicht verstanden
werden könnte. Die Menschen wollen ja
sehen, daß von uns wirklich etwas geleistet
wird, weil sie wissen, daß es nur dann, wenn
alle Kräfte im ,Lande angespannt werden, mög
lich sein wird, ,aus dem Notstand herauszu
kommen. Wir können wohl noch keine sdb
ständige Politik machen, dmn <wir haben keinen
Staatsvertrag, 'wir haben noch die Besatzung
im Lande und 'haben dalher verschiedene wirt
schaftliche Schwierigkeiten; das niederöster
reichische Vol'k will aber leiben und die Lebens
bedingungen müssen ,eben wir schaffen. Die
B,twölkemng fragt nicht, warum das so ist.
Das niederösterreichische Volk 'hat ,das Recht,
von der Landesregierung die notwendigen
Lehensbedi1ngungen z.u fordern und der Land
tag muß alles iun, um diese berechtigten For
derung,en der B,ev,ölkerung z.uerfüllen.

So liegt !nun der VoransClh:J'ag vor uns. Es
sind zwei große Bücher, deren Inhalt wir jetzt
durch'bemten, und es muß dann die Aufgabe
der Landesvenwaltung sein, sie mit p.ulsieren
dem Leben zu erfüllen. HO'f,fen wi'r, daß dieser
Voranschlag ,der letzte ist, der uns in diesem
Notstandtrjf'ft, damit wir der ni'ederöster-
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reichischen Bevölkerungendlioh sa'gen 'können,
daß für sie die Zeit des Leidens vorhei ist und
daß es uns g,elungen ist, nunmehr für das Volk
hier im nö. Landt.ag in Zukunft bess'er zu
sorgen, als es in der Vergangenhei,t der Fall
gewesen ist. (Lebhafter Beifall bei der SPÖ.)

PRASIDENT: Als nächst'em Redner zur
GenemJ.dehatte erteile ich dem Herrn Abgeord
neten Z ach das Wort.

Abg. Prof. ZAOH: Meilne sehr verehrten
Frauen und Herren des 'Landtages 'von Ni,etder
öster]'leich! Wir stehen am Ende des Jahres
1950 und gleichz'eihg vor dem Ende der ersten
Hällfte des 20. Jahrhunderts. Was diese erste
HäIHe des 20. Jahrhunderts unserem Vol'ke
und Vaterlande gehracht hat, ist zutiefst in die
Herzen, ich möohte fast sagen, auch in die
Gesichter unserer Bevölkerung, die diese beiden
Weltkriege mitgemacht 'hat, eingegraben. Diese
Tatsache müssen wir uns vor Augen halten,
wenn wir in obje'küver Weise zu diesem Vor
anschJ,ag Stellung nehmen wollen. Es muß
uns immer wieder ins Oedäoht,nis geruf,en wer
den, w.asalles hint,er uns liegt. Ich 'habe schon
einmal den Vergleich gemaoht, daß nicht nur
unser Land Niedierösterreich, sondern unser
gesamtes Vaterland einem bis auf die Grund
mauem au~gebranntell1 B,auernhO'f gleicht, in
dem das Vieh erstickt, die Maschinen ver
br,annt sind und die Bauersleute darangehen
müssen, wieder ganz von vorne anzufangen i

und sich eine neue Wirtsohaft aufzubaUL'n
Denn es ist ja wirklich so, daß Kriegs- und
Nachkriegszeit besonders unserem engeren
Heimat.land 'So hefe Wunden :geschlagen haben,
daß zweier Generationen Arbeit nicht imstande
wäre, di,ese Wunden zum Heilen zu bringen.
Und wir 'Sohic!ken :uns an oder stellen uns zu
mindest so, als dür>ften wir innerhalb von fü,nf
Jahren in der La.ge sein, ,diese Schäden g,ut
zumachen. Ja, es wäre wirklich wünschens
wert, weil unser Volk so viel erduldet hat.
Aber hier :könnten nur Wunder ·hdfen. Und
an ·Wunder wiH ja unsere Zeit nicht mehr
glauben. Warum will man aber gerade in
wirtschaftlicher Beziehung an Wunder glau
ben? Da scheint mir ein Widerspruch zu :;6n.

Ich will es 'vermeiden, Za1hJen, die sohon
zwei- oder dreimal genannt wurden, zu wil'der
holen, iCih will nur Ül 'groß<en Zügen zum Vor
anschlag Stellung nehmen. Da wurde kritisiert
und die ,frag,e a,ufgeworfen, warum vom
ordentlichen Voranschlag :27,5 Millio'nen SC'hil
ling in den außerordentlichen ü'bergeführt
wurden und warum man trachtet, i'n beiden
Voranschlä,gen einen Abgang zu konstruieren.
loh stelle die Gegenfrage: HäHe sich ein
kleinerer oder größerer Abgang ergeben, wenn
man nur einen eilnheiHichen Voranschlag g,e-

macht häHe und in diesen die gleichen Beträge
eingesetzt hätte? Ich glaube,daß sich in
diesem Falle der H::lT Finanzreferent viel
leichter get,an hätte, weil er dann von diesem
einen Voranschlag, vom jetzigen ordentlichen
und außerordentliohen, 15 % hätte sperren
lassen 'können, damit eiben der Abgang nicht
über den Rahmen des Möglichen hinausgeht.
Was heißt, der Ahgang geht üher den Rahmen
des Möglichen hinaus? Das Ihi,eß,e, daß wir
uns jetzt in den Kopf set.zen wür:den, soviel
Schulden zu machen, daß wir in e,inigen Jahren
nichts mehr anderes tun könnten, als Tilgungs
raten und Zinsen ,für Darlehen zu zahlen. Das
wäre eben - wie der Herr Finanzreferent
ganz ri.chtig gesagt hat - ein Spr'engen ,des
Voranschlages. Aher iüh frage, w.as 'würde der
Hohe Landtag sagen, wenn die Landesregie
rung hzw. das f"jlnanzrderat die Vorsichts
maßnahme nicht treflfen würde, die Vor
anschlagskredite im A'usmaß der besagten
Prolzente zu sperren? Da würde d3'l1l1 wahr
soheinlich ein Redner um den anderen auf·
stehen und sagen: Du, Landesregierung, du
Fi'llanzreferent, hast die pflichtgemäße Obsor,ge
vernachlässigt, du 'hast zugesehen, wie das
Land in eine Situation hineinschlittert, daß das
Land jetzt !Darlehen ,auflnehmen muß, wo man
nicht einmal weiß, . ob diese Gelder bei der
jetzigen angespannten Kreditlage überhaupt
zu bekommen sind. Wir müssen daher ge
rechterweise sagen, wir sind froh, daß diese
Vorsichtsmaßnahmenin den Voranschlag ein
g<Elbaut sind.

Der Herr Finanzreferent hat auch von
einem notwen,digen Abbau !gesprochen und tief
bedauert, daß das sein mußte. Aber 'wir können
auch hier sagen, daß aUe zuständigen Stellen
alles aufg'eboten haben, um die beim Land:
Niederösterreich überzählig gewordenen Be
iCmten in einen anderen Beruf überzuführeil.
Und da rube iC'h darauf gewartet, daß zu
mindest eine Anerkennung hierfür den zustän
digen Stellen gezollt wird. Aber ikein Wort
davon. Und es scheint wirklich so, als würde
man darauf aus sein, nur negative Krihk üben
zu wolleIl. Kritik ist s'icherlich ein Heilmittel,
das anerkenncn wir, aber mit einer Kritik
mÜS~Tn immer wieder posiüve Vorsohlälge ver
bunden sein. Denn es gibt für eine ·öffentliche
Vepwaltung kein besseres Mittel als eine
Kritik. Wenn nun Herr Landesrat Genner
gesagt 'hat, das Land Niederösterreich braucht
nichts notwcndiger als einen friedlichen Auf
bau, dann sind wir hundertprozentig mit ihm
eines Sinnes. Wir unterstreichen das. Ich
glaube nicht, daß jemand unter uns ist, der
d:csen friedliohen Aufbau gestört hat oder auch
nur die Absicht hat, H1I1 zu stören. Ich bin
immerersohüttert, wenn ich das Wort "Hetze"
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höre, besonders dann, wenn noch ein Wort
davorg,estelH wird. Ich hin aber auch der
Mei'l1'ung, daß gerade solche Reden, die angeb
lich dem niederösterreichisohen Volke dienen
sollen, dazu angetan sind, dem niederüster
reichischen Volke den _größten S<!haden zuzu
fügen. (Zustimmung bei der Volkspartei.)
Denn der Vorwurf der Hetze wird ja nicht
nur gegen die Vertret'er in diesem Hause, son
dern geger das ganze Volk erhoben, -daher
müssen wir fragen: Ist es wirklich die Absicht
gewisser Herren, vom 'frieden zu reden und
damit ,eine Hetze selbst führen, -die sie anderen
vorwerf.en? Ich habe es nioht glauben können;
aber da in allen fünf Budgetberatungen, die
wir in di,esem Hohen Hattse nach dem zweiten
Weltkriegabgdührt ha'ben, di,e gleiche Walze
g'elaufen ist, müssen wir eben zur Überzeugun~

kommen, daß dies Absicht ist, -daß man eben
nicht will, daß unser Volk und unsere Wirt
schaft zur 'Ruhe kommen und der Wiederauf
bau in einer W-eise fortschreitet, daß unser
Volk da'mit zufrieden sein 'kann. Aher wir sind
großzügi,g g-enug und sagen,auoh dies,e Kritik
hat noch einen Wert, 'weil wir davon iiJberzeu:gt
si,nd, daß unser Yolik dadurch aufgerüttelt
wird,allerdings in einer anderen Richtung, als
es die 'Redner beabsichtigen.

Wenn nun gesagt wurde, daß früher noch
Proteste gegen die _BenachteiJi.gung Nieder
öskrreichs !hier vorgebracht wurden, jetzt aber
nicht, so sag.en wir, die Kämpfe um die rich
tige Einschätzung Niooerösterreichs und seine
riohtige Behandlung gehen weiter. Es ist eine
Naturnotwendigkeit, daß in der iDemokratie
verschiedene Körperschaften, die alle für sioh
das Beste wonen, darum ringen müssen, daß
der andere Teil zu seinem IR,echt kommt. Auch
uns wäre es Heber, wenn der Wiederaufbau
Saohe des Bundes wäre. Da könnten ,aIle
Herren, die hi,er versammelt sind, durch ih-re
Parteivertreter mitkämplf,en, daß der B'und den
Wiederauf'bau übernimmt. Aber ich muß sagen,
ich habe 'Vergeblioh darauf gewartet, das im
Parlament zu hören. ,Es k'ämpft ,eben auch der
Bund und der finanzminister des IBundes
darum, ,ein ausgeglichenes Budget zu er
reiclhen.

Es ist schmerzlich, daß viele Wünsohe der
BeamtenschaH -nicht erfüllt worden sind, und
es ist auch richtig, was der !Herr Landesrat
Genner sagt, daß das 4. Lohn- und Preis
abkommen 'für die Anbeiter keinen Vorteil ge
bracht hat, aberauc'h keinen Vortei:J 'für di~

Beamten und Ang,esteHten, und er hat dann
auch noch dazu gesagt, daß es auch für die
Bauern !~einen Yort,eil bedeute. Wir wissen
aber, daß auch der Berufsgmppe der Selbstän
digen dieses 4. Lohn- und Preisa:bkommen
nichts Gutes g'ebracht hat. (Abg. DltJbovsky:

Wozu haben wir dann die Krot g'fress'n?)
Die Krot 'haben Wiir gef.ressen, damM wir dies
bezüglich langsam zur lEinsicht kommen. Ich
weiß schon, daß es unpopulär ist, -aber wenn
sich die Vertreter -des Volk1es nur darauf e~n

steHen, das zu sagen, was au;genblickHch
populär ist, dann wird sich das nicht gerade
günstig für unser Volik auswirken. Es ist un
bestreitbar, daß alle Stände seit dem Jahre
1948 über die Verhältnisse gelebt haben. Es
ist absolut riohtig, daß die Hauptlast der
St,euern die arbeitende Bevölkerung trägt. Wo
aber wären -denn die vielen Hunderttausende
von Nichtarbeit,ern in Österroeich? Ich wäre
dan'kbar, wenn ich nur ein einz-~g,es Mal von
den Rednern hören würde, wieviid Ni<!ht
arbeiter wir in Österreich haben. Produziert
wird eben nur durch Arbeit und nur durch
Arbeit werden die Produzierenden in dlie Lage
versetz-t, Steuern zu zahlen; es gibt k,einen
Staat auf derganz,en Welt, wo nicht die Ar-bei
tenden - und da schließe ioh aBe ein - nicht
die HauptIast der Steuern tragen würden.
Sohauen Sie nach Osten, West.en, Norden oder
Süden, überall ist der ,gleiche Zustand, weil
eben nur durch Arbeit Wied~raufba'll geleistet
werden kann. Wir dürfen uns aber ,nicht aBein
auf den Wiederaufbau beschränk,en, sondern
wir müssen uns auf allen Gebieten v,ef'VO'll·
kommnen und verbessern, und zwar in einem
noch bessef'en A'uslffiaß ,aIs vor dem Kliieg, also
zu -einer Zeit, wo unsere Indust6e und unsere
gesamte WirtschaH auf HochtlÜuJ:1en .gelaufen
ist. Damals list nicht so viel g,eschaffen w<;>rden

wenn man durch die Straßen Wiens geht,
sieht man ,das 'ganz deutlich -,als in den
ldztverg,angenen fünf ]aihr-en.

Meine sehr verehrten Frauen und Herren
des HOlhen Landtages, wh- müssen uns lbe·
mühen, ganz ,gleich, ob von der heißesten
Sonne oder von der größten Kälte g,eplagt, den
harten, steinigen Weg zu gehen, um den
Mensohen in Österreich einen Ausblick zu
gewähr-en. Unser-e All'f,gabe muß, es sein, 'bei
den Budgetoberatungen nicht nur 'all das zu
sagen, was noch nioht in Ordnung ,ist, sondefln
auoh das zu sagen, was schon g'eschehen ist.
Da kann aber ohne Obel1hebung If'estgestellt
werden - das sagen nicht nur wir, -sondern
die ganze WeIt hat das iber-eits festgesteIH -,
daß dieses Österreich auch in der Zeit, wo an
Wundler nicht geglaubt wird, in seinem Auf
bau ,ein Wunder vollibraoht hat. (Beifall bei
der ÖVP.) iDenkcn wir nur daran, daß gerade
die ArbeiterschaH in den Großstädten ,in den
Jahren 1945 bis 1947 in der Früh mit J.eerem
Magen zur Arheit gegangen ist, ohne zu
murren, Wleil sie ges-agt hat, wir müssen durch,

,sonst geht di'e Gesamtheit ,zugrunde. Warum
-.rist das möglich gewesen? Weil sie an
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unsere Zukunft geglaubt hat! Diesen Glauhen
müssen wir unsner ßevöl'k<erung 'vorleben und
vorzeigen, dann wird dieses VoIk den Weg
weitergehen.

Wenn nun der Herr Landesrat Genner von
einer Kr1iegsrüstung in Österreich spricht, dann
si;nd wir sehon mehr als erstaunt darÜlb'er.
Vielleicht ist in Östeflreidh ein kri1egerischer
Geistv'Orhanden, aber dann nur ,in dem' Sinne,
daß wir uns herauskämpf'en wollen aus ·diesem
Jammertal, um bald auf ,eigenen Füßen stehen
zu können. Dieser Geist ist vorhanden und
leibt im ganzen Volke, das sich sagt: Allen
Hindernissen und Schwiel;ig1k'eiten zum Trotz
waUen wir durchhaUen und uns ,dmchkämpfen,
bis die Freiheit in wirtsehafUicher und poliN
scher Hinsicht zur Gänze gegeben ist. (Beifall
bei der ÖVP.) Jawohl, dieser Geist ist da, und
gottloh daß er nach fünf J a'hren Drangsal
und Knechtung noch vorhanden ist, ja, daß er
noch g,-'wachsen ist! Von Hetze aher wollen
wir nichts wissen, weil das nicht nur Unver
nunft, sondern Ver'breehen wäre. (Beifall bei
der ÖVP.) leh wi-ll mich absichHich über
diesen G(jgenstand nicht noch verbreitern, ob
wohl ,es wirklich 'verlod~end wä'Te.

Wenn der Landesrat Genner 'behauptet, der
Landtag würde :im Jahre nur ZWeimal ein
berufen, dann wunder'e ich mich, ,denn er ist
immer ziemlich rege bei de~ Sache und ich kann
nicht 'annehmen, daß er während der anderen
Sitzungen gesohlafen hat oder ,daß er alle
Süzungen, wo positive Arbeit geleistd wurde,
als kleine Sitzungen :bezeichnet, sondern nur
di'ejenigen, wo eben darauf losgeschimpft,
darauf losgehetzt und d1rauf los,gerrörgelt
wurde. Da muß ich sagen,er hat 'recht, weil
gewöhnlich nur ,einige Sitzungen ,im- Jahre
sind, wo ganz besonders vom Leder :glezo:gen
wird. Wenn er weiter sag,t, Österreich ist ein
Hrückenkopf, dann sagt er uns absolut nichts
Neues. Wir wissen, daß sich in diesem Öster
fieich die WeHmächteget,roffen haben und ,daß
wir zu uns'erem Leidwesen diesen Brückenkopf
abgeben müssen. Welche ErIeichterung würde
aber für di'esen Bl'ückenkopf eintreten, wenn
nach Westen und nach Osten abgerüstet und
diese Überbelastung ,des Brückenlkopfes endlich
aufhören würde! (Beifall bei der ÖVP.) Wenn
er weiter hehaupt'et, staH Brücken hat man
Brückcnköpf,e errichtet, so muß iC'h ihm sagen,
daß dem 'ganz anders is't. Wir halben in
Niederösteneioh von Landes wegen heuer
40 Eisenbetonhrücken, 3 Behelfsbrück,en und
2 Dauerbr'Ücken mit 'einem Kostenhetrag von
zusammen 4 Millionen Schilling gebaut. Von
B'undes wegen wurden 9 Eisenbetonbrücken
fertiggehaut und 13 sind 'nooh in Bau. Das
sind also i'nsgesamt 67 Brücken, außer der
Iullner Donaubnücke, di'e heuer gebaut Jnw.

in Hau genommen wurden. Jetzt frage ich Sie,
meine sehr verehrten Herren, nennen Sie mir
ein Jahr in der Vorkriegszeit, in welchem so
viele ßrücken 'gooaut wurden! Ich bin schon
deswegen dem Herrn Landesrat Genner dank
bar, daß' er solohe Dinge behaupte,t, weil wir
dadurch dazu veranlaßt werden, das, was tat
lieh geschehen ist, ins rechte Licht zu rüclken.
Er hat uns dire:k-taufgefO'fdert, seine Behaupt
tungen durch schlagende Beweise zu wider
legen. (Beifall bei der ÖVP.)

Herr Landesrat Genner hat ,auch gesagt,
die Reg,ierung habe dafür zu sor'gen, daß
Österreioh nicht zum Obj'e'kt in der Weltpolitik
werde. Nun, Jokde, geh du voran, du hast die
größeren Stie&elan, müßt,e man sagen. Warum
sag't uns Herr Landesmt Genner nioht, wie
wir zum Subjekt der Polihk werden 'könnten?
Wenn er uns dieses Allheilmittd sagen könnte,
wären wir ihm wil1klich noch mehr -dankbar,
als wir es jetzt schon in diesen kleinen iDing,en
sind. Dieses kleine Öskrreich, von vier Be
satzungsmächten besetzt, soll zum Subjekt der
Politik werden! VieHeicM stellt sich das der
gen Landesrat so vor, daß wir wil'klioh han
del'n sollten, damit er die Möglichkeit hätte,
zuzuschlagen. Nein, Herr L,andesrat Genner,
wir werden nicht zu diesem handelnden Sub
jekt, das Sie sich wünsühen, sondern wir wer
den weiter mit Ruhe und Gelassenheit, aaer in
F'esüglkeit unser hartes Los so lange trag'en,
bis endlich der Zeitpunkt gekommen ist, wo
uns ,die vollständig,e Freiheit wird.

Wenn nun der gen Präsident Wondrak be
sonders Beschwerde über die Aufstellung des
ordentlichen und außerordentlichen Vo'ranschla
ges geführt hat, so bin ioh schon in meinen
'einleitenden Worten darauf zurückg,ekommen.
A<ber ich muß doch noch dazu sagen, daß ja
dieser Voranschlag nicht von unserer Parrtei
aHein eingebracht wurde. Dieser Voranschlag
wurde 'Von der ges,amten Landesregierung ein
gebracht, und zwar, wie ich unter,riohtet bin,
so, daß eben nach langwieri,gen Verhandlungen
eine Mittellinie gefunden wurde. Wenn Schwi'e
rigkeiten g,emacht worden wären, daß man so
budgetiert, dann hätte man auch die andere
FOl'm wählen können, weil sich sachlich über
haupt niohts geändert hätte. Es ist richtig, daß
in diesem Voranschlag ganz gewaltige Sum
men umgesetzt werden; freuen wir uns dar
über, weil ja diese Beträge zum Großteil
Arbeitsheschaffung bedeuten.

Wenn nun von der PersonalpoHtik von
beiden verehrlichen Vorrednern 'So\viel gespro
chen wurde, so können wir darauf nur sagen,
j,a, wie schaut es denn mit der Personalporlitik
überall dort aus, wo die Sozialisten in der
Mehrheit sind, zum Beispiel bei der Gemeinde
Wien oder in den größeren Städten Nieder-
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österreichs? Ja, dort haben wir nicht nur ein
eigenes Personalreferat, wie zum Beispiel bei
der Gemeinde Wien, sondePil sogar einen amts
führenden Stadtrat, ,der sich nur mit Personal
fragen beschäftigt. Nun, was sich ,da tut, das
ist uns ja allen ganz genau bekannt. Und wer
so durch Jahre hindurch das harte Brot der
Minderheit ,gegessen hat, ,der weiß auch, was
sich in den Städten Niederösterreichs tut, in
denen ,die Herren 60zialisten die Mehrh,eit
haben. ,Einmal hat ein Vertreter ,der Mehrheit
bei Personalverhandlungen - es war ein jün
gerer Herr - gesagt, was er sich denlli:t. Er
hat nämlich gesagt: Wir pfeHenauf die Mehr
heit, wenn nicht die gesamte Beamtenschaft
nac'h unser,er Riohtung ausgerichtet ist, nützt
uns das nichts. Ich sage I'hnen, da stimme ich
mit Iierrn Abg. Wondrak überein, daß eine
solche Politik nicht glücklich ist. Deswegen
hüten wir uns davor, eine solche Politik in
Niederösterreich zu führel1. In Niederösterreich
werden alle diese f ragen in den verschi{~denen

B,eratungskörpern ganz genau durchberaten ;
daß es da Meinungsverschiedenheiten gibt, ist
uns nicht verwunderlich. Denn die ,gibt es eben
überall, wo zwei verschiedene Meinungen sich
treffen. Wenn man von einer Terroreinstellung
der ÖVP hier im Lande spricht, dann sagt
man das entweder nach außen hin oder man
hat sich nicht die Mühe genommen, die Ver
hältnisse genau zu studieren. Wir wissen auct\1,
daß die l'Etzte Entscheidung nicht die Abgeord
neten und nicht die Beamten haben, sondern
daß ·darüber über kurz oder lang einmal das
Volk ,die entsprechende Entscheidung f'ällen
wird. Aber wir sagen mit gutem <Gewissen,
wir fürchten uns nicht! Gerade die letzten
Wahlen, die Naohwahlen, die in verschiedenen
niederösterreichischen Gemei,nden statt'gefunden
haben, hathen uns davon überzeugt, daß wir
über diese Dinge wirklich 'nicht besorgt zu sein
brauchen.. Ich glaube, es wäre viel besser,
wenn mehr nach anderen Dingen, ,die uns sehr
gefährlich erscheinen, 'gesehen wü rde; denn es
tut sich hüben und drüben im stillen so
manches, und es wäre hoch an ·der Zeit, wenn
wir gerade ,dorthin unseren Blick und unSier,e
Stoßkraft lenken würden. Aber dazu haben
wir uns leider noch nic'ht mit vereinten Kräften
aufgeschwungen.

Wenn nun vom Herrn Präsidelüen Wondrak
das Wohnlmgsproblem einer sehr 'gründlichen
Erörterung unterzogen wurde,. so stimmen wir
mit i'hm darin überein, daß das Wohnungs
problem - er hat dabei die Worte angefügt:
"neben der Vollheschäfhgung(( - das Lebens
problem unserer Wirtschaft ist. Nein, das
brauchen wir gar nicht mehr zu sagen, weil
die ricMige Lösung des Wohnungsproblems
automatisch die Vollbesc'häftigung nach sich

zieht. Daher geht es nur um diese eine frage.
Wir freuen uns auch, daß er weiter g,esagt hat,
es sollen alle formen versucht werden, um
die Wohnungsnot zu bekämpf,en. Wenn er
darauf hinweist, daß wir in Ni'ederösterreich
18.000 wohnungslose familien haben, dann
sage iC'!l ihm: Nachschauen, wie es in Wien
trotz der großen Wohnbautätigkeit nicht nur
der Gemeinde, sondern auch des Bundes noch
immer ausschaut. Da haben wir nicht die
gleiche Zahl oder di,e Zahl, die der Bevöl
kerung beider Länder angemessen ist, sondern
ein Vielfaches von Wohnungsuchenden.

Ich habe mir folgende Zahlen erhoben: Wir
haben in Niederösterreich im heurigen Jahre
durch Privatinitiative bereits ü93 Wohnungen
gebaut. Daz'u war ein Aufwand an öffent
lichen Mitteln von durchsohnittlich 15.250 S
pro Wohnung notwendig. Bei den Gemeinden
wurden 304 Wohnungen gebaut, wobei ein
Aufwand von mehr als dem Dreifaohen not
wendig war, weil eben lauter öffentliehe Mittel
eingesetzt wurden. Die grundlegende frage
muß daher sein: Durc1h welche Form er
reichen wir die größtmögliche Wohnungs
anzahl ? Wenn wir hier das Bestmöglich'e ,er
reichen ,können, dann wird auch der Wunsch
des Herrn Präsidenten Wondrak sehr bald in
Erfüllung gehen, daß auch der Ärmste zu
einer Wohnung kommt. Ich weiß schon, ·daß
diese Leute nicht privat bauen und sich auch
nicht siedlungsmäß'ig an einem Bau beteiligen
können, aber aus den sügenannten Mieter
schutzwohnungen kommen sie heraus, wenn
sie sich auf diese Weise eine Wohnung be
schaffen. Das ist staNstisch einwandfrei nach
zuweisen. Wir müssen daher trachten, alle
Mittel mobil zu mac'hen, sowohl alle geld
lichen als auch allearbeitsmäßigen, um rasch
und möglichst bi11:ig Wohnungen bauen zu
können. Wenn sich Herr Präsident Wondrak
beschwert, das Land Niederösterreich habe ,da
für zu wenig aufgewendet, dann frage ich, seit
wann hat denn das Land Niederösterreich in
seiner Verwaltung die Erbauung von Woh
nungen als eine SelbstverständHchkeit be
trachtet ? Ja, ist es denn A'ufga1be ,des Landes,
Wohnungen zu bauen? früher war das in
erster Linie Aufgaihedes Privat'en und schli'eß
lich auch der Gemeinden. Aber im Lande
Niederösterreich list dennoch der Anfang ge
macht worden, es war das erste Land, das sich
dafür interessiert hat, daß möglichst viele
'X!ohnungen gebaut werden. Es ist wohl richtig,
daß immer noch zu wenig Wohnungen gebaut
wertden, das sehe 'ich ein. Aber wo:her süllen
wi I' die Mittel nehmen? Präsident Wondrak
sa'gt in einem Atemz'ug, die Gemeinde ist nicht
in der Lage, diese WO'hnbauten durchzuführen,
obwohl nach dem Gesetz in erster Linie die
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Gemeind.en dazuberuf,en 'wären, den sozialen
Wohnungsbau durchzuführen. Weil die Gemein
den es aber nicht :k!önnen, so soU das ,Land
helfen. Das Land allein kann es 'aber 'auch
nicht, daher muß der Bund mithelfen. Es wird
die Aufgabe eines anderen Herrn :unserer
Partei sein, nachzuwei'sen, wie'viel Wohnungen
insgesamt heuer in Niederös~err,eich gebaut
wurden. W,enn wir -bedenken, was in den 'letz
ten Monarenall'f dem Gebiete des Wohnungs
baues in Niederösterreich geleistet wurde und
welche großen 'B,eträ'ge vom Bund und vom
Land hierzu zur V,erfügung gestellt wurden,
so kann man doch nicht sagen, daß die zu
ständi!g,en SteHen nichts tun, um die Woh
nungsnot zu beheben. Es ist richtig, daß beim
Wohnungsbau ,eine !gewisse Großz:ügi"gik!eit not
wendig ist, ,und der Herr Präsident Wondrak
kann 'versichert sein, daß wir jeden W,eg mit
gehen und jeden Vo,rschlagannehmen werden,
der geeignet ist, auf schnellste Weise möglichst
viele Wohnungen erstehen zu lassen. Jeder
positi've Vorschlag wird 'von unserer Pa,rtei
aufgegrHfen werden,

IEs i.st weitergesagt worden, daß das Land
noch zu wenig für die Sohulbauten macht. Ja,
meine sehr verehrten Herren, soll denn das
Land jetzt allein 'aUe Schulen hauen? Nach
dem Gesetz - und g,erade Herr Präsident
Wonstrak war es, der forderte, daß die Oeset'ze
hunder~roz'enjjg befolgt werden - he,ißt es I

eindeutig, daß die üemeinden verpflichtet sind,
dioe Schulbauten zu ,errichten. Da wir wissen,
daß die Gemeinden allein es nicht machen
können, ist der Schulhaufonds in Niederöster
reioh gegründet worden. Dafür nun, daß wir
freiwillig mithelfen, die Schul'bauten der Ge
meinded zu suhovenNoni,eren, bekOimmen wir
noch dne ,auf das Dach. So kann und darf
man Beweise nicht~ü!hren. Wir müssen uns
doch endlich dazu 'au1fraffen, daß wir ·in allen
Dingen der Wahrheit allein die Ehre zollen.
Aber noch nicht genug damit! Präsident Won
drak 'geht noch weirer und sagt, auch die
Kr'an~enhäuser müssen vom Lande erbaut oder
instand gesetzt werden. Ja, meine sehr ver
ehrt'en Frauen und Herren, ,es ist r.ichHg, daß
die Angelegenheit der Deckung der Belf<iebs
abgäng,e der Kcrankenhäuser nooh nicht ge
regelt ist. Auch wir sind mit diesem Zustand
unzufriedenuoo hoffen, d'aß sich :bald ein Weg
finden wird, 'um d·iese Angelegenheit zu r,egeln.
Aber wenn ein Krainkenhaus um j,eden Preis
seinen Betrieb aUein f'ühl'en will, so muß es
auchalleinf.ür die Kostenaufkolffi'men, oder
es kann einen gerechten Ausgleich nur in dem
Sinne geben: Wer mitzahlt, bestimmt auch
mit, aber es darf nicht so ,sein, daß der eine
herrscht und der andere zahlt! niesen Zustand
machen wir nicht mehr mit. Das Land hat

für B,auten von Krankenhäusern, außer den
Landeskrankenhäu:sern, schon g,roße L'asten
auf sich genommen. Darüber wird mit ganz
genauen Zahlen 'bei dem zustän,di,gen Kapitel
gesprochen 'werden. iDas Land wendet also
freiwillig großz:ügig Mittel ,für Dinge auf, die
nach dem Gesetz nicht dem Lande zugehören.
Es ist ,daher nicht 'gerecht, wenn man solche
KriNk übt unde.s ist wirklich hoch an der Zeit,
daß wir uns alle mitsammen bemühen, nur die
Wirklichkeit zu sehen.

Ober das Kapitel "Bäuerliche Berufs
schulen" zu sprechen, dazu fühle ich mich
nicht zuständig. Es wird 'Von einem Herm aus
der Landwirtschaft zu dieser Frage SteUun:g
genommen werden. Das eine möchte ich aber
hi,erzu nur sag'en, man soH auch da mit der
Kritik zurückhaltend s,ein, denn es gibt eine
Anstalt auf einem anderen Ve,!'waltungsgebiet
in Niederiösterreich, in der die Betreuung der
Insassen im Monat 1000 S kostet. (Abg. Won
drak: Das ist ja kein nachahmenswertes Bei
spiel/) Gewiß nicht,aberes ist eben aus der
Not der Zeit herausgewachsen. leh bin der
Meinung, man soll Sachen nicht in die iDebatte
weden, ohne gleich die Begründung hierzu zu
sag,en.

Wenn weiter gesag,t wird, es solle alles
getan wer,den, damit das Land Niederöster
reich zu seinem Recht kommt, so frage ich:
Wer von uns will das nicht? ,Es ist a'ber immer
so auf ,der Welt, daß dem Schwächsten ge
wöhnlich noch genommen wird und ,den
ander,en noch gegeben wird. ILeider ist das so!
Wenn aber diejenigen, die auch da:zu berufen
wären, mitzuhelfen, bei den entspr,echenden
SteHen des Landes das Recht zu erkämpfen,
aus parteiischen oder andel'en Gründen sich
darauf einstellen, den großen Bruder zu holen,
,dann dürfen sie 'Sich später über drie ißenach- '
te>il~gung des L'andes nicht beschweTen. Wenn
es heißt, wir sind Kostgänger der anderen
Bundesländer, so ist da.s sehr traurig. Wer
aber glaubt denn, daß die vielen Be'tde!be, die
von Niederöst,erreich ahg,ewandert sind, auch
in normalen Zeiten abgewandert, wären? Ist
daran auch ,die öVP schuld? (Zwischenruf
beim Linksblock: Was hat die Landesregie
rung dagegen gemacht?) Di'e Landesmgierung
hat aHes auf,geboten,aberdiejoenigen, die zu
ständig gewesen wär'en, -die A'bwanderung
dieser Betl'iebe zu vCl'hindern, halben nichts
getan. Die Betriebe haben sich eben g,esagt, sie
können sich nicht dreimal einrichten, zweimal
haben sie es ohnehin schon getan. >Das sind
nun einmal Tatsachen: Niemand ist begeistert,
sich neu einzurichten, wenn er nicht weiß, ob
er das Neue übermorgen noch besitzt. Das ist
eine Tatsache, di,e traurig ist und die wir un
bedingt feststeHen müssen.
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Wenn zum Schluß .~sagt wurde, es wäre
wünschenswert, daß der Staatsvertrag ehe
baldigst komme, dann sage 'ich, es schiene mir
am besten, wenn wir in Öst,elTeich }etzt ein
mal aufhören würden, darüber zu sprechen.
Vielleicht schafift das Schweigen über diesen
Gegenstand in unserem Lande die ricMige
Grundstimmung. Mir kommt das so vor, als
wenn man ein Kind von einer Wei<hnacht auf
die andere vertröstet und sagt: Kind, paß auf,
bei den näc:hsten 'Weihnachten wirst du das
und das hiegen. Würde das dazu beitragen,
das Kind zu heruhigen oder in eine fröhlichere
Stimmung zu versetzen? Nein! Unglaube, Ver
biHerung und noch ärgere Dinge würden in
diesem Kinderherz aufkommen, und so geht es
auch unserem Voik. Es wäre daher hoch an
der Zeit zu sagen: Schreibt nichts mehr dar
über, wir sprec:hen nicht mehr darüber, weil
es nur dazu dient, uns unzufri:eden zu machen,
wenn man das Zuckerl immer nur ,hinhält und
wieder wE'gzieht. Alle aber, die so viel ,darüber
reden, daß eine falsche Politik in dieser Be
ziehung in Österreich gemacht wird, werden
gebeten, mitzuhelfen, damit endlich die einzig
notwendige Untersc'hrift für den Staatsvertrag
erbracht wird. Und das, gesamk österreichische
Volk wird ihnen, ich will nicht sagen ewigen,
aber dauernden Dank wissen. Darum 'geht es,
meine sehr verehrten Herren des Hohen Land
tages, daß wir uns wirlkl<ich einma'l ehrlich
sagen, wie wir uns :hier verhalten sollen. Dann
wird dieser mhige,gelassene Sinn, den der
lierr Landesrat Oenner ,hier so sehr vermißt,
in unser Land einziehen und wird uns selber
auch so richtig beherrschen. Dann, glaube
ich, wird die g'anze Welt zur 'Einsicht kommen,
daß dieses österreichische Volk im Ertragen
ei'ner von den größten Mächten aufgezwun
genenlast so g,ehärtet und .gestählt' wurde,
daß nichts mehr dieses Volk niederzwingen
kann. Und das erhoff.en wir uns vom Beginn
der Z!weiten 'Hälfte des 20. jahrhunderts. Möge
die zweite Hälft,e des 20. jahrhunderts das
gutmachen, was die erste Hälfte in so grauen
hafter Weisle an unserem Volke gesündigt hat.
Dann werden wir wirklich in den paar Jahren,
die wir noch zu leben haben, sagenkö<nnen,
der Beginn wurde im ersten jahre gemacht,
dadurch, daß das österreichische Vol,k den
Schwur geleistet hat, wir wollen aushalten in
Not und Gefahr, bis der Weg in die freiheit
für unser Volk und Vaterland gefunden wurde.
(Lebhafter Beifall bei der ÖVP.)

Präsident ENDL: Als nächstem Redner zur
Oeneraldebatte erteile ic:hdem Ahg. Wen ger
das Wort.

Abg. WENGER: Hohes Haus! Ich möchte
vorwegnehmen, daß der Voranschlag für das

63

jahr 1951 in 'bezug a,uf seinen A'uf~bau ver
dient, 'gelobt zu werden. Dieses LOlb wollen wir
ihm auch uneingeschränkt zuteil werden lasselI.
Dieser Voranschlag enthält eine Rei'he von
Posten, die jeder Kritik standhalten !können.
Erfahrene Mandatare haben am Zustande
kommen dieses Vor.ansohlages mitgewirkt, und
es leuchtet sicher aus dem ganzen Voranschlag
ein groß,es fachwissen, dem wir unsere Bewun
derung sicher zoHen~önnen. Wir stehen auch
nicht an, zu erklären, daß wir letzten Endes
diesem Voransc:hlag unsere Zustimmung geben.
Wir tragen soviel Pflichtbewußtsein in uns,
dal\ wir uns darüher klar sind, daß ,die
Arbe'iten, zu denen das Land seine Zustim
l1Iung zu gehen hat, unter allen Umständen
fortz'uführen sind, und daß Arbeiten durch
geführt werden, die die B,eschäftigung in
unserem 'Lande gewährleisten und damit der
arbeitenden Bevölk,erung ein halhweg aus-
kömmliches Leben sicherin. .

A'ber wir müssen im Zusammenh,ang damit
feststellen, daß es verschi'edene Dinge gilbt, die
wir, wenn wir si,e von unserem weltansehau
lic'hen Standpunkt aus betrachten, nicht unbe
sprochen hinnehmen wollen und können. Wir
stellen 'Vorerst noch einmal fest, daß uns'eper
Meinung 'nach die ar'beitende Bevölkerung
unseres Landes ,auch bei diesem Budget nicht
gebührend berücksichtigt ist.

'Wenn nun hier 'versucht 'Wurde, ,eine Defini
tion des Begriffes "Arbeitende" zu geben, so
sind wir uns darüber klar, daß selbsvv,erständ
lich auch die Besitzenden aJ1beiten. Säe arbeiten
wohl seIhst auch mit a'ber aus dem 'Grunde
weil sie ja letzten Endes ihren Besitz ver~
mehren woUen. A'ber wenn wir von. Arheit,en
den reden, dann meinen w\ir jene, die gezwun
gen sind, ihre Ar:beitskraft zu verkaufen und
die gewissermaßen 'Von der Hand in den Mund
leben, also keinen Besitz haben, keine Erspar
niss,e ansammeln können, weil lihneneinfach
die Voraussetzungen dazu fehlen. Ihr Lohn,
ihr Gehalt reicht gieradeaus, um die t'äglichen
Bedürf,nisse notdürHigst zu befriedigen. Von
einer Mö'gllichikeit, irgendwelcheReichtümer
oder Besitztümer anzusammeln, kann bei
dieser Kategorie von Menschen IkeineRede
sein. Wir sind uns a'150 darüber klar daß die
B'esitzenden, ,die einen erklecklichen' Teil der
österreichischen Bevölkerung ausmachen, vom
Wel't, den sie aus der Arlbeitslkraft der arbei
tenden Menschen schöpfen, ein sehr gutes
Leben führen. Diese arbeitenden Menschen
aber zahlen Stleuern, und 'wahrscheinlich den
größten Teil der SteUe1"ll in f o'rm der Lohn
steuer, die ihnen abgezogen wird, ohne daß sie
dagegen etwas sagen können. Demgegenüber
besteht bei den Besitzenden der Unterschied,
daß sie die Möglichkei,t haben, ein Steuer-
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bekenntnis zu 'legen und die Steuer nach den
Gegebenheiten zu zalhlen, di,e sie selber be
urteilen. Sie sin>des 'letzten Endes auch, die
die Ware "Arbeitskraft" täglich auf dem
Markt kau'fen und für diese Ware nur ,den
aUen Preis zahlen, so daß sie davon weit:aus
besser leben können als die Arbeitenden, von
denen wir sprechen. leh will damit nur eine
Definition geben, damit keine Unklarheit dar
über entstleht, was wlir unter Arbeitenden v'er
stehen. (Rufe bei der ÖVP: Das ist falsch!)

Man sollte meinen, daß man es in Öster
reich auah gehört hat, daß ger:ade diese arbei
tenden Menschen in unser,em Lande :und fast
ausschließlich die soziaHstischen Arbeit,er und
Anges~ellten es waren, die dazu beigetragen
haben, daß in ,den kritischen Tagen des Ok
tober 1950 die Ruhe und Ordnung in Öster
reich Wii'eder hergestellt wurde. Es ist eine
Frage, ob wir heu~ noch das Budget hier
beraten könnten, wenn jene Elemente die Ober
hand bekommen hätten, die in den ersten
Oktobertag'en des Jahl1es 1950 'versucht haben,
ausgehend von einer begreiflichen Unzufrieden
heit der arbeitenden Menschen, einen politischen
Umsturz in unserem Lande herbeizuführen.

W,er nun meinen ,solltle, daß man dar:aus die
Fol,gerungen gezolgen hätte, der irrt. Es ,ist
noch immer so, daß man nicht ;erkennt, daß
in Wahrheit die arbeitenden Menschen, die ich
ehen definiert habe, die Stützen des Staates
sind. Noch immer ist man der ,Meinung, daß
ausschließlich die Besitzenden die Stützen des
St,a,ates wären 'Und daß in ,erster Linie ihren
Bedürfnissen bei der Erst1ellung des Budgets
sOWiie in aUen ander,en 'Dingen ,Re0hnung zu
tmgen wäre. Ob das klug ist - iah zweifle
daran. Wir sind der Meinung, wenn man fort
fährt, in dieser Weise ,pol<ititk zu machen, daß
es 'einem dann so er,gehen könnte, wie jenem
Tier in der Fabel, nämlich dem Affen. Ent
schuldigen Sie di,esen Ver,gleich. Man sagt
nämHch: Wie fängt man einen Affen? Ganz
einfach in der Wei~e, daß man in eine Flasche
etwas Reis hineingibt; der Affe grei'ft in die
Flasohe, und ,dann 'kann man ihn Tuhig fangen,
denn bevor er die Hand aufm,aohen 'würde, um
den Reisfalleri zu lassen, eher wartet er so
lange, his ,er gefangen wel1den kann. Ähnlich
geht es den Besitzenden, aber nicht nur in
unserem Lande, so'nidern wahrschdnlich in ,der
ganzen Welt. Bevor si,e auf die Id~e kämen,
auf einen Teil ihr,es Profites zugunsten der
alibeitenden Menschen z'u verzieMen, eher
lassen sie die Ereignisse einer Katastrophe ent
gegentreiben und wundem sich ,dann, wenn
diese Katastrophe auch tatsächlich eintr<itt.

E,in 'B'eweis dafür, daß eine solche Politik
nur di,e I'nteressen der Besitzenden vertritt, ist
eine im Budget vielumstrittene Frage, nämlich

die Frag1e der Personalpolitik ,im Lande
Nieder:ästerreich. Ich will nicht sagen, daß in
bezug auf diese Personalpolitik die Erstel
lungen im Budg,et unrichtig sind. Wenn man
die Za:hlenreihen a.ddiert, dann stimmen sie
selhs~verständl>ich, auah in der Endsumme. Es
gibt aber in der Personalpolitik auch Dinge,
die wi~ nicht verstehen. Herr Abg. Zach
meinte hierzu, eine solche Polit>ik wollen wir
nicht machen. Dazu kann ich nur sagen, daß
ich der Meinung bin, Herr Ahg. Zaoh wäre
ein :unsohuldsvoUer Engel, wenn er davon wirk
lich n,jcht wüßte, daß im Lande Niederöster
reich, ja of1Jmals auf fast brutale Weise,
parteipolitische Personalpolitik betr'ieben wird.
Wir könnten mit Dutzenden 'von Beweisen auf
warten, daß hier im Lande wirklich eine ein
seiti:ge Personalpolitik betrieben wird. Wir
glauben nicht, daß wir derartigen Dingen
dauernd zusehen können, ohne dagegen in
aller Öff.entlichkeit IStellung zu nehmen. Es
besteht wohl ein Dienstpostenplan, wir wissen
aber, daß bei der Besetzung der Dienstposten
keineswegs in erster Unie auf die Einsatz
bereitschaft, auf die Einsatzfähigkeit und auf
die dienstlkhe Qualität Rüoksioht genommen
wiTd. AUe diese Erfordernisse sind mehr oder
weniger eine Nebensache, denn die Hauptsache
ist, wi,e wir immer sehen müssen, die politische
Einstellung desjeni,gen, der für irgendeinen
Dienstposten oder für eine Neuaufnahme oder
für eine personaltechnisohe Maßnahme in Be
tracht kommt. Wir haben wohl das Staats
grundgesetz, das jedem Staatsbüriger, selbst
verständlkh auch dem Angest'Cllten irgendeiner
öf,fen,tlichen Körperschaft, die politische Be
tätigung weitestgehend ,gewährleistet. Wir
wissen sehr gut, daß Sie (zur Seite der öVP
gewendet) den Betreffenden zwar nicht irgend
wie zur Ver,antwotung ziehen O'der ihn ein
sperren oder sonst in sei'ner Freiheit behindern,
aber Pragllllatisierung,en, Beförderungen usw,
lassen uns erkennen, daß dabei alle die Men
schen ,benachteiligt werden, ,die sich erlauben,
eine andere als di,e hier ,geltende politische
Meinung zu haben. Wenn hingegen ein Ab
bau vorzunehmen ist, dann müssen wir aller
dings feststellen, daß dabei 'gerade die Bedien
steten, die eine "andere" politische Meinung
haben, bevorz1ugt werden. Von den Neuauf
nahmen will ich ühephaupt nicht reden. Bei
dies,en kommt es nämlich in den allerseHensten
Fällen vor, daß ein Mensch, der eine andere
politische Gesi'nnung hat, überhaupt jemals in
Betracht gezo!gen wird.

Wir sind ,also der A,uffassung, daß eine
solche Personalpolitik schlecht ist. ISie werden
zwar durch sie imstande 'SIein, Ihnen gehorsame
Diener in der Beamtensohaft heranzuziehen,
die Ihren Willen erfüllen und die sich nach
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sondern es kommen eben nur diejenigen Leute
daran, vOln denen man meint, daß sie 'einer
bestimmten politischen Propaganda leichter zu
gänglich sind als die, welchefr'Üher an,g,estellt

waren.
Wir sind uns natürlich darüher vollkommen

klar, daß wir in diesen Betrieben dagegen
nichts unternehmen können; wir nehmen es
lediglich als eine Praxis eines fremden Landes
zur Kenntni'S, dieab~rfür uns als Östeneicher
durohaus nicht nachahmenswert ist. 1'111 Lande
Niederösterreioh aber, wo auch wir etwas mit
zur1eden haben, erwaPlen wir, daß die Personal
politik nach -demokrat,ischen Grundsätzen ge
macht wird, damit 'wir s,ie akzeptieren können.

Auch zum Kapitel "Sc'hule" ,ist unserseits
einiges zu sagen. Im jahre 1952 wuden wir
nämlich einen Englpaß in der Versorgun,g der
jugendlichen mit Arbeitsplätzen und Lehr
st~llen haben. Wir wissen, daß 'vom jahre 1952
ansteigend bis 1955 auf Gr'und der seiner
zeitigen Propaganda des HiMer-iRegimes ei'ne
ung,eheuergroße Zahl 'von jugendlichen au~

der Schute entl:as,s,en wird, die natürlich den
Apbeitsmarkt stark bevölkern werden. Bisher
sind aber noch k,eine Vorsorgen getroffen wor
den, um diese jugendlichen dann auch unter
bringen zu können. Es ist bisher nichts vor
gekehrt, obwoihl wir iuns darüber im klaren sein
müs,sen, daß dic jugendarbeitslosigkeit nicht
nur eine Gefahr für die jugendlichen selbst,
sondern auch eine eminente Gefahr für unsere
gesamte GeseHschaft darstellt. Dem jugend
lichen Arbeit,slosen wird und muß auch zum
Bewußtsein kommen, daß er ein überf]üssi:ges
Glied der mensohlichen Oes'ellschaft ist. Er
wird auch insofern eine <Gefahr für die Ges1eJ]
schaft, als sich sein Charakter sicherlich nicht
so formen wird, daß er späterhin ein nützliches
Glied unserer Gesellschaft werden könnte. Das
Nichtstun wird dem jugendlichen Menschen
zweifellos seinen Stempel aufprägen, und das
wird sich später unheilvoll im OesellschaHs
leben unseres österreichischen VO'lkes aus
wirken.

Was soll also nun gemacht 'werden? Die
Meister erklären uns, daß sie nicht in der
Lage sind, so viele j<ugendliche als Lehrlinge
aufzunehmen. Sie ·erklären uns daß siea-uch
des,halb nicht imstande sind, ,die notwendige
Anzahl von Jugendlichen aufzunehmen, weil
sie auf Grund der ]ugendschutzbestimmungen
die Beschäftigung von ,Lehrlingen heute ein
fach als eine unrentable Angelegenheilt be
trachten. Kraft ihrer kapitalistischen Grund
sätze b-etr:achen sie die 'L,ehrHngshaltung nur
vom Gesichtspunkt des Profits ,und nicht vom
Gesichtspunkt der Heranbildung einer hoch
qualifizierten F acharbeitefiSclIaft ,in Österreich.
Aus diesem Grunde 'giau'ben wir, daß der Aus-

außen hin auch als polit<ische Anhängu Ihrer
Partei bekennen. Ich glaube aber kaum, daß
man auf diese Art und Weise einaufr·echtes
Beamtentum heranbilden kann, das seinen V"r
pflichtungeng,egenüber der gesamten Bevöl
kerung auch wirklich r,estlos nachkommen
wird. Sie würden auf diese Weise ganz gut
und ohne weiteres imstande sein, mit der Zeit
eine Angest'elltenschaH zusammenzubringen,
di'e einer Kongregation gleicht, ob aber bei
einer solchen Beamtenschaft auch die notwen
dige Moral vorhanden sein wird, ist eine
andere Frage. jeder, der um seine Anstellung
oder für die Existenz seiner Person oder seiner
familie bangt, wird sich, mn sich hier zu
halten nach außeI1Ihin wohl zu einer bestimm
ten po'litischen Meinung bekennen, ganz gleic,h,
wie er in seinem Inneren wipklich denkt.

Wir verstehen es ·daß Si'e als Mehrheit hier
Wert darauf legdn,daß die Mehrheit der
Landesangestellten aus Menschen besteht, die
Ihrer politischenR,ichtung nahestehen. Die
Methoden aber, wie Sie diesen Zustand er
reichen wollen, können wir nicht akzeptieren
und auch nicht gutheißen. Ich erinner·e nur
daran, daß es noch ,gar nicht lange her ist,
daß in Niederösterreich ein etwas schmerz
hafter Abbau durohgdührt 'werden mußt<e, zu
dem wü aus uns·erem Verantwortungsbewußt
sein heraus auch unsere Zustimmung g.egeben
haben. Wir waren nämlich der Meinung, daß
auf Grund der vorlieg·enden Berichte der
Landesämter lund Behörden dieser Abbau ab·
sÜ'lut notwendig gewesen ist. Wir verstehen
aber diese Maßnahme, der wir unsere Zustim
munggegeben haben, nioht mehr, wenn wir
nachher feststellen müssen, daß nach dem Ab
bau wieder Neuaufnahmen ,getätigt wurden,
durch welche wieder nahezu die gleiche An
zahl von Angest,eIlten erreicht wurde, als vor
dem Abbau. Das ist eine Maßnahme, für ·die
Sie uns die notwendige Aufklärung werden
geben müssen. Eine Erklärung finden wir wohl
in dem Umstand, daß alle die jetzt Neuauf·
genommenen Ihrer politischen Richtung ange
hörel1. Es wurde also auf diese Weise eine
förmliche Säuberung durchgeführt. Wenn Sie
diese form der Personalpo'litik fortsetzen wol
len, dann müssen Sie zur Kenntnisnchmen,
daß wir einer solchen Form der Personal
politik unseren schärfsten Kampf ansagen.

W'ir halten Ihnen weiter vor Augen,daß Sie
sich damit eine Methode zurechtlegen, die uns
lebhaft an einen anderen Dienstgeber erinnert,
nämlioh an die USIA-Betriebe ,im Lande
Niederösterreich, bei denen ebenfalls derartige
Praktiken zu sehen sind. Dort wird ebenfalls
ein Abbau durchgeführt und nachher <erfolgen
wieder Neuaufnahmen, aber nicht mehr derjeni
gen, die schon früher in ,den Betrieben waren,
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bau von Lehrwerkstätten in starkem, ja in
stärkstem Maße betrieben w,erden müßte. Ich
verstehe nicht, warum man sich dage,gen
wehrt; man müßte doch endlich einmal ein
sehen, daß ,es sonderhar ist, daß man im
20. J a:hrhundiert, also lin einerkmltureH fort
schrittlichen Zeit, es als etwas ,Selbstverständ
liches und Natürliches betrachtet, die Heran
bildung des Akademikernaohwuchses der Ob
sorge des Staates, die Heral1'bildung des not
wendigen fachar:beit'emachwuchses hingegen,
der ebenso notwendig und wichtig ist, dem
Zufall und der Gutwlilligkeit von pri'vat,en
Mei'stern zu überlassen, ,und daß man darüber
hinaus sagt, es werde sich schon if'gendwie
und irgendwo einmal eine Möglichkeit finden,
wobei man aber dieM:ögEchkeit der Errioh
tung von Lehrwerkstätten ausschließt, weil
dies ein Abgehen von den bisherigen Wirt
schaHsgrundsätzen des Bürgertums bedeuten
würde. Wir müssen er,kennen, daß Österreich
nicht nur wegen seiner hochkulti:vierten Aka
demiker in der Welt berühmt war und ist,
sondern auch wegen seiner hoohquaIifizierten
facharbeiterschaft. Wir wollen diese hohe
Qualifikation für die Zukunft !nichtin Gefahr
bringen ,und daher rkhte ich die Bitte an Sie.
diesen Notwendigkeiten in weitest:g!ehendem
Maße Rechnung Z'U tragell. Wir werden uns
vorbehalten, dazu noch entsprechende Anträge
zu stelle!l.

Wir sind auch der Meinung, daß die un
geheuer hohen Kosten für Jugendliche in
Erziehungsanstalten s,icherlicb bedeutend redu
ziert werden könnten, wwn dafür !vorlgesorgt
wäre, daß die }ugendlichen sofort nach ihrer
Schukntlassung ügel1ldeine Möglichkeit finden
könnten, sioh ein'em Beruf zuzuwenden oder in
eine LehreeinziItreten, um nur für ernste und
für keine schlechten Gedanken Zeit zu haben.

Auch was die fürsorge betriHt, sind wir der
MeiImng, daß Verschiedenes änderungsbedürf
tig ist. Die Krankenansta'1ten sind 110Ueidend.
Wir wiss,en, daß der ,Bund zur finanzierung
der Landes- bzw. Gemeindekrankenanstalten
nichts beiträgt. Es besteht die Gefahr, daß, um
aus dieser Not herauszukommen, verschiedene
Kosten auf die Krankenkassen überwälzt w,er
den. Wir müssen uns darüber klar sein, daß
eine starke Überwälzung von 'Belastungen auf
die Krankenkassen hedeuten würde, daß diese
KrankenkasseIl ihre Leistungen für die arbei
tende Bevölkerung einsohränken müßten. Ich
glaube nicht, daß es den Anforderungen des
modernen, des 20. J ahrhunderts entsprechen
würde, wenn die Kr,ankerrkassen das Ausmaß
der ,Bdre,uul1'g ihrer Mit'glieder wieder herab
setzen müßten und die Betr,euung dürftiger
gestalten würden. Diese Möghchkeitist unter
allen Umständen zu vermeiden. Aber wir

müssen dazu beitragen, indem wir den Bund
energisch ,auffordern, seinen Verpflichtungen
gegenüber diesen Krankenanstalten entspre
chend nachzukommen.

Ein besonderes Kapitel, Hohes Haus, bildet
unserer Meinung nach das Kapitel "Bau
wesen", insbesondene deslhalb, weil durc,h diesen
VerWlaltungszweig die Arbeitsbeschaffung im
Lande . Niederösterneic'h am besten gewähr
leistet wird. Herr Landeshauptmannstellver
tret'er Kargl hat versprochen, daß sofort mit
den notwendigen Aribeiten hegonnen wird. Aber
da ,erinnern wir uns lan das vergangene Jahr,
in dem durch verschi,edene fechnische Um
änderungen unglaublich lange Verzögerungen
eingetreten sind. Man kann dafür diese oder
jene ,Erklämng geben, Tatsache ist aber, daß
viele Menschen arbeit'slos und mit i'hren fami
lien notleidend gewor,den sind und V'eI1geblich
auf den Beginn der Arbeiten gewarte,t habe!!.
Das .läßt sich mit Entschuldiigungen nicht aus
der Welt schaffen.

Wir wollen also vermeiden, daß indi·es'em
Winter im Lande Nied'eröstemeich wieder eine
starke Arbeitslosi,gkeit in Erscheinung tritt,
denn wir kennen den kapitalistischen Grund
satz, der dahin geht, daß eine ,g,ew-isse Anz'ahl,
womöglich ein geer von Arbeitslosen für die
Wirtschafit sehr gut und nützlich sei, weil dies
auf die Gesitaltung der Löhne und der Kol
lektivverträge irgendwie Rückwirkungen hat.
Wir lehnen es ab, eine solche Entwicklung zu
begünstigen oder uns an ihr mitschuldig \ZU

machen. Wir lehnen es ab, weil diese Dinge,
so wie ,verschiedene andere, nicht mehr in ,das
20. Jahnhundert hineinpassen.

Auch .zum Kapitel "Bäuerliche fachschulen"
einige Worte. Es ist selbstverstä'ndlich, daß
wir mi,t den alten Produktionsmethoden Ü1 der
Landiwirt'schalft Schluß machen müssen und
daß es daher notwendig ist, den Heuen Er
fahrungen auf dem Gebiete der !Landwirtschaft
Eingang zu verschaffen. Aber wir sehen, daß
auch hier nur ein einseitiger Standpunkt be
zogen wüd. Wir verweisen darauf, ,daß die
Kleinbauernschaft im Lande Niederösterreich
brennend daraninteressierit ist, daß 'für sie
Stationen mit landwirtsohafHiohen M:aschinen
errichtet werden, daß ihr also diese Maschinen
zugänglich gemacht werden, ohne ,daß sie da
bei in Abhängigkeit zum Großbauern gerät
oder dem Großbauern dafür zu ir,gendeiner
Gegenleistung 'verpflichtet wind. Bisher sehen
wir in dieser frage keinen 'fortschritt.

Auch bei der Err1ioht:ung VO·Il Schulen sollte
mehr auf die Zweckmäßigkeit B!edacht ge
nommen werden. Wir müssen mehr darauf
sehen, daß jede einzelne Schulklasse stärker
frequCl1ltiert wird, als daß eine .große Anzahl
von Schulen errichtetw.jr{I, bei denen die

$



frequenz alles zu wünschen :übri,g läßt, weil
nur ,acht bis zehn frequentanten vorhandm
sind und man sich da~her fr:agen muß, wo die
Rentabilität einer solchen Schul,eliiegt. Wir
sind alsokeineSlw~gs der Meinung, daß es vor
t'eilhaft war, in Krems und :gleioh daneben in
Langenlots eine landwirtschaftliche Schwle zu
errichten, weil unserer Meinung nach beid~
Schulen, ,ebenso wie v,erschiedene ander,e, unter
dem Mangel :an frequentant'en leiden werden.

lEin besonder,es Kapit,el, über das heute schon
viel gesproohen wunde, ist der Wohnhausbau.
Wir, die soziaJistisohe ,fraktiül1 im nö. Land
tag, sind unter allen UmständenfiÜr den so
zial:en Wohnhausbau Sie aber sind dagegen.
Ich 'begreif,e ,es, daß Si,edag,egen sind, denn
der soziale Wohnhaushau würde selbstver
ständlich an den Grundfesten des Kapitalis
mus, der kapitalistischen Ordnung rütteln.
(Abg. Zach: Die Privaten sollen bauen!)
Aber ich glaube, wir können uns in di,eser
Beziehung beruhigen. iOer Fo'rtschritt ist nun
einmal etwas 'so Natürliohes, daß' er durch
einen augenblicklichen Widerstand Ihrerseits
skherHch nioht aufgehalten werden kann. Es
hat eine Zeit gegeben, in der -die Post und die
Eisenbahnen in privaten Händen waren. Heute
hält man ,es für etwas Selbstverständliches,
daß aUe diese InstituNonen 'berei:tsversta,atlicht
worden sind und daß im jahre 1945 sogar
eine der wichtigsten und bedeutendsten
SchlÜ'sselindustr,ien der Verstaatlichung zu
geführt wurde. Wir glauben also, daß heute
der Wohnhausbau ebenso in irgertdeiner form
verstaatlicht werden 'soll. Der Herr Abg. Zach
hat 'gemeint, daß die Privaten bauen sollen.
Ich glaube hi,ng,e;g,en, daß das Bauen nach
privaten Grundsätzen :nicht mehr ,in unser
jahrhundert paßt, denn Sie fragen sich, ob
diese B'auten rentabel sind und ob Sie naoh
fertigJstdlungund Besi,edelung aus diesen
Häusern entsprechende Gewinne ziehen können.
Wenn Sie sich a:ber errechnen, daß da,s nicht
möglich ist, dann unterlassen Sie das Bauen
einfaoh. Wir glauben, daß es des 20. jahr
hunderts unwürdig ist, wenn die :SchaHung
von Wohnraum w,eiterhin der pfi:v:aten Speku
lation überantwortet wird. Beim Privatbau
wird auoh nioht gefragt, ob ,er der Volks-
gesundheit di,ent, ob man darin hygieni,sch und
gesund leben kann, sondern im Vordergrund
des Inter,esses steht unverrückbar die Frage:
Was kann ich ,aus diesem Hause ,an ProHt
herausholen?

Ich bin also der M'Ciinung, daß das Wohn
haus, der Wohnraum, im 20. jahJ.1hundert kein
kapitalis.tisches Pro:fitobjekt mehr sein darf.
Sie propagi,eren bei der Bev,ölk,erung ,auch die
Eigentumswohnung,en ,in den schönsten f arhetl.
Wir müssen nochmals feststellen, daß die

. arbeitenden Menschen keine solchen Erspar
nisse haben, die sie instandsetzen würden, sich
ei-ne so schön :propagierte E!~gentumswohnung

anzuschaffen. Der arbeitende Mensch muß
täglich :seine Arheiltskraft verkauf,en, nur um
l,eben zu können. Alles, wa,s der Arbeiter mit
der Arbeitsleistung seiner Hände und s,eines
Geistes verdient, muß in Zuk'unft zum s'Ozia'1eü
Wohnungsbau veTlwendiet werden. Wenn Sie
skh noch so gegen diesenfortrschritt st,eHen,
er wird sich zwangsläUlfig ergeben und dahin
führen, daß die Wohnungsnot behoben werden
kann. Erst dann werden nicht mehr soent
würdigende W'Ohnunogsv,erhältnisse herrschen,
wie sie heute in Niederösterreich gang und
gäbe sind.

,Wir sind also der Meinung,daß der nied~r

österreichischen BevöllNer:ung die Wohnkultm
zugäl1lgHoh gemacht werden soll. Zu dieser ist
es aber notwendig, daß Stie Ihl'e alten Vor
urt,eile 'über Bord wed,en. Wir geben zU,d'aß
das bürgerlic:he L~ben bequemer ist, wenn man
auf eine Zahl solcher Leute blicken kann,
denen .,es nicht so gut geht. Oie arbeitende
Bev,ölker:un:g fordert aber auch in dieser :Be
ziehung ihren berechti:g,ten Platz im Sta,ate. iEs
i,st meiner Meinung nach sonderbar, ,daß Sie so
sehr an den bürgerHehen Vorrechten hängen
und dalmit den Fortsohritt hemmen. :Bewußt
nehmen Sie die Gefahr gerne ,auf sich, in di,e
Hölle zu kommen, nur ;um Ihren Grundsätzen
treu zu hl:eihen. W,ir müssen uns aber be-_
mühen, die höher,e KuUur, die Sie als selbst
v'erständlichfür sich in Anspruch nehmen,
auch den anderen zugänglich zu maohen.

Wenn ich abschli>eß,end noch etwas zum
Budget sagen darf, so schließe <ich mich nicht
den Worten und den guten oder sehlechten
Witzen des Herrn Landesrates Oenne:ran, der
gemeint hat, 'daß das \Budg,et ein >solches der
amerikanisClhen Kriegsf'Üstung wäre. Wir
sagen ,dazu, daß dieses IBud!gJet nach unserer
Meinung 'ein Budget der bürgerlichen Vor
rechte rist.

Wir appellieren an ,Sie, den Weg zu gehen,
der es mög:tich maeht, dieses ßud!get zu einern
Budget der GleichbereC'htigung aUer B,evöl
kenungskreise im Lande Nieder'Ö'sterreich zu
gestalten.

Ich möchte ,auf einen Satz hinweisen, den
unser Nationalmt iBöhm geprägt hat und ,der
in dler Pness,e, insbesondere irt der Presse der
kommunistischen Fraktion, kritisiert; wor,den
ist. Er heißt: Ich rufe Ihnen zU,daß wir alle
zusammen auf einem gemeinsamen Ast sitzen
und daher aUe dafür zu sorg,en hahen, daß
dieser Ast nicht hr,icht; denn wenn er bricht,
faHen selbstverst'ändlich aueh wir! Sie müssen
daher zur Kenntnis nehmen, daß auch Sie
faHen würden. Das fazit wäre für die gesamte
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niederöst'eneichische Bevölkerung und darüber
hinaus für die' gesamt,e österreichische 'BeV'öl
ke'fUng ein großes Unglück.

Ich appelliere ,noch einmal an Sie, schaffen
Sie mit uns .ein BudJg,et der Gleichberechtigung
für die Bevölker.ung Niederösterreichs, und wir
erreichen damit eine neue Etappe auf dem
Wege zu unserer wirkliohen Befreiung. (Bei
fall bei den Sozialisten.)

2. PIRÄSIDENT: AIs nächstem Redner zur
Generaldebatte ertei,le ich Herrn Abgeo'r,dneten
Ing. H i r man n das Wort.

Abg. lug. HIRMANN: Hoher Landtag!
Das ordentliche und das außerordentl'iche
Budget für das Jahr 1951 umfassen eine
Summe von 423 Millionen Schillinig. :Diese
Ziffer zeigt ,uns, wie ungeheue,r die Anspan
nung der Mittel dies,es Landes ist, um jene
Aufgaben zu erfüHen, die wir als notwendig
bezeichnen müssen. A1'lzu ,leic'ht vergißt man
daJbei, daß alle diese Gelder nur dann auf
gebraeht werden ,k'önnen, wenn sie von der
Wirtschaft, von der Produktion era,rbeitet
werden. Es ist 'richtig, daß ein wesentlioher
Anteil d,es Steueraufkommws auf die Lohn
steuer entfällt; er beträgt 70 MiJlionen Schi!
l'ing, während von der Umsatzsteuer ,für das
Land 94 MiHionen SchiUing hereinkommen.
Der Arbeitgeber ist aber nur dann in der
Lage, die Lohn- und Umsatzsteu,er zu be
gleichen, wenn die Wirtschaft arbeiten kann.
Von diesem Gesichtspunkt aus betrachtet, ist
das B,udget bemüht, soweit als möglich ,die
Produktion und die Wirtschaft zu f'Ördern.
Daß das Bauwesen ,als ganz besonders wich
tiger P'roduktionszwdg mit den beträchHich
sten Mitteln bedacht Wil1d, ist erfreulich, ob es
sich nun um den Straßen-, Brücken- oder
Wohnungsbau handelt. Hier sind allerdings
die Meinungen über die Art der Durchführung
geteilt, über die Notwendigkeit des Wohnungs
bau~s als solchen gibt es aber nur eine Mei
nung. Für den Außenstehenden mag ·es inter
essant sein, daß sioh die Art des Wohn<1laus
baues geändert hat. Wir sehen nämlich jetzt
nicht nur die groß'en Häuserblocks, sondern
auch eine Auflösung, eine Verkleinerung der
Bauobj,ekte, was durch den Ba'ufortschritt und
durch die neuen Bauweisen, aber auch dadurch
bedingt ist, daß es die Menschen ·vorziehen,
nicht mehr i'n Riesenwohnblocks zu loeben,
sondern auch teilzuhaben an der fr'eien Natur.
Daß der Wohnhausbau im groß'en in der IStadt
pro Wohneinheit vielleicht billiger kommt, mag
umstritten sein. Es ist dies nur eine Rech
nungssache. Unzweifelhaft aher ist, daß der
Wohnhausbau draußen auf dem flaohen Lande,
in den Kleinstädten, besser funktionieren wird,
wenn die private Bautäti,gkeit gef'Ö'rd~rt wird.

Dies aus dem Grunde, weil der pdvate Bau
herr auf dem flachen Lande seine Arbeitskraft
ei,nsetzen kann und damit wesentlich dazu bei
trägt, daß der Bau verbilligt wJird. Wir haben
immer wieder die Beweise, daß mit 15.000 bis
20.000 S LandeskPedit ein Bau mit einem
Kostenaufwand von 60.000 his 70.000 S er
st,ell t werden kann; das ist ungefähr di,e
Summe, die heute ,ein bescheidenes Einfamilien
haus erfordert.

In diesem Zusammenhang möchte ich auch
den Bau von Schulen, ob es nun ,gewe'rbliche
oder land'wirtschaftlkhe sj'nd, zählen. Wenn es
auch den Anschein hat, daß damit der Land
wirtschaft oder dem Gewerbe ein Geschenk
g,emacht wird, so vergessen Sie nicht, daß da
von zlunächstdie Bauindustrie profitiert; die
Millionen, die hier umgesetzt werden, fließen
in ungezählte KanäiJe. Wir wissen, wie viele
gewerbliche und industrielle Behiebe 'von der
Bauindustrie und dem Baug,ewerbe befruchtet
'Werden. Die Sorge um einen ZiU geringen
B,esuch landwirtschaftlicher Schulen teilekh
mit Ihnen nicht. Es mag im Augenblick für
di,eses und v,ielleicht auch für das nächste
Jahr den Anschein haben, als ob die Land
wirtschaft kein Interesse hätt'e, ihre Jugend in
diese Schulen zu schicken. Es gibt viele Gründe
dalfür, die es ,im AugenbHck 'verhindern, daß
die Bauernsöhne und -töchter in diese Schule
geschickt werden. Darüber zu sprechen wird
später noch Zeit sein. Aber ich bin 'Überzeugt,
daß in den kommenden Jahren, wen'n diese
Schulen bestehen - und es ,ist dies ja eine
Vo,raussetzung -, mehr als genug bäuerliche
Jugend in diese Schulen strömen wird.

V,ergessen Sie nicht, meine Damen und
Herr,en, daß wir noch immer kein Gesetz
über die landwirtschaftlichen Pflichtschulen
beschl'ießen konnten. Noch immer war es nicht
möglich, den Besuch der bäuediohen Fort·
bildungsschuIen zur Pflicht zu machen. All
das, was jetzt g'eschieht, geschieht auf frei
williger Grundlag,e. Der ß<eweis dafür aber,
was ich vorhin behauptet 'habe, nämlioh daß
mi'r nicht hang,e darum ist, daß in den kom
menden Jahren genug, ja mehr als genug
Schüler diese Schulen besuchen werden, liegt
darin, daß Unsere derzeitigen Fortbildungs
kurse ,draußen auf dem flachen Lande über
füllt sind, daß wir gar nicht 'genug Fachlehrer,
Fachlehreri'nnen und Gastlehrer haben, um a11
die Ba,uernsöhne, BauernWchter und auch
Landarbeiter und Landarbeiterinnen, die sich
für Winterkurse melden, unterricMen zu
können. Winte'rlkurse deswegen, weil der W,inter
die einzige Zeit ist, in dem die 'Landwirtschaft
eine kleine Ruhepause 'hat.

Zur Förderung der Arbeit, zur Arbeits
beschaffung, trägt ja auch sehr wesentlich der
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mit verhältnismäßig hohen Mitteln hedachte
Ausbau ,der Entwässerungen, iBewässerungen
und schließlich der Kommassierungen ,bei. Es
mag für den Augenblick so scheinen, als ob
dies alles ein Geschenk wäre, das 'Sofort wirk
sam wiI1d. Man muß aber bedenken, daß je'de
Kommassierung Ifür den davon Betroffenen für
eine ganze Heihe von Jahren schwerste Arbeit
bedeutet, um die zusammengelegten Felder
unter die Kultur zu bringen, was für ihn ja
notwendig ist, weil er von seine'r Wirtschaft
leben INönnen muß. Auch die Entwässerungen
bedürfen noch Jahre hindurch viel Arbeit, um
den Kulturzustand des Bodens zueneichen,
der zu einer Höchstproduktion notwendig ist.

Alle diese Nacharbeiten müssen aber ge·
fördert werden und das ist die wichtigste Auf
gabe der Landwktschaftskammer. Ich stimme
Ihrer Kritik (zur Seite der Sozialisten ge
wendet) vollständig zu, wenn Sie verlangen,
daß die Landwirtschaftskammer dem Gesdz
entsprechend ihren Voranschlag einzubringen
hat. Soviel mir bekannt ist, ist dies bereits
geschehen und Herr Lall'desrat Waltn!er wird
zur gegebenen Zeit darüber sprechen. Wenn
Sie aber, w,ie es im Finanzausschuß 'angedeutet
wurde, ein Junktim zwischen der Vorlage des
Budgets der 'Landwirtschaftskammer für das
kommende Jahr und der Bewilligung ,der
Mittel für die Förderung der Landwirtschaft
treffen wollen, so ist dies meiner Meinung
nach fehl am Platze. Denn der Voranschlag
wird nachgeholt und Sie werden die Hechen
schaft der Landwirtschaftskammer zur Kennt
nis nehmen Ikönnen. Eine Zurückhaltung der
Mittel aber würde eine Hemmung der Land
wirtschaft bedeuten, ,die ,auch Sie nicht verant
worten können. (Zustimmung bei der Volks
partei.)

Es ist vom Standpunkt der Wirtschaft be
trüblich, daß, um nur ein Beispiel herauszu
grei1fen, ,die Spitäler alle noHeidend geworden
sind. Noch mehr betrüblich aber ist es vom
Standpunkt der 'Landwirtsc'haft aus. Denn
geractefür sie bedeutet es eine Notwendig'keit,
daß in der nächsten Umgebung, in der Bezirks
stadt, leistungsfähige Spitäler sind, weil sie
keine Möglichkeit hat, ilhre Kr,anken in die
Spitäler der Großstadt zu bringen. Hier Mittel
und Wege zu finden, um einen Ausgleich zu
schaffen, ist 'gewiß eine notwendige, aber auch
dankbare Aufgabe. Ob das aber so einfach
geht, ,daß man sagt, der Bund soll zahlen, das
bezweifle ich. Denn der Bund zahlt das wieder
nicht selbst, sondern wenn er etwas zahlen soll,
dann muß ,er es ja zuerst wo hernehmen, das
heißt, es müssen neue Steuern aufgebracht
werden, und dazu muß schließlich wieder die
Wirtschaft 'beitragen.

Wenn mein sehr geehrter Herr Vonedner,

der, wie mir scheint, in der Auslegung des
Begriffies "Kapital" durch Karl Marx fast
'genau 'So gut bewandert ist wie ,in der Bibel,
darauif hinweist, daß der Mehrwert immer von
den bösen Kapitalisten zu Lasten der Arbeiter
abgeschöpft wird, die sich nicht einmal das
notwendige tägliche Brot erarbeiten können,
so muß ich sagen, ich hätte mir von einem
führmden Funktionär ,de'f Gewerkschaft eigent
lich etwas anderes erwartet. Er gibt damit den
Gewerkschaften wahrlich ein schlechtes Zeug
nis. Ich hahe über die Leistungsfähigkeit der
Gewerkschaften eine andere Meinung, denn,
meine sehr geehrten Damen und Herren, wer
in der Wirtschaft steht, wer für einen Betrieb
verantwortlich ist, ob das nun ,ein klei'ner oder
ein größerer Betrieb, ein bä,uerlicher oder ein
Gewerbebetrieb ist, dier weiß, ,in welcher
Situation heute unsere Wirtschaft steht. Er
we,iß, wie würgend die Kreditnot ist, wie
schwer es ist, die notwendigen Mittel zur Fort
führ,ung des Betriebes aufzubringen, eines
Betriebes, 'hinter dem nicht die Staatskassen
stehen, wie dies zum Beispiel bei den großen
und gewiß sehr leistungsfähigen Unterneh
mungen der ,ß.undesbahnen ,der Fall ist. Es ,ist
nicht mehr so, meine s'ehr geehrten Damen und
Herren, daß der Industrielle, der Gewerbe
treibende oder der Landwj,rt ganz einfach
kalkulieren kann und daß ihm die Preise ohne
weiteres gezahlt werden. SchHeßlich ist es
doch auch nicht mehr so wie mit dem Affen
und mit der Flasche. Es ist nur bedauerlich,
daß unser Afrikaforscher Z:willing, der jetzt
für Schön'bmnn Affen holt, von dieser Ge
schichte noch gar nichts weiß. Vielleicht hätte
er dann schon zwei Affen gefangen, wo er erst
einen gefangen hat. (Heiterkeit.)

Obwohl die Schwierigkeiten sehr groß sind
- alle meine Herren Vorredner 'haben ja ge
bührend dar,auf hingewiesen --, sehen wir-
wer durch dieses Land zieht und nicht mit
Blindheit geschlagen ist, der sü~ht es auch --,
welch unbändiger Aufbauwille die ganze Be
völkerung beherrscht. (Zustimmung bei der
Volkspartei.) Gewiß, es gibt noch manches zu
tun. Es gibt wohl Ruinen, aber es gibt noch
mehr wiederaufgebaute Häuser und es gibt
noch viele Dinge, di,e geschaffen und voll
bracht worden sind. Al1m sind die Menschen,
d'ie im eigenen Lande nur das Schlechte, das
Unterlassene sehen, und nicht die Leistungen.
Sie muß man wahrl.ich bedauern. (Zustimmung
bei der Volkspartei.) Sieht man denn nicht,
was sich alles gebessert 'hat? Sieht man nicht,
daß, um 'nur von einem Beispiel zu sprechen,
die Züge w,i-eder verkehren, ,daß an Stelle der
BreUer Fensterscheiben vorhanden sind? Sieht
man denn nicht, wenn man in den fahrplan
mäßig verkehrenden Zügen durch die Fenster



hinausschaut, daß ·der Boden bearheitet ist,
sieht man nicht oder weiß man nicht, daß jetzt
unter der weißen, .schneedecke die grüne Saat
ruht? Wenn man ,uns nur Ruhe gewährt, um
unser,er Arbeit nachgehen zu 'können, so wissen
wir, daß aus dieser grünenden Saat Brot er
stehen wird für alle, (Lebhafter Beifall rechts.)

2. PRÄSIDENT: Als nächstem Redner er·
teile ich dem H-erm Abg. S ta ff a das Wort.

Abg. STA'ffA: Hoher Landtag! Ich möchte
auf einige Ausführungen meiner Herren Vor
redner eingehen, Der Herr Abg. Zach hat da
mit begonnen, uns zu beweisen, daß Österreich
und insbeso'ndeTe Niederöskrreich ein armes
Land ist und daß sich diese Tatsache in
unserem Voranschlag widerspiegeln muß und
daß man daher auf wirtschaftlichem Gehi,ete,
wie er gesagt hat, keine W'under erwarten
darf. Geschätzte Herren! Wir sindauC'h der
Meinung, daß Österreich ei'n armes Land ge
worden ist. Wir sind auch der Mei'nung, daß
man auf wirtschaftlichem Gebi·ete keine Wun
dtT zu erwarten hat und wir sind ebenfalls der
Meinung des geschätzten Herrn Abg. Bir
manIl, daß man alles das, was man haben will
und haben muß, sich erarbeiten muß, Wir
glauben aber, wenn in diesem Lande etwas er
spart und erarbeitet werden muß, wenn in
diesem Lande Opf,cr gebracht werden müssen,
daß di,ese von allen Schichten des Volkes nach
ihrer Leistungsfähigkeit gebracht werden
müssen. Wir können und werden es nie ver
stehen und werden uns immer dageg·en wehren,
daß man versucht, die Opfer, die der Wieder
aufbau erlfordert, in ,erster ,Linie auf die
Schultern der arbeitenden Menschen in diesem
Staate abzuwälzen, Das ist der Unterschied,
eler zwischen Ihnen und uns besteht. Wenn
der Herr Abg. HirmanIl 'glaubt, uns vorwerfen
zu müssen, daß wir marxistische Vorträge
halten, so kann ich ihm sagen, daß wir uns
in der Bibel genau so gut auskennen wie in
den Büchern von Karl Marx. Ich muß ihm
aber auch sagen, wir kennen uns vielleicht in
der Bibel bess,er aus, als s.ich die andere Seite
in den <Büchern des <Karl Man auskennt. Es
war wirklich die Höhe, als wir vom Herrn
Abg. Hirma'l1'n hören mußten - er hat das
noch mit einer Handbewegung unterstrichen-,
daß inÖsterreich der Kapitalismus abgeschafft
wurde. Wenn man dem Abg. Hir'l11ann zu
("{hört hat '1I1·ußte man den Eindruck gewinnen,
~ Österrei~h gibt es keinen Kapitalismus mehr.
Das ist so 'ähnlich, als wenn man einstens
irgendwo den Kapitalismus abgeschafft hat,
um dann ,einige zehn Jahre spät,er im Laufe
einer Wähmngsreform die Kapital-isten die
Lasten dieser Währungsref,orm bezahlen zu
lassen. So ähnlich haben Sie das praktiziert.

Sie ,glaubten uns hier k\.a:rmachen zu können,
daß .in Östeneich niemand mehr von der
Hand der Arbeit anderer Menschen lebt, daß
hier in Österreich nur mehr der exisHer·en
kann, der wirklich arbeitet. Auch der Abgeord
nete Zach hat in das gleiche HOIfl1 -gestoßen
und erklärt, man soll ihm jene zeigen, die in
Österreich vom Nichtstun leben. Ich halte Sie
nicht für so naiv, daß S,ie der Meinung sind,
es gibt in Öst'eHcich nur mehr arbeitende
Menschen. 0 nein, meine lien'en, es gibt schon
noch welche, die von der Ar'b'eit der anderen
leben. Um so mehr ist ihre Einstellung 'Zu ver
urteilen. (Zwischenruf rechts: Die Oewerk
schaftsfunktionäreJ) iDie Gewerkschaftsfunk
tionä,re sitzen auch in Ihren Reihen, also lebeIl
auch dies-e von der Händearbeit der ander·en!
Wir wissen schon, daß di'e Gewerkschaft jene
Organisation ist, die S.ie ·am meisten fürchten,
weil Sie Grund dazu haben. Wenn ,es in Öster
reich keinen Kapitalismus mehr 'gibt, weiß ich
nicht, warum Sie die Gewerkschaft fürchten.
Sie heweisen schon durch den Zwischenruf, daß
es eine ganze Reihe Ivon Kapitalisten gibt.

Der Herr Ahg. Hirmann hat ,aber 'noch eine
weitere schöne Entdeckunggiemacht. Bis vor
kurzem kO'nnte man noch hören,im Staate
sollen eigentlich jene ,führen und entscheiden,
die die Steuern <bezahlen. Vor nicht allzu
langer Zeit war die Mei'l1'un,g anders. Es gibt
noch Menschen, die sich daran erinnern, daß

I man sogar das Wahlrecht von dem Betrag der
I bezahlten Steuern abhängig gemacht hat. Auf

einmal stellt sich heraus, daß den .Großteil der
Steuern nidht mehr di'e Besitzenden, sondern
die Nichtbesitzenden au:fbring.en. (Zwischenrufe
des Abg. Stangler.) Herr Abg. Stan'gler, ich
möcht,e Sie bittren, wenn Sie irgendwelche
witzige Bemerkungen machen, erkundigen Sie
sich einmal bei Ihren Schülern, wi,e das ge
wertet wird wenn man während des Unter
richks sch~ätzt. Jetzt entdeckt man auf ein
mal daß die Mehrzahl der Steuern von ·der
arb~itenden Masse aufgebracht wird. Eine An
erkennung diesbezüglich ist ja schön und -gut. .
Die Steuern werden j.a tatsächlkh von ,den
Arbeitern bezahlt, und zwar in der form von
Lohn- und Umsatzsteuern. Nach Ihren Aus
f'Ührungen, Herr Abg. Hirmann, li,egen die
Dinge aber so, daß, wenn der brave Unt'er
nehmer die Aribeiter nicht beschäftigen würde,
die Arbeiter auch keine Steuern bezahlen
könnten. Tatsächlich aber ist es umgekehrt'
Wenn nämlich die Arbeiter nicht arbeiten
würden, könnte der Unternehmer keine Profite
machen! (Zwisclzenrufe rechts.) W,arum regen
Sie sich auf? Sie können sich ruhig zum Wort
melden, ich warte auf Ihre Worte, denn dann
habe ich wieder neuen St,off.

Es ist von der Wohnbautätig'keit gesprochen
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worden, ,ein B'eweis dafür, daß das 'Problem
des Wohnungsbaues und der Wohnungs
hescha,ffung winklich das brennendste Problem
in unserem Lande geworden ist, aber nicht 'nur
in unserem Lande, sondern darüber hinaus
noch in ,einer R,eihe anderer Länder in Europa.
Nun wollen Sie uns hier beweisen, daß die
pövate Bautätigkeit eine weitaus billi,gere sei,
daß überhaupt nur die private Bautäti'gkeit
zum Ziele führe. Ich erinnere mich sogar, daß
der Hen Ahg. Zach anläßlich der Beratung
des Nachtragskredites für die Wohnlbau
förderung erklärt hat: 30 Jahre haben die
Gemeinden Leit gehabt, :die Wohnungsnot aus
der Welt zu schaf,fen. Geschätzte Anwesende!
Bis zum Jahre 1918 hat es überhaupt nur die
private Wohnbautätigkeit gegeben, bis dahin
hat weder die Gemeinde Wien, noch sonst
irgendeine andere Gemeinde Wohnungen ge
baut. Damals, bis zum Jahre 1918, hätt~ die
pri'vate Bautätigkeit beweisen können, was sie
leisten kann. Sie hat es auch bewiesen! Sie
hat nämlich ungesunde, schmutzige Hint'erhof
gebäude mit unzulänglichen Wohnungen und
vor allem viel zu wmig Wohnungen gebaut.
Das ist der ,Erfolg der privaten Bautätigkeit
bis 1918.

Abg. Zach hat auch eine Neuentdeckung
gemacht. leh muß sagen, ich -habe heute das
GefÜhl, mich in einem Kr,eisvon Entdeckern
zu befinden. Abg. Zach hat nämlich erklärt,
Niederösterreich habe mit dem sozialen Woh
nungsbau ,begonnen. Sie haben scheinbar die
Jahre von 1920 bis 1934 nicht in Österreich
verbracht und wahrscheinlich auch seither
noch nicht gehört, daß man schon lange, ehe
es in Niederösterreich irgend jemandem eill
llefaUen wäre, aus Landesmitteln den sozialen
Wohnungsbau zu fördern, hereits in Wien den
sozialen Wohnungsbau ganz energisch betrie
benhat. Also ich möcht,e schon bitten, wenn
man Entdeckungen macht, dann soH man
wenigstens wirkliche Entdeckungen machen.

Aber ich möcMe mich auch noch mit einigen
anderen Ausführ:ungcn beschäftigen. Der H-err
Abg. Zach hat flehentliC'h gebeten, -daß man
sich endlich fi'nden soll, daß -die beiden Regie
rungsparteien endlich zu einem gemeinsamen
Standpunkt kommen und ,alles tun, damit in
einer anständigen Zusammenarbeit das Wühl
des Landes und die Interessen der Gesamt
bevölkerung gewahrt werden können. Nun,
geschätztes Hohes Haus, wir sind nicht diejeni
gen, an denen die Zusammenarb-ei,t scheitert!
In dem gleichen Augenblick, in dem der Herr
Abg. Zach von uns den Geist ,der Zusammen
arbeit fordert, in dem 'gleichen Augenblick ver
teidigt der gleiche Abg. Zach die Personal
politik, die hier in diesem Hause 'von seiten der
M'ehrheit betri:eben wird. Wenn Sie glauben,

daß wir bc-reit sind, auf die Dauer mit Ihnen
zusammenzuarheit-en, mit Ihnen die Verant
wortung des Landes zu tragen, aber nicht wert
sind, daß ein einziger Sozi,alistin den Landes
dienst eingestellt werden kann, dann wer·den
Sie zur Kenntnis nehmen müssen, daß Sie
Ihren Standpunkt -r,evidieren müssen.

Die Personalpolitik ist üherhaupt ein ziem
lich wunder Punkt. Und nun sagt der Herr
Abg. Zach, Sie (zur Seite der Volkspartei [!,e
wendet) machen in Niederösterreich nichts
anderes, als angeblich bei der Gemeinde Wien
und in einigen anderen größeren Städten getan
wird. Herr Abg. Zach, vielleicht darf ich Sie
ganz bescheiden an die Personalpolitik in
Wiener Neustadt während der Jahre 1934 bis
1938 erinnern. Damals war der Herr Abgeord
nete Zach eingesetztier und nicht gewählter
Bürgermeister. Vielleicht erinnert sich der
Abg. Zach, der heute 'So viel von iDemokratie
zu sp-rechen beliebt, als damaliger autoritärer
Bürgermeister, wie damals jeder Mann und
jede ,frau, die im Geruche waren, Sozialisten
zu sein, unbarmherzig aus dem Oemeindedienst
entlassen wurden. Vielleicht erinnern wir uns
auch noch dan\l1, daß das gleiche in Wien von
dem damalseingesetzt-en auto'r-itärenBürger
meister Schmitz betrieben wurd1e, und vielleicht
erinnern wir uns auch daran, daß die gleiche
Pers-onal'politik vor 1918 im ganzen Reich
hetriehen wurde. Was Sie ärgert, ist j-a nur
die Tatsache, daß seit 1918 in der Gemeinde
Wien auch Sozialis,tenin den Gemeindedienst
eingestellt werden. (Ruf bei der ÖVP: Auch
oder nur?) Denn einmal hat es geheißen,
Sozialisten können zwar Nationalräte oder
Reichsrat-sabgeürdnet-e werden, aher im Ge
meindedienst haben Sie nichts zu suchen. Viel
leicht blättern Sie in den Erinnerungen unseres
ehemaligen Bürgermeisters Lueger nach, und
Sie werden dort diese schönen Aussprüche
finden. Berufen Sie sich also nicht auf die
P,ersonalpolitik der Gemeinde Wien. Sie haben
diese Personalpolitik, lange bevo'r es eine rote
Gemeinde Wien gegeben hat, betrieben und
Sie hahen aus Wut darü'ber, daß diese
Personalpolitik im Jahre 1918 z.u Ende war,
bis 1934 immer wieder vom roten Terror ge
schrieben und von 1934 bis 1938 ,einen Terror
akt nach dem anderen gesetzt. Und Sie macher.
es heute in Niederösterreich, wo Sie noch stark
genug sin·d, immer und immer wieder. Das ist
eine Tatsache, die wir tins auf die Dauer nicht
bieten lassen werden. Das ist eine Tatsache,
gegen die wir uns zur Wehr setzen werden,
solange es Sozialisten in diesem Hause geben
wird. Wenn Sie 'von Zusammel1iaJ1beit reden,
dann muß diese Zusammenarbeit auf alle Ge
biete übergreifen, dann muß sie auch auf -dem
Gebiete der Personalpolitik zum Ausdruok
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kommen. Solange Sie auf dem Standpunkt
stehen, Sozialisten haben im niederöskrreichi
schen Landesdienst nichts zu suchen, solange
werden Sie mit einer Zusammenarrbeit, so wie
Si,e sie sich vorst'ellen, nicht rechnen dürfen.

Es hat 'aber auch noch einirge andere schöne
Ausführungen bei den geschätzten Vorrednern
gegeben. Der Herr Abg. Zach hat be.ispiels
weise erklärt, er sei zw,ar auch für eine Kritiik,
aber nur ,für eine posiüv,e. Ich kann beim
besten Willen nicht finden, wo der Herr Ab
geordnete Wondrak eine unpositive Kritilk ge
übt hätte. Er stellt im übrigen fest, daß der
Voransch},ag von beiden Parteien ausgearbeitet
wurde. Nun gestatten Sie auch dazu eine ein
fache feststellung.

Der Voranschlag wurde von dem Finanz
referenten, der wahrlich nicht im Verdacht
steht, Sozialist zu sein, ausgeaI1beitet und vor
gelegt Die beiden Parteien, die hier di,e Regie
rung führen, bilden ,l\;eine Ko.arlitionsregierung,
sondern das, was hierin Niedeflösterreich be
steht, ist eine auf Grund verfassungsgesetz
licher Bestimmung ,gebildet,e Propof'zflegierung,
eine Regierung, an deren Teilnahme die P,ar
t,eien auf Grund ihrer Stärl\;e ganz einf.ach ein
Recht besitzen. Das hat noch lange nichts mit
einem igemeinsamen Voranschlag zu tun. Si,e
sind die Mehrheit und für diesen Voranschlag
verantwortlich und sonsf niemand auf der
Welt. (Heiterkeit bei der Volkspartei.) Nehmen
Sie das zur Kenntrnis! Wenn Sie glauben, wir
tragen die Verantwortung mit Ihnen und Sie
allein machen die Personalpo'litik, dann haben
Sie sich ,geirrt, meine sehr Geschätzten! (Ab
geordneter Zach: Oenau so wie in Wien.')

Der Abg. Zach hat auch erklärt, daß er
eigentlich fmh ist, daß das Budget in der
form erstellt wurde, wie es der finanzreferent
g,etan hat, nämlich daß man 27,5 Millionen
aus dem o,rdenHichen in den außefürdentlichen
Voranschlag überweist und man daher auf
beiden Seiten ein Defizit herausbringt. Er
sagt,e, er sei froh darü,ber, denn sonst würde
die Sperre auch für den außerordentlichen
Voranschlag g'eiten. Ich muß schon sagen, es
ist eine eigentümliche Budgetierung, wenn ich
auf der einen Seite etwas wegnehme und es
auf der anderen Seite 'hinzugebe, um 'ein künst
liches Defizit herbeizuführen. Ich stehe auf
dem Standpunkt, man soll offen sprechen, und
wenn Sie von einer Sperre reden, dann glaube
ich,gibt es '~einen 'einz,igen Ahgeordneten hi,er
in diesem Hohen H.ause, der heut'e davon über
zeugt wäre, daß die Sperre notwendig sei, weil
der finanzrefrerent selber nicht glaubt, daß er
nicht mehr-einn'ehmen werde, als er im Vor
anschlag vorgesehen hat. So wie er im Vor
jahre viel mehr Einnahmen verzeichnen und
über das DeHzit hinaus noch rein Nachtrags-

budget bewilligen konnte, so werden wir ,auch
im nächsten Jahre eine Sperre' nicht notwendig
hahen. Wir sind heute schon davon überzeugt
und der 'finanzrefrerent 'ebenso, daß wir weH
aus mehr Einnahmen haben werden, a'ls es
der Herr Finanzlieferent vors.ichtigerweise an
genommen hat. Er hat ja so 'vorsichtig
budg,etiert, um die notwendigen Erkläliungen
jederzeit hei drerHand zu :haben. (Ruf bei der
öVP: Ist das etwas Schlechtes?)

Der ,Herr Abg. Zach ist auch der Meinung,
daß nach dem Gesetz di'e Gemeinden ver
pflichtet sind, für den Wohnhausbau vorzu
sorgen. Herr Abg. Zach, dieses Gesetz, das
die Gemeinden hierzu ausschließlich ver
pflichtet, müßten Sie uns erst nennen, es gibt
keines. Es gibt nirgends ein Gesetz, das aus
spricht, daß ,ausschließlich di,e Gflme~nden zum
Wohnungsbau verpflichtet si'nd. (Abg. Zach:
Für Schulbauten! ) Er hat anschließend gleich
erklärt, daß die Gemeirnden auch für den Schul
bau und zur Ausgestaltung der Kraniken
häuserg1esetzlich verpflichtet sind. Dazu
möchte ioh folgendes sagen: Für den Schull
bau trifft es zu, dazu sind nach dem Gesdz
tatsächlich die Gemeinden verpflichtet.fü,r die
Kran'kerrhäuser trifft das nicht zu, sondern es
hat wohl einmal ein Gesetz geg,eben, das in
seinen §§ 48 und 49 ausgesprochen hat, .daß
zum Ausbau und zur Deckung des iDefizites
der Krankenhäuser zu drei Achtel der Bund,
zu drei Achtel das Land und zu zwei Achtel
die bet'11Cffende Gemeinde heizutragen hat. Aber
selbst wenn es wahr wäre, geschätzter Herr
Ahg. Zach, wer könnte uns dar,an hindern, ein
Gesetz, das den Gemeinden Erleichterungen
bringen soll, zu schaffen, wenn ein solches
fehlen würde? W,er l\;önnte uns daran' hindern,
die Verpflichtung des Landes zum Bau von
Schulen gemeinsam mit den Gemeinden zu
übernehmen? Niemand! Wir wären dazu be
rechtigt und wir wären dazu in der Lage.
(Zwischenrufe bei der Volkspartei.)

Aber wenn der Herr Abg. Zach auf die Ein
haltung der Gesetze so elipicht ist, dann er
innere ich mich daran, daß vor noch gar nicht
langer Zeit, erst vor einigen Tagen, hier in
diesem Hause, und zwar 'von der Mehrheit des
Hauses ein Ant,rag abgelehnt wurde, der die
Landesregierung aufg,eforctert hat, di,e Ein
haltung des Gesetzes von seiten ·der Landwirt
sohaftskammern zu verlangen. WartlJm haben
Sie da nicht für die Einhaltung des Gesetzes
gesprochen? 'E,s freut mich sehr, daß der Herr
Abg. Hirmann erklärt hat, der Voranschlag
von seiten der Landwi'rtschaHskammer sei an
g,eblich schon eingetroffen und der Herr
Landesrat Waltner wird uns zur .gegebenen
Zeit berichten. Die Botschaft hör' ich wohl,
allein mir fehlt der OlatlJbe. So,lange wir den



wirklicht ist, wenn ich weiter daran denke, daß
man erst eine Anfrage stellen mußte, warum
Anfragen nicht beantwortet werden, und die
ebenfalls noch nicht heantwort,et ist, dann muß
ich schon sagen: Das ist der Geist, der 'von
1934 bis 1938 ,in diesem Hause geherrscht hat
und der noch immer in einer Anzahl von
Ihnen, die die Ang,ehöri,gen ,der Mehrheit
bilden, vorhanden ist. Wohlgemerkt, nicht in
allen! Es gibt auch Ullt,er den Abgeordneten
der Volkspartei Demokraten, sie sind nur 'leider
nicht in der Lage, sich gegenüber den anderen
durchzusetzen. A,ber bei ,einer Reihe von Ab
geordneten der Volkspartei ist Demokratie nur
so viel wert, so lange sie gehalten werden muß,
und ihr Standpunkt ist wahrscheinlich der:
Demokratie absolut, solange sie mir Gutes
tut' Wenn Sie Ihnen einmal nicht mehr gut
tut, wenn Sie einmal zu Ihrem Nachteil aus
sc'hlagcn könnte, haben Sie für die Demoikratie
nichts mehr übrig, dann interessiert Sie auch
das Hohe Haus nicht :mehr, dann machen Sie,
was Ihnen beliebt.

Wenn ich schon bei der Behandlung dieses.
Hauses durch die Mehr'heit bin, dann erinnere
ich auch daran, daß zur Jahreswende aus An
laß der Budgetberatung und aus Anlaß der
Eröffnung dieses Hauses nach ,den Waihlen des
Oktober 1949 eine Reihe von Versprechungen
gemacht wurde. Sie machen uns hier Vorwürfe,
daß wir durch die forderung nach Einhaltung
der gesetzlichen Verpflichtung durch die Land
wirtschaftskammer die Landwirtschaft schä
digen. Der Herr Landeshauptmann hat eine
Reihe von landwirtschaftlichen Gesetzen die
aUe für die Landwirtschaft äußerst dridgenc1
und wichtig 'gewesen sind, versprochen. Ich
will Ihnen nur einige nennen: ,das Kommas
sationsgesetz, das Mdior,ationsgesdz, das
Fischereigesetz, das Tierzuchtförderungsgesefz
und noch einige andere. Von den v'ersprochenen
landwirtschaftlichen Gesetzen wurde bisher nur
das Tierzuchtförderungs'gesetz vorgeIegt und
beschlossen. Alle übrigen Vorlagen haben bis
her den Weg in das Haus nicht g,efunden und
der Herr Landeshauptmann oder wer sonst
zuständig ist, hat scheinbar die damalsrre-

'"gebenen Versprechungen wiederum vergessen
oder ist aus überbürdung mit anderweitigen
Arbeiten nicht dazugekommen, diese verspro
chenen Gesetze vorzulegen und damit sein
gegebenes Wort einzulösen.

Es gibt aber in der LandesverwaltuHrr noch
einige andere recht unangenehlme "'Dinge.
Wenn ich hier nur ikUl~Z auf die Behandlung'
der Staatsb'Ürgerschaftsansuchen zurüoklikomme
dann muß ich sagen, daß uns der schleppend~
Gang bei der Erledigung dieser Ansuchen
wahrlich etwas verwunrlert.Wir haben schon
Verständnis ,dafür, daß man bei Eil1'hürge-

Rechnungsahschl.uß und den Vnranschlag nicht
rresehen haben solange werden wir daran nicht
glauben. fünf' Jahr'e sind vergangen und noch
nie ist ein solcher Rechnungsabschluß oder ein
solcher Voranschlag vorgelegt worden. Jdzt
glauben wir nicht mehr daran und Sie werden
uns erst den Beweis liefern müssen, ob der
Herr Abg.Hirmann nicht zu vie,l 'versprochen
hat, wenn er erklärte, der Rechnungsahschluß
sei bereits eingelangt. Sie können sicher sein,
daß wir alles versuchen werden, um der Land
wirtsühaftsk,ammer jene Mittel zur Verfügung
zu stellen, die sie braucht, aber erst dann, bis
sie ihr,er gesetzlichen VerpflicMung nach
gekommen ist.

So leicht, wie der ,Herr Abg. Hirmann sich
das vorsteHt, ist das nicht, der sagt, wenn
wir Sozialisten der Landwirtschaftskammer die
Mittel verweigern, dann b:edeutet das eine
Schädigung der ,Landwirtschaft. Die Schädi
gung der ,Landwi,rtschaft zu 'verhindern oder
zu vermeiden, das haben Sie in der Hand. Ver
anl,assen Sie also die Landwirtschaftskammer,
daß sie morgen den ,Rechnungsabschluß und
den Vor,anschlag vorlegt und wir werden ihr
übermorgen die Mittel bewilligen, damit sie
nicht geschädigt wird. Wenn Sie aber glau
ben, eine Nachlässigil~eit der Landwirtschafts
kammer damit decken zu können, daß Sie
sagen, wenn wir Sozi,alisten jetzt die Land
wirtschaftskammer zur Einhaltung des Oe
setz,es zwi'ngen, dann bedeute dies eine Schädi
g:ung d,er Landwirtschaft, so ist das eine bil
lige Ausflucht, die nur die Unanständigrkeit der
Landwirtschaftskammer decken soll. Wj,r wer
den dafür sorgen, daß die Bauernschaft er
fährt, warum diese Mittel nicht rechtzeitig
überwiesen wurden. So einfach, wie sich das
der Abg. Hirmann vO'fstellt, werden wir es
wahrscheinlich nicht machen.

Nun möchte ich noch einiges zum Budget
selbst sagen. Es freut mich sehr, daß wieder
einmal· Gelegenheit ist, zur Landesverwaltung
im allgemeinen Stellung zu nehmen. Diese
Gelegenheit müßte eigentlich öfter sein als ein
mal im Jahre. Wir müssen hier neuerlich f,est
stellen, daß es uns sehr verwundert, daß man
den Landt,ag von seiten ,der Mehrheit in einer
Art und Weise behandelt, die alles andere als
demokratisch zu nennen ist. Ich erinnere
daran, daß ,eine Reihe von Anfragen an ,den
Herrn Landeshauptmann seit Monaten nicht
beanwortet ist. Wenn ich daran denke, daß wir
zum Beispiel heuer anläßHch der 'Budget
beratungen für 1950 einstimmig beschlossen
haben daß dem Kontrüllamt das notwendige
Perso~al zur Verfügung gestellt werde, damit
dieses seine Kontroliltätigkeit wil1klich aus
führen kann 'und dieser einstimmige Beschluß
des Hohen Hauses bis heute noch nicht wr-
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rungsansuchen vorsichtig SJein muß, daß man
jedes Ansuchen genau unter die Lupe nehmen
muß, daß man genau untersuchen muß, ob der
Betreffende würdig ist, ein österreichischer
Staatsbür:ger z,u werden oder nicht. Aher was
soll man dazu sagen, wenn Ansuchen aus dem
Jahre 1947 und 1948 am Ende des Jahres
1950 noch immer einer Erledigung harren,
ab!Cr nicht deswegen, weil die Akten nicht
komplett sind o·der die Untersuchung noch
nicht abgeschlossen oder noch etwas zu über
prüfen ist, obwohl in den drei Jahren ,hierzu
wahrlich genügend Zeit g,ewesen wäre, sondJern
deswegen,weil die Akten ganz einfach in keine
R,egi-erungssitzung kommen und nichtentschie
den wer;den. Es gibt eine ganze Reihe von
Akten, ja Hunderte von Akten, die Ivollständig
abgeschlossen undentscheidungsreif sind. Ich
werde mir erlauben, Ihnen einige Ißeispiele zu
nennen:

Eine Szuwwics Skphanie, geboren am
19. Februar 1925, ist seit ihrer Geburt in
Österreich. Der Akt liegt unter der Zahl
Nr. 4027/50. Sie müssen wissen, daß jedes
Jahr die Aktzahl geändert wird und sich an
das betreffende Jahr anschließt. Er ist bereits
längst entscheidungsr,eif und abgeschlossen,
er ist bereits auf der Liste 127 seit Mai 1950
aufgetragen. Wenn die Herren Abgeordneten
nicht wissen sollten, was eine Liste ist, so will
ich Ihnen das erklären. Alle entscheidungs
reifen Ansuchen werden auf eine Liste auf
getragen, diese Listen werden fortlaufend
numeriert und nun kommt es nur noch darauf
an, ob sie vom Landeshauptmann .aufgerufen
und in die Landesregierungssitzung z'Uf 'Ent
scheidung g,ebracht werden. Dieser Akt steht
auf der Liste 127 seit Mai 1950. Wenn Sie
glauben, daß er seither aufgerufen und ent
schieden wurde, dann sind Sie im Irrtum.

Ein Bründl Karl hat angesucht Ende 1947.
Die Aktenzahl ist 3747/49, Liste 74, seit
April 1949 entscheidungsreif. Wenn Sie glau
ben, ·daß er schon die Sitzung passiert hat, sind
Sie natürlich im Irrtum.

Dag,egen möchte ich gerne wissen, von
welchen Erwägungen aus überhaupt die Akten
zur Entscheidung in den Sitzungen aufgerufen
werden. Ich nenne hier einen Klune Rudolf
Friedrich samt Frau. Der Mann ist seit 1945
in Österreich, hat am 7. Mai 1949 um die
Staatsbürgerschaft angesucht und hat sie
bereits am 14. November 1949 erhalten. Sie
sehen, es geht also auch in einem schnelleren
Tempo, wenn irgend jemand die Sache betr,eibt,
dem der Herr Landeshauptmann wahrschein
lich ein willigeres Ohr leiht als manchem
anderen. Aber man fragt sich hier,von
welchem Gesichtspunkt aus werden die Akten
einer Entschei.dung zugeführt? Sagen 'Sie mir

nicht, der eine braucht eine längere, der ander,e
eine kürzere Prüfungszeit. AUe Akten, die ich
hier nenne, sind abgeschlossen und entschei
dungsreif ; trotzdem ist der Akt aus 1947 noch
in keiner Sitzung gewesen, obwohl ·er seit April
vorigen Jahres entscheidungsreif ist und der
andere Akt ist im Mai 1949 anhängig gemacht'
worden und wurde im November 1949 schon
erledigt.

Walchshofer Ernst, angesucht 1948, Akten
zahl 5741/50, vorher AktenzaM 6421/49 und,
vorher 3975/48. Der Akt ist also seit 1948
anhängig. Er ist ein Listenakt, der nicht zur
Entscheidung kommt, weil er nicht aufgerufen
wird und in weine Landesr,egierungssitzung
kommt.

Chayer Karl aus Wiener Neustadt, Zahl
Nr. 469/50, angeS:ucht 1948. Der Akt wird
nicht entschieden, ~r ist auf Liste 134 ein
getragen.

Ein Beyer Rudolf, geboren 1905, Aktenzahl
941/50, ebenfalls ein Akt, der nicht in die
Regierungssitzung kommen kann.

Ich könnte die Liste noch lange fortsetzen,
aber ich will Ihnen nur noch einen einzigen
Fall nennen. Eine Bertha Müller, Aktenzahl
Nr. 1198/46, mittlerweile hat sich die Akten
zahl auf 1886/50abgeändel't, aber der Akt ist
seit 1946 anhängig. Er ist längst entschei
dun1gsreif, er 'wird aber in keine Landesregie
rungssitzung gebracht und daher auch nicht
entschieden.

Nun, geschätztes Hohes Haus, so kann man
eine Verwaltung nicht führen. Wenn die
Staatsbürger Vertrauen in eine Verwaltung
haben sollen, dann müssen sie ,das Gefühl
haben, daß es, unbekümmert wer immer es sei,
ganz einfach selbstverständlich ist, daß ·die
hetreffenden Akten, wie sie einlaufen und ent
scheidungsreif werden, auch einer Erledigung
zu,gefü-hrt werden. Es ist ,unverständlich, daß
gam einfach Dinge, die erst 1949/50 anhängig
werden, innerhalb kurzer Frist entschieden
werden, während andere FäHe aus 1946 noch
immer nicht entschieden werden. Sagen Sie
uns, warum diese Entschei.dungen nicht ge
troffen werden, sagen Sie uns, von welchem
Gesichtspunkt aus diese Aufrufungen erfolgen,
und sagen Sie uns auch, warum k.eine Erledi
g-ungen erfolgen, wenn nicht ein Abgeordneter
di·eses Hohen Hauses irgendwohin intervenieren
geht. Aber abgesehen dalvon, daß diese E rledi
gungsart, wie ich sie Ihnen jetzt geschildert
habe, hier eingerissen ist, kommt noch daz,u,
daß nicht einmal in dieser Art erledigt wird,
wenn sich nicht ein Abgeordneter dieses Iiohen
Hauses <Um ein solches -Ansuchen annimmt und
wenn er nicht von Tür zu Tür geht und ver
sucht, diesen Akt überhaupt einer Entschei.dung
zuzuführen. Ohne Intervention eines Ahgeord-
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netendieses Hauses ist schon seit langem keine
Staatsbür,gerschaft in Niederösterreich gewährt
worden. Muß das sein? Es ist doch nicht Auf
gabe der Abg,eordneten, durch ihre Intervention
irgendwelche Akten einer Erledigung zuzu
.führen, sondern es ist eine selbstverständliche
Aufgabe der Landesregierung, alle anhän
gigen Akten automatisch, ohne Intervention,
so wie sie anfallen, einer Erledigung zuzu
führen und Entscheidungen zu treffen.

Wenn ich nun einige di,eser köstlichen Dinge
aus der Landesregierung ,gesagt habe, dann
möchte ich rmichauch noch kurz mit der
Personalpolitik beschäftigen. Aus den Worten
des Herrn Berichterstatters war z,u ,entnehmen,
daß 395 Ang,estellte ahgehaut wurden und daß
398 AngesteHte mehr eingestellt wurden; das
heißt, es ist ein Plus von drei Angestellten
vorhanden, obwo'hl ein Abbau von 395 Per
sonen 'vorgenommen wurde. Im Finanzaus
schuß hat man uns gesagt, daß dieses Plus
jetzt nur deshalb vorhanden ,ist, weil ,das die
Ziffern ,des Diens,tpostenplanes sind. Die Zahl,
die hier angegeben wurde, sei nur die Zahl
der Angestellten, die der Dienstpostenplan vor
sieht; in Wahrheit seien viel weniger Ange
stellte vorhanden, so daß kein Plus heraus
kommt. Sagen Sie uns doch endlich die wahren
Ziffern! Wiieviel Beamte und Angest'ellte sind
überhaupt beim Lande Niederösterreich ange
stellt? Wir wissen es nicht. Si'e betreiben ,eine
Personalpoliti'k, von der kein Mensch weiß,
ob es hier einen Abbau gegeben hat oder ob
Leute eingestellt wurden. Es ist für uns un
verständlich, warum Sie 395 Angestellte ab
bauen, wenn Sie dann 398 wieder einstellen.
Sie müssen also zugeben, daß Sie buchstäblich
nur, wie Abg. Genner 'sagte, eine Säuberungs
aktion durchgeführt haben, daß ,der Abbau
keinen anderen Zweck gehabt hat, als Ihre
parteipo.Iitische Stellung hier in ,diesem Ha,use
zu verstärken und zu festigen! Wollen S,ie auf
die Dauer ,eine solche Personalpolitik betreiben
oder wollen Sie nicht endHch mit offenen
Karten 'Spielen und sagen, wiev,iel Angestellte
und Beamte Si'e in Wirklichkeit haben? Oder
glauben Sie, daß in diesem Hause nur die An
gehörigen Ihrer Partei das Recht haben, das
zu erfahren?

Ich möchte auch noch einiges zu der Ver
sorgungskasse sagen. Die Versorgungskasse,
die die Aufgabe hat oder, besser gesagt, hätte,
einen Ausg,leich der Pensionslasten bei den
Gemeinden vorzunehmen und für die Pen
s,ionen der in den Ruhestand versetzten An
gestellten zu sorgen, ist ,in einer schwierigen
finanziellen Situation. Aus den Ausführungen
des Hofrates Dr. Holzfeind im Finanzaus
schuß konnten wir cntnehmen, wie schwierig
bereit'sdie Situation geworden ist. Wir mußten

dort zur Kenntnis nehmen, daß die Pensions
ka~se nicht me'hr in der Lage gewesen wär2,
die notwendigen Pensionen und Ruhegenüsse
fürdcn Monat Dezember 1950 und jänner

I 1951 zur Auszahlurlig zu br1ingen, wenn nicht
. von seiten der Gemeinden Vorausz,ahlungen

geleistet worden wärcn. Es ist also wahr, daß
diese VersorgungS'kassedringendst einer Re
form bedarf und ,daß ihr so rasch als möglich
Mittel zugeführt werden, damit sie j'hren Ver
pflichtungen nachkommen kann. Aber was wir
nicht 'verstehen, ,ist, daß seit fünf Jahf'en di,ese
Versorgungskasseauto,ritär geführt wird, ohne
jede Kontrolle, ohne daß jemand irgendeinc
Möglichkeit hätte, in diese VersO'rgungskasse
Einsicht zu nehmcn. Nur ab und zu ,erfährt
man einmal, was mit dieser Versorgungskasse
überhaupt los ,ist. Wir verlangen daher, daß
dieser Versorgungskasse bzw.ihrem öffent
lichen Verwalter irgendein Beirat zur Seite
gestellt wird, der die Möglkhkeit 'hat, Einblick
in ,diese Dinge zu nehmen, damit diesem auto
rHären Kurs, der da eingerissen ist, endlich,
nach mehr ,als fünf jahren, ein Ende gemacht
wird. Wir hoffen, daß wir sehr bald ,einen
Oesetzentwur.f 'Über die Versorgungs'kasse hier
im Haus,e v'ÜTlgelegt bekommen wenden. Wir
hoffen, daß di,eser Zustand nicht länger dauern
wird, denn wir wären sonstll'icht in der Lage,
die Zustimmung z,u geben, daß der Versor
gungskasse aus LandesmioHeln 3 MriIlionen zur
Verfügung ,gestellt werden, o'hne daß wir
wissen, was in ,der Versorgungskasse vor,geht.
Wir wollen also, daß diese kontrollO'se Wirt
schaft dort ein Ende nimmt und ein Beirat
geschaHen wlird, solange bis durch ein ,eigenes
Gesetz die notwendi,gen KÖl1p,erschaften ge
schaffen sind, die diese Kasse dann zu führen
haben werden.

Es ~ird auch sehr viel davon gesprochen,
daß Osterreich und Niederösterreich e,in
KuHurl,and ist und daß hier sehr 'viel Ver
ständnis für die Kunst al1lf,gebracht wird.
Wenn wir uns ,die VomnschlagsziHern ,an
sehen, so muß ich sagen, allzu :kunstfreudig
düri'te der Finanzrderent in Niederösterreich
nicht sein. Im Jahre 1949 waren für das
Kapitel "Kunstpflege" noch 1 Million Schi!
lingvo.rgesehen. Im jahre 1950 war,en es nur
mehr 920.000 S und im Jahre 1951 werden es
nur mehr ganze 870.000 S sein, die wir für
die Kul1turpflege noch zur Verfügung stellen.
Sie können mir sagen, wir müssen über,all
sparen. Es wird noch im Laufe der Spezial
debatt'e möglich sein, Sie auf jene Gebiete auf
merksam zu machen, wo man sparen kann!
Auch wtir sind für das Sparen, wir gl'auben
nur, daß wir am riehtigen Platze sparen
müssen. Wenn Si,e mirentg1egenhalten wir
sind ein armes Land :gewoliden undm:üssen
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uns daheraUif allen Gebiet,en einer sparsamen
Wi'r1,schaft befleißligen, so habe ich 'Slehr viel
Verständnis dafür, aber ich glaube, so'viel
müßte uns die Kunstpflege in NiederöSiterreich
wert sc'in, wenn wir schon keine Erhöhung der
Posten 'vomehmen können, daß wir wenigst'ens
den Stand von 1949 halten. Auf :Grund der
verschiedenen Verteuerungen, die eingetreten
sind, ist das ohnehin eine 'tatsächliche Ver
minderung. Auch wenn wir heute noch die eine
Million Schilling eingesetzt hätten, die wir
g,eha'bt haben, wäre es doch praktisch eine
Verminderung des Ansatzes. W'enn wir nur
mehr 870.000 S haben einsetzen können, so
dürfen wir im Lande Ni,eod<eröst:erreich nicht
allzu stolz auf unsere Kultulipflege seiln. Das
gleiche 'glilt ,auch von der Volksbildung. Wir
haben sehr v'iel Verständnis für das Volk, be
sonders dann, wenn es gilt, 'vom Volke irgend
welche Opfer zu verlangen, dann haben wir
immer sehr viel Herz für das Volk und dann
finden wir auch die richtigenWo'fte, die zum
Volke dringen soHen. Aber wenn es darum
geht, für dieses Volk auch etwasauf,zubringen,
dann hat dieses Hohe ,Haus weitaus weniger
Herz für das Volk! Wir haben 70.000 S 
wie ,im 'vorigen J.ahre - auch heuer wieder für
das Kapit,el "Volksbildung" im Voranschlag
eing,esetzt und ,ich glaube, daß es wahrlich 'wein
unbescheidener Wunsch wäre, wenn wir ver
langen, daß für die Vo'lksbildung 'von seiten
des Landes etw,as mehr Igetan werden müßte,
ja daß für die Volksbildung überhaupt nioht
zuvid g,etan werden kann. 'Elingebüdet,es
Volk wird ,erstens weitaus eher die Nöte eines
Staates begreif,en ,und weitaus weI1li,ger den
demagogischen Argumwten irgendwelche'f Ele
mente 'aufsitzen, und zweitens wird auch yom
Standpunkt der Wi'rtschaft aus ges,eheI1l ein
gebildetes Volk weit,aus produktiver sein als
ein ungebildet'es. IEs wäre also wünschenswert,
wenn sich der Herr Finanzrefer,ent darüber
den Kopf zerbrechen würde, ob nicht doch im
nächsten j,ahre die Möglichkeit bestünde, für
das K,apitel "Volksbildung" ei!nen etwas
gl'öBoeren Betmg zur Verfüg<ung zu stellen.

Nun zum Kapitel "Straßenwesen". Ich
werde Sie nicht allzulange damit belästigen.
Ich glaube, wir werden bei der Spezi,aldebatte
noch einig,es dazu zu sagen haben. Nur g-anz
nebenbei w.i11 ich Ihnen sagen - wenn ,sohon
vom Sparen die Rede ist - daß es gerade auf
diesem Gebietle manches gibt, w,as eing,espart
und dann wied.er dem wirklichen S'traßenbau
zur Verfügung gestellt werden könnte. Wenn
irgendw.o unnötige Aus,gaben gemacht werden,
dann ist ,es g,erade beim Kapitel "Straßenhau"
der F'all und wir werden noch Gelegenheit
nehmen, da.zu Stellung zu nehmen. Ich möchte
nur kurz folgendes sagen: Eines der ihren-

nendsten Probleme auf dem Gebilete des
Straßen'b'aues ist die Triester Straße 'Von IWien
bis Nwnkirchen. Diese Straß'e ist nämlich
vollSitändig unzulänglich. An ihr ,gibt es viele
SteHen mH scharfen und unübersichtlichen
Kurven, eine TatSiacohe, die wahrscheinlich
niemand bestreiten wird. Was sich aber gerade
in Traiskirohen und Wiener Neustadt ,auf
diesem Gebiete tut, ist bereits eine KuHm
schande für Niederösterreich ,geworden und
ich muß sagen, di,e ,Fälle in Traiskirchen und
Wi1ener Neustadt hat man schon 'Vor Jahres
frist aufgezeigt und g"lehofft, daß es nicht mehr
so lange dauern kann, bis diese Sch,ande für
unser Land 'Und diese Behinderung für
unseren Fremdenverkehr auf straßentech
nischem Gebiete aus derWdt geschaHen wird.
Ich muß sa'gen, die HoHnung hat ge,trogen,
der Glaube war ein Aberlglauhe. Es ist weder
aus der Durchzugsstr,aße 'Von Traisikirchen
noch aus der Durchzugsstraße Wiener Neu
stadt etwas geworden. Es 'hat h,Bute schon
jemand gesagt, daß mit dem ,ersten iSp,aten
stich 'allein keine StraBoen gebaut wel'den und
wenn er noch so feierlich 'vorgenommen wird.
Es gibt da verschioedwe Gründe, die heutle ,an
ge,fÜ'hrt wurden, wammes in Wiener Neu
stadt noch nicM z.um endNchen Bau dieser
DurchzugsSitraße gekommen ist. Auch hier
wird Gel,egeI1lheit sein, bei der SpleZ'ialdehatte
noch näher, daraUf einzugehen, 'aber es muß
jetzt schon gesagt werden, daß die Wicht,i~keit

dieser 'Straße gerade für unseren Fremdenver
kehr wahrscheinlich nicht 'Von der IHand zu
weisen ist. Wir werden uns in Niederösteneich
fragen müssen, ob uns die Regelung dieser
schlimmen Angelegenheit nicht doch 'ein ge
wisses Opfer wert sein muß und ob uns niüht
die Beträlge, die wir dort investieren, in
andierer FO'fm zurückfli.eßen werden, wenn wir
di,esen Schandfleck auf der Triester Bundes
straße 'a'us der Welt schaffen. Das gleiche gilt
für TraiswiTchen. Sie ,alle k,ennen wahrschein
lich di,e Zustände und es ist f,ast unmöglich,
bei einem halbwegs stal'ken Verkehr durch
die Ortschaft Traiskirchen mit einem Fahrzeug
durchzukommen. Es wäre al'so hochlander Zeit,
daß das Land Niederösterreich alles tut, was
notwendi,g und möglich ist, um diese beiden
Durchzugsstraßen so rasch als möglich zum
Ausbau zu bringen. Z'umanderen Teil wird es
notwendig sein, hei jenen Stellen des Bundes,
die dazu beizutmgen haben, daß der Ausbau
dieser IStraBoen ermöglicht wird, alles zu unter
nehmen. Wir müssen dem Bund begreifl.ich
machen, daß das schließlich Bundesstraßen
sind. Der Herr Landes:rat Müllner hat bei
Einbegldtung des Budgets recht schöne Worte
gefunden und uns auch begr:eifolich zu machen
vers'Ucht,daß der Bund bis zu einem gewissen
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Grad im Recht ist, wenn er die forderung
gestellt 'hat, wenn wir ein so schuMreundlic'hes
Herz b:es'itzen, dann müssen wir eben auch die
Kosten übernehmen. Ich könnte mir nun vor
stellen, daß Landesrat MüIlner anläßlich von
Verhandlungen über die Bundesstraßen einmal
dem Bund gegenüber eine Gegenforderung
aufsteUen wür,de. Was könnte denn dagegen
gesagt werden, wenn man zum 'ß;und mit
folgender Forderung kommen wÜJ1de: Wir
haben Verständnis für dei!ne Forderung auf
Übernahme der ,etwa zu hohen Kosten bei den
Lehrern durch uns, habe aber auch du einmal
Verständnis fü-r deine Verpflichtung - die hat
der Bund gesetzlich -, für unseren Wieder
aufbau beizutragen. Sei,t fünf Jahren haben
wir davon 11Iurgehört, gesehen haben wir von
diesen Mitteln des Bundes bisher nichts. Wenn
der Bund an uns, an das Land Niecteröst,er
reich, forderungen zu stellen hat, dann können
ja auch wir Niederösteneicher einmal an den
Bund forderungen stellen. Sind denn nur wir
allein verpflichtet, dem Bund ,gegenüber for
derung,en zu konzedieren, sind denn nur wir
Niederösterreicher aHein verpflicht,et, die
Schwierigkeiten des Bundes zu verstehen? Ist
nicht auch der Bundwppflichtet, die Schwie
rig,keiten der Bundesländer und darunt,er
natürlich auch die Schwierigkeiten des Bundes
landes Niederösterreich zu verstehen? Wir
könnten also schon unter Umständen eine Ver
handlungsgrundlage haben, bei der vielleicht
mit viel, 'viel Antrengung der Blund doch ein
mal zu beweg,en wäre, Ül Niederös,terreich
seinen Verpflichtungen auf dem Gebiete des
Wiederaufbaues nachzukommen.

Es wurde auch sehr viel vom Wo'hnungsbau
geredet. Ich habe schon im Finanzausschuß
kurz dazu Stellung genommen. Ich möchte
Ihnen nm noch folgendes sagen: Der Woh
nungsbau ist notwendig und dringend. ,Es ist
eine Tatsache, daß wir nicht soviel Iba,uen
können, als notwendig wäre. Es kann in
Niederösterreich, wie überhaupt in Österreich,
niemals zuviel gebaut werden. Gerade des
wegen, weil die Wohnungsnot so groß list und
weil wir nicht nur die heute tatsächlich Woh
Ilulligslosen, sondern auch alle jene in Betracht
ziehen müssen, die in menschenunwürdigen
Wohnungen ha'usen oder irgendwo als Unter
mieter Unterschlupf oder bei einem Verwandten
gnadenweise Unterstand gefunden hahen, ist
der Wohnungshau so dringend notwendi,g. So
lange wir nicht in ,der Lage sind, genügend
Wohnungen zu schaffen, ist eine vernünftige
Lenkung des vorhandenen WO'hnraumes zu
organisieren iUl1d sicherz,ustellen. Wir werden
also nach wie vor nicht darüber ,hinweg
kommen, zu fordern, daß der Herr Landes
hauptmann endlich die §§ 7 und 8 des

Wohnungsanforderullgsgesetzes in Niederöster
reich in Kraft setzt. Solange diese heiden
Paragraphen nicht in Wirksamkeit treten, so
lange ist ein Wohnungsanfordewngsg,es1etz in
der form, wie wir es jetzt haben, ein wertlo,ser
f,etzen Papier, es ist zwecklos ,und wird zu
keinem Erfolg führen. Ich könnte. Ihnen eine
Reihe von Beispielen anführen, wie heute
das Wohnuingsanfordenungsg,esetz ,gehandhabt
wir,d, 'Und ich könnte Ihnen an einer Heihe von
Beispielen zeigen, wie wertlos und zwecklos es
geworden 'ist. Ich ,habe vor mir eine Anzahl
von Verfassungs- und VerwaHungs,gerichtshof
entscheidungen liegen, die diesles Gesetz be
treUen. Es i,st ganz einfach ha.arsträubend,
welche Spfuchpraxis sich hier herau~gebildet

hat. Und wenn der Nationalrat dieses Woh
l1Iungsanforderungsgesetz eines schönen Tages
ablaufen lassen wird, kann ich Ihnen nur
sa,gen: viel haben die Gemeinden und die
Wohnungslosen nicht verloren, solangle dieses
Gesetz nicht in seiner ganzen Form, in seinem
ganzen Inhalt in Wirksamkeit tritt. Hier in
Wien hat der Landeshauptmann und 'Bürger
meister diese beiden Par,agraphen in Kraft
gesetzt, hier ist jede Wohnung, die frei wird,
automatisch angefordert, ,hier kann das WO'h
nungsamt über Wohnungen, die ff'ei werden,
verfügen. In Niederösterreich ~ann über eine
solche Wohnung der ,Hausherr verlfügen, so
lange ihm der Anforderungsbescheid nicht zu
gestellt wird. Die Zustellung des Anforde
rungsbescheides erfordert mindestens dr1ei Tage
und während diesler drei Tage hat der Haus
herr seineWohnullg ,anderweitig 'vergeben. Ob
nun der Betreffende bedürftig ist oder nicht,
ist für den Hausherrn ,uninteressant. Nur der,
der den geforderten Mie.fzins zu bezahlen in
der Lage ist, erhält diese Wohnung, und die
winklichWohnungslosen können weiter warteil.
Wenn Sie also ehrlich bestrebt sind, wie Herr
Abg. Zach gesagt hat, j,eden möglichen Weg
zur Behebung der Wohnungsnot z.u gehen,
dann können Sie sich nicht der forderung ver
schließen, daß die Wohnungen, solange zu
wenig vorhanden sind, vernünfti,g zugeteilt
werden müssen. Das kann nur geschehen, in
dem ,die beiden genannten Paragraphen in
Wirksamkeit gesetzt werden.

Das wollte ich kurz in der Generaldebatte
zu dem Voranschlag sagen. :Es wird noch
Oele,genl1eit sein, in der Spezialdebatte ein
gehend über manches andere zu sprechen.

Es wird noch Gel,egenheit sei'n, ü'ber die
Schule zu sprechen und sich auch mit den
landwirtschaftlichen Fort1bildungsschulen und
mit versehied,enenanderen Dingen ausführlich
zu beschäftigen. für jetzt möchte ich ab
schließen mit dem AppeH an Sie: Wenn Sie
wirklicherns'tiich gewillt si,nd, diesem Lande
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zu dienen, wenn Si,e Wert darauf legen, daß
wir im Interesse der nieder'österreichischen
Bevölkerung in Not - und Gefahr gemeinsam
zusammenstehen, dann müssen Sie auch das
Verständnis :aufbringen, daß diese Zus,ammen-.
arbeit alle Gebiete lumfassen muß und daß Si,e
nicht auf gewissen Gebieten ,eine Majoritäts
politik betreiben dünfen! (Beifall bei den So
zialisten.)

PIRASIDENT: Ich unt'erbreche di,e Sitzung
bis 19 Uhr 45 Minuten. Wir werden dann die
Genera'ldebatte weitedü'hren.

(Die Sitzung wird um 18 Uhr 47 Minuten
unterbrochen.)

PRÄSIO,ENT (nach Wie'dereröffnung der
Sitzung um 19 Uhr 47 Minuten): Ich nehme
die iSitzung wieder auf. Wir 'fahflen in den
Verhandlungen zum Voranschlag des Landes
Niederöst,erreich :fort. Als nächstlem Redner
erteile ich dem Aibg. 0 u b 0 v s k y das Wort.

Abg. DUBOVSKY: Hoh:er Landtag! Die
Budgetberatungen jeder öffentlichen Körper
schaft stellen d:a,sentscheidendste Ereignis
innerhalb eines jahres in diesen Körper
schaften dar. So ist es auch im nö. Landtag,
denn in diesen Budgetverhandlungen wird
Iet>z~en Endes darüber entschieden, wie die
Mittel für die Au$gaben, die das 'kommende
Jahr dem Landtage s!kllt, 'aufgebracht werden
sol'len, wie sie verwendet weflden, wer sie be
zahlt und wer davon etwas erhalten soll. Die
Budg,etberat,ungen ,geben daher in jeder demo
kratischen Körperschaft Gelegenheit, um an
ihr, zum Beispiel an der Landesre:gierung, der
Bundesregienung, dem Gemeindevorstand oder
um welche K'öliperschaft es sich überh,aupt
handeH, Kritik zu üben, und zwar eine Kritik,
die im Interesse der iBevölkerung ,gdeg,en sein
muß und nicht von irgendwo 'herbeigezerrt
s,ein darf. Hier im nö. Landtag giht es näm
lich 'bei einigen Vertret,ern der Mehrheits
partei eine gewisse Nervosität, wenn an der
Gebamng desL'andes oder an der Aufbrin
gung der Mittel 'für den Voranschlag oder an
der ganzen Poütik der Landesr,egi,eriung über
haupt Kritik 'geüht wird. Anstatt zu verst!ehen,
daß diese Kritik letzten Endes eine Hilfe dar
stellen könnte, eine HiHe auch für die Landes
regierung, damit sie verschiedene, die Bevöl
kerung betreffende IFmgm v,erbessern könnte,
g'laubt man, mit irgend welchen A,usflücMen
und Pf'OIvo'kationen über die Notwcndig1keit
einer Kritik 1ünwegtäluschen zu k,önnen.

'Wenn wir uns im '11Ö. Landtag mit dem
Budget rbeschäfügen, so ist es unser,e Pflicht,
VOll den Bedür,fnitssen dies ni,ederösterreic'hisehen
Volkes und 'von den iErwartungen, die es an
di1esenLandtlag, vor allem aber an dieses
Budget stellt, auszugehen und die So'rgenund

NÖ'te des niederöst'erreichischen Vol'Nes hier in
der Debatte zum Ausdruck zu bringen und
fes,tzust,ellen, ob nicht ISO manches an der
BucLgeterstellung ,geändert werden könnte. <So
schaut es aber keineswegs aus. B,etmchten wir
heute das Leben der niederösterreichischen Be
völkerung, der kleinen Leute in Niede'röster
reich, nicht der Besitzenden - und wir fühlen
uns verpflichtet 'und wir haben es ,immer wieder
untersüichen, ausnahmslos nur die Interessen
dieser kleinen Leute zu vertneten ~, so finden
wir, daß Sie zwar sehr viel von den Nöten der
kleinen Leute reden, aher dann in Wirklichkeit
- das geht ,aus dem Budget hervor - die
T,aten nicht folgen lassen, Isondern immer nur
die BesItzenden 'unterstützen. Was erwarten
sich diese kleinen Leute in Niederösterreich
he:ute? Sie selbst hahen ,einige M'ale in der
Budgetdebatte gesprochen, wie brav die !ni!eder
öst'erreichischen Arbeiter gewesen sind, wie sie,
oftmals von einer Wassersuppe lebend"alles
darangesetzt haben, um die Produktion in
Gang zu bringen und wie fleißig di,e öffent
lich Angestellten sind und wie sie heute noch
unter den schwierigsten Verhältnilssen ihre
Pflicht gegenüber der Öffentlichkeit mit einem
Einkommen :erfüllen, das weit unt,er dem der
Vorkriegsz,eit liegt Die ganzen jahre hin
durch, als 'am Tisch der Arbeiter und der
kleinen Leute zuwenig IB'fotgewesen ist, wäh
rend die Besitzenden dank ihrer Beziehungen
sich alles 'verschaffen konnten, findet man für
diese armen Leutie immer wieder nur schÖtne
Worte, Worte, wie: "Seid weiteT' brav, harret
aus, die Zeiten: für euch werden schon noch
besser werden!" W'as muß aber heute die
arbeitende B:evölkerung, dler kleine Mann, !fest
stellen? Ein LOlhn- !und Pr,eispa'kt - das
wurde hier ja schon gesagt - nach dem
anaer,en wird abgeschlossen, aber von einem
Lohn- und Preispakt zum anderen wird das
Leben dies,er kleinen L,eute schwerer und
schwerer. Ein Währungssehutzgesdz nach dem
anderen 'haben wir erlebt, alles unt,er dem
Vorwand, daß wir in Österreich zu keiner In
flation kommen wollen. Wenn wir uns die
Ziffern dieses Budgets und ihre ISteigerung
von einem jahre zum anderen anschauen, die
heuer allein bei den Ausgaben 14,4 % aus
macht, dann muß man zur Kenntnis nehmen,
daß di,ese Zahlen dafür sprechen, daß man
diese :kleinen Leute all die jahre' hindurch
belügen hat. Diese St,eigerung der Ziffern des
Budgets bedeutet nämlich nichts anderes als
ständige Verschlechterung 'unseres Geldes, die
ständige VerscMechterung der LeibeIlJsver'hält
nisse dieser kleinen Leute in Österreich. Diese
kl<einen Leute h~g'en :nun die Hoffrrung, daß
hier iim Budget einig1es ,für sie vongesehen
wird. Wir rnüssenfeststeHen, daß gerade diese
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kleinen Leute durch all die Jahre hindurch
unter den schwierigsten VerhäHnissen, unter
den größten Entbehrungen ihren Beitrag zum
Aufbau geleistet 'h'aben und mit ihrer Hände
Arbeit die Industrie, das Gewerbe, die Land·
wirtschaft soweit gebracht haben, wie sie heute
sind. Ja, sie haben die Industr,iebetrliebe soweit
gebracht - und da möchte ich dem Abg. Zach
antworten, der erklärt hat,aHe Stände 'haben
Op'fer gebracht --, daß dies'e Betriebe solche
Gewinne ausweisen, daß 'einig,e Aktionäre im
Jahre mehr ,einnehmen, als an Arbeitslohn und
Gelhältern an viele tausend Arbeiter und An
gestellte dieser Betriebe das ganze J1ahraus
bezahlt wir,d. Nicht alle Stände haben also
Opfer gebracht, denn wä'hrend die Arbeiter
und Angestellten, die kleinen Leute, die kleinen
Gewerbetreibenden, die Intellektuellen, ,die
kleinen Ha,uern gehun!gert lund entbehrt haben,
hat es eine kleine Schicht in ÖsteueiC'h, zahlen
mäßig zwar nicht groß, aber einflußmäßig
desto größer, 'verstanden, aus der Not und
Entbehrung dieser klleinen 'Leute so'viel heraus
zuholen, daß beispielsweise 'heute die Hanken,
die genügend IndustrieobligatiO'nen besitz,cn,
gar nicht mehr an ei'nem Ba11lkensanier:ungs
Iges,etz int,eressiert sind, weil sie 'in den 'ver
gangenen ,fünf Jahren aus den Industrie
betrieben sovi'el herausgeschunden haben, daß
sie ,alle Kriegs- und Nachkriegsverluste auf
holen und wettmachen konnten. Dadurch stellt
sich heute die finanzielle Situation der Banken
wesentlich besser, als es vor dem zweiten
Weltkrieg der fall gewesen ist. Angesichts
dieser Ziffern und Tatsachen nun davon zu
sprechen, daß alle Stände Opfer ,gebracht
haben, halte ich für eine frivolität, denn
überall - wir können hi'ng'ehen, wohin wir
wollen - werde ich Ihnen beweisen, daß es
einzig und alIein die kleinen Leute gewesen
sind, dercn Lebcn lununterbrochen mit neuen
Opfern belastet wurde, die immer mehr 'und
me'hr als Steuerobjekt herangezogen wur,den
und die immer mehr und mehr zur S,anierung
der großcn Unternehmungen beitragen muß
ten. Diese kleinen Leute, die all di,e JC?hre 'hin
durch viel entbehrt 'haben, erwarten nun von
diesem 'Budget, daß Vorsorge dafür getroffen
wird, daß sie wenigstcns das bescheidene täg
liche Brot, das si'c jetzt haben, 'auch weiterhin
erhaHcn, daß si'e weiter ein menschenwürdiges
Dach über ihren Kopf besihen, daß ferner
ihre Kinder beru'higt in die Zukunft schauen
können, daß endlich ihnen die öffentliche
Hand das Auskommen garantiert und daß
schließlich ihre Kinder eine~edi'Eigene Aus
bildung 'erhalten können. AUe diese Wünsche
finden 'aber in ,diesem ßudget keinen Nieder
schlag. Man kann ruhig 'sagen, diese kleinen
Leute sind jetzt fünf Jahr'e mit Versprechun-

gen gefüt'tert wOl'den und 1111an wird versuchen,
sie noch weiter mi,t Versprechungen ZiU füttern.
Aber der Zustand dieser Menschen wird immer
beängstigender, wird immer unerträglicher 'und
wird letzten Endes daw führen, daß man auch
dieSle wiederholten und nilemals gehaltenen
Versprechungen nicht mehr !glauhen wird.
(Ruf bei der 0 VP: Nur Ihren Versprechun
gcn werden Sie glauben.') Sie werden an sie
auch ,glauben, da können Sie überzeugt sein,
(Heiterkeit bei der OVP.) :Das, was w.ir ver
sprochen haben, wer,den wir halten, ohne lauch
nur ein Wort zu vergessen. (Abg. Endl: Die
Freiheit.') Ja, das ist die Freiheit, Ahg. Endl,
aber du weißt ja nichts davon. (Abg. Endl:
Ich war auch eingesperrt.) Du verstehst ja
nichts. (Abg. Endl: Du verstehst vielleicht, was
Freiheit ist.) Di'e Berücksichtigung dieser
Sorgen und Nöte sucht man vergebens in
diesem B'udget. Und es wird 'Schon schön
langsam bekannt in Niederösterreich, daß
dieser Landtag, diese Landesregiemng den
Erwartungen der kleinen ,L,eute nicht gerecht
wird. Schauen Sie sich doch die Galerien
dieses Landtag'es an, wie leer sie sind. (Zwi
schenrufer rechts: Ja, das sind Beamte des
Landes.) Hier dokumentiert sich doch am
deutlichsten die TeHnahmslosigikeit der Bevöl
kcerung. Es gibt keine öffentliche Körperschaft
in Österreich, wo die Bevölkerung eine der
artige TeilnahmslosigkeH zeigt, wie beim
nö. Landtag, weil ,die Bevölkerung ,eben nieht
mehr erwartet, Hi1'fe von diesem Landtag zu
erhalten.

Das Budget schaut 'auch ganz so aus, wie
es die ganzen fünf Jahre hindurch gehalten
wurde. Wenn wir die Zahlen betrachten
ich hab'e schon darauf 'hingewiesen -, so
können wir feststellen, daß die Einnahmen im
heurigen Jahre 'von 290 MiHionen auf
330 MilliO'nen stei:gen, während die Ausgaben
von 311,7 Millionen auf 356,7 Millionen
Schilling im ordentlichen Budlget steigen. Das
bedeutet, daß bei den 'Einnahmen eine Stei
gerung um 13,9% und bei den Ausgaben eine
Steigerung um 14,4 % eintreten soH. 11111 a:ußer
ordentlichcn Voranschlag liegen die Dinge
ähnlich; dort ,tritt :gegenüber dem Vorjahre
bei den IEinna'hmen ,eine IErhöhung ,um 32,5 %
ein und bei den Ausgaben um 16,9%, das
heißt, daß die Siumme, das Volumen des
Budgets gegenüb,er dem Vorjahre ,eine be
trächtliche Zunahme erfährt. Der Herr finanz
referent hat hier in einer läng,eren R,ede auch
versuc'ht, z,u begründen, wieso, weshalb und
warum diese Erhöhung stattfindet lmd welch
schweren Kampf eigentlich so ein finanz
referent zu führen hat, um die Mittel herzu
bringen, die die anderen ausgeben wollen.
Hier, glaube ich, ist schon so die eigene
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Meinung des Herrn finanzreferenten heraus
g,erutscht. Er wiH nämlich mi,t ,dieser Begrün
dung darauf 'hinweisen, daß ja in Wirklichkeit
der finanzreferent alles eintoeilcn müßte, daß
der finanzreferent eigentlich über jedem
Referat sitzen und bestimmen müßte, was aus
ge,geben und wofür ,es ausgegeben werden
d>arf. <Da würden wir schö'11I ausschauen! Dann
würde ,die Sache noch vilel krasser werden, als
es heute schon der fall ist. Aber der f inanz
referent ist nicht umsonst auf diesen Gedanken
vedallen, denn in Wirklichkeit will er ja so
wie im vorigen Jahre auch heuer wieder eine
Bestimmung oder einig,e Biestimmulligen in das
Budget einbauen, die zum größten Ted seinen
diktatorischen Gelüsten - und es sind diHa
torische, ,faschistische Gelüste, die hi,er der
finanzr,eferent zum A,usdruck gebracht hat
gerecht werden saUen. Seine berüchtigten
"Ermächt,igungen" sind les wieder wie im ver
gangenen Jahre. 1m ver1gangenen Jahre hat
sich ja schon ,gezeigt, was diese Ermäch
tigungen angerichtet haben. Zuerst 'hat man
bei den Bauten eine 15%ige Kürzung vor
genommen. Das hat bedeutet, daß mit vielen
Arheitenerst begonnen werden konnte, als
man, wie ein Abgeordnetier richtig gesagt hat,
auf den Bauplätzen bereits zusammengekehrt
hat, weil die Mittel nicht ,früher freigegeben
wurden. Und die Mittel werden keineswegs
frei,gegeben, wenn es die iLand>esregief'llng be
schließt, sondern erst, wenn der finanzreferent
zustimmt und einen B,eschluß faßt.

Mit dieser Ermächtigung will man die ganze
Budgetho'heit des Landtages ausschobeßen, um
das ohnehin schon schlechte Budget noch
weiter verschlechtern zu können. Um diese
bmächtigungen begründen zu können, gr,eift
man im heurigen Jahre zu derselben Maß
nahme wie im vefigangenen Jahre. Man ruft
im ordentlichen IBudget ein künstliches üefizit
hellVor. Es wird dadurch hervorgerufen, daß
man aus dem ordentlichen Haushaltsplan in
den außeror;dentlichen 27 Millionen überweist
.-- im veng,angenen Jahre waren es 20 Mil
lionen. Ich muß sagen, das ganze Budget
ist meiner Meinung nach nichts anderes als
ein Hudgetder Unaufrichtigkeit Wenn man
zu solchen Manipulationen greift, um eine Er
mächtigung begründen zu können, liegt eine
Unaufrichtigkeit vor.

Diese UnaufrichHgkeit kommt auch in den
Budgdziffern zum Ausdr'uck. So setzt
beispielsweise der Herr Finanzrefierent im
heurigen J1ahre bei den -Ei.nnahmen nur um
40,5 Millionen mehr an als im vergangenen
Jahre, obwo'hl, wie er schon im f inanzaus
schuß z'ugegeben hat, die Gebarung des 'heu
rigen Jahres mindestens um 42 Millionen
günstiger abschHeßen wird als budgetiert war.

Das heißt, man setzt für das kommende Jahr
weniger ein, als man im heurigen Jahre tat
sächlich eingenommen hat. Wenn der Herr
finanzreferent sagt, es werden lum 40,5 Mil
lionen Mehr,einnahmen kommen, dann können
Sie überzeugt sein, daß 'es Inicht um 40,5 Mil
lionen, sondern um einiges mehr sei'n werden.
Hier sehen wir also die Unaufrichtigkeit, die
in der Erst'ellung dies Budgets ihren Nieder
schlag findet.

Aber dazu noch einiges anderes. Nicht nur,
daß man die Mehr,einnahmen des laufenden
Budgetjahres nicht berücksichtigt hat, hat man
auch nicht das Mehr im kommendenB:udget
jahr bei den entscheidenden lEinnahmsquellen
des Landes berücksichÜ'gt. Das sind die Lohn
steuer, die 'Wlarenumsatzsteuer, die Ve'rbrauchs
steuern und die 'Einkommensteuer. Die Lohn
steuer allein wird durch das 4. Lohn- 'und
Preisübereinlkommen mindestens eine 15 %ige
Erhöhung erfahr'en. Den ILohn- und Gehalts
empfängern hat man im Durchschnitt eine
10%ige Lohn- und Gehaltserhöhung gegeben.
10% mehr Lohn und Gehalt bedeuten aber
nicht eine Erhöhung der Steuedastenfür ,die
Lohn- 'und Gehaltsempifänger nur um 10%,
sondern die Lohn- und Gehaltsempfä,ng,er stei
gen ja dadurchiJn eine höher,e Steuerstufeund
ihre steuerliche Bdastun:g nimmt diaher um
eini,ges mehr zu, als ihl"ie Zulagen nach dem
4. Lohn- und Preispaktausmachen. Man muß
mindestens mit einer 15 %igen St,eigerung dier
Lohnsteuer rechnen. Die Warenumsaolzsteuer
wird, das werden Sie ja selbst zugßben müssen,
durch di,e Preissteigerungen, di'e ja nicht bei
10% steckeng'eblieben, sondern bedeutend höher
sind, ganz entscheidend beeinflußt werden, ja
viel entscheidender, als dies im Budget vor
gesehen ist. A'uch hier müssen also wesentlich
größere Mehrceinnahmen vO'fliegen. Diese Art
der Budgetierung will man als Elastizität der
finanzpolitik hez,eichnen. Wir 'verstehen schon,
daß eine bestimmte Elastizität vorhanden sein
muß, auch in der Finanzpolitik,u.nd daß man
die Budgetziffer'n nicht auf den .Groschen
genau er,stellen kann. Aber bei den Einnahmen
die ,BudgetziHeTn um 20% niedriger anzu
setzen, als sie im heurigen Jahre waren und
wie das wahrseheinlich auch im kommenden
Jahr,e der f'all sein wird, das ist l~eine Elasti
zität der finanzgebarung mehr, das ist Be
schwindelun:g des Landtages, Beschwindelung
der BeV'ölkerung. Diese Unaufrichtig,keit der
Budgeterstellung findet überall ihren Nieder
schlag; man kann hernehmen was man will,
überall wird man das gleiche f,eststellen
können. Der AJbg. Zach hat mit RecM gesagt:
"Ja, es ist immer so auf der Welt, daß dem
Schwächeren genommen und dem Stärckeren
gegeben wird." Auf der ganzen WeH ist das
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nicht so! Aber 'hier in diesem Budget ist diesrr
Ausspruch besonders zu unterstreichen. Hier
kommt es ganz klar zum Au&druck, wer wirk
lich die Steuer1'ast zu tragen hat, wer wirklich
die Einnahmsqu,elle für das :Budget des Landes
abgibt und für wen am wenigsten a:ufgewendet
wir,d. Wenn wir von der Einnahmenseite alles
streichen, was durchlaufende Posten oder
zweckbestimmte Einnahmen sind, &0 hleiben im
wesentlichen zwei große Gruppen von Ein
nahmen übrig: die Erj;ra~gsanteile und ,di'e
20 %ige LandesumI.age. Zusammen ergeben
diese Einnahmsquellen 277 Millionen Schil
ling. Woher stammen nun diese AnteiJ,e? Die
Landesu'll1lage besteht ja letiten Endes auch
nur darin, daß man den Gemeinden 20 % ihrer
Ertragsanteile wegnimmt :und diese der Ver
waltung des Landes zur Verfügung stellt. Wie
schaut es nun mit den 'E,rtragsankilen aus?
Wer sind jene, die die 'Leistungen 'für dieS'e
Ertragsanteile erbringen? Das ersehen wir
aus der Aufstellung, die in diesem ;ßludget ent
halten ist. In dieser Aufstellung figuriert als
erstes ,die Einkommensteuer mit 53,736.000 S
gt1genüber 58,990.000 S im Jahre 1950.
Dann folgt die Lohnsteuer, die von rund
38,000.000 S auf fast 71,000.000 S gestiegen
ist. Wenn man diese zwei wesentlichen Be
standteile, ich möchte fast sagen die Grund
elemente der Ertragsal1'teile, hernimmt, 'um aus
ihnen Hückschlüsse auf die anderen Stwem,
die unter ,den Ertragsanteilen verrechnet wer
den, zu ziehen, so sehen wir, ,daß die Lohn
steuer schon wesentlich vor der Einkommen
steuer rangiert. Dazu kommt aber noth, daß
die LO'hin- und Gehaltsemp'fänger ihre Ein
künfte dazu benötigen, um nur ihr 'Leben und
das Leben ihrer .familienal1lgehörigenaufrecht
erhalten zu können. IDas heißt mit anderen
Worten, daß ,das, was verdient wird, aus
schließlich zur 'Erhaltung der Arbeitskraft
verausgabt wird. Anders lie,gen die Dinge bei
der Einkommensteuer. Wir wissen,draß den
Lohnsteuerpflichtigen, also den Lohn- und
Gehaltsentpfängern, die Steuer pünktlich jedes
Wochenende oder jedes Monatsende abgezogen
wird. Der Lohnsteuerpflichtige ,hat keine Mög
lichkeit, sein Einkommen niedriger z'u bemessen
oder die Steuer schuldi,g zu bleiben. Er muß
die richHg bemessene Steuer rechtzeitig he
zahlen. Anders liegen die Dinge bei der Ein
kommensteuer. Wo'hl gibt es eine ,große Zahl
klei,m~r Geschäftsle'ute, kleiner Blauern, die ein
kommensteuerpflichtig sind 'und die auch, wie
die Lohn- 'und Gehaltsempfänger, nur so viel
verdienen, daß sie gerade noch mithumpeln
können bei dem, was wir Leben nennen. Wir
sehen aber auch eine große Zahl von Ein
kommensteuerpflichtigen, die nicht zur Gänze
ihr Einkommen verzehren, sondern die min-
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destens die Häme ihres ,Einkommens zur wei
teren Kapitalsvermehrung oder Kapi-talsbiJ,dung
verwenden. Jeder Vollkswirtschafter wird be
stäügen, daß diese Annahme 'noch zu ,geri,ng
ist. Wwn wir aus diesen Steuererträgnissen
weitere Schlüsse ziehen, so müssen wir sagen,
daß drei Viertel der lEinkommensteuer ,und
Lohnsteuer von den Kleinverdienern und nur
ein Viertel vo'n den Groß.einkommen der Ein
kommensteuerpflirchtigen aufgebracht wird. Das
gleiche Bild ergibt sichauc'h bei den Ver
brauchersteuern. Von der veranschlagkn Bier
steuer von 16,5 Millionen Schilling entfallen
mindestens 12,000.000 S auf Leistungen ,der
Lohnsteuerpflichhgen, vo'n der Weinsteuer von
4,858.000 S mindesents 3,000.000 S. Die
Schaumweinst'euer überlassen wi'r zur Gänze
den Einkommensteuerpflichtigen, ebenso die
Mi:neralö1steuer, obwohl es auch eine Menge
Lo:hn- und Gehaltsen/pfänger gibt, die für den
Betri'eb ihrer Motorräder Mineralölsteuer be
zahlen müssen. Aber, wie gesagt, die Mineral
ölsteuer will ich zm Gänze den Einkommen
steuerpflichtigen zubilligen, ebenso die Erb
schaftssteuer und die KraHfahrzeugsteuer. Die
entscheidende Säule, ,die Warenumsatzsteuer
hinge,gen, die mit 93,618.000 S präliminiert
ist, stammt wieder zum Großteil von den
Lohn- 'und Geh'altsempfängern. Wenn Sie nun
alle diese Ziffern zusammenrechnen, so ergibt
sich, daß von der Gesamtsumme der Ertrags
anteile von 253,000.000 Sein Betr,ag von
155,000.000 S auf Leistungen der Lohn- und
Ochaltsempfängerentfäl1t, Purch eine gleiche,
entsprechende Aufschlüssellung der Landes
umlage wird sich dieses Bild noch ungünsüger
gestalten. Das heißt also, das entscheidende
Steuerobjekt im Lande Niederösteneich stellen
di'e kleinen Leut1e, vor allem die Lohn-und
Gehaltsempfä'n:ger dar.

Natürlich war die Erörterung dieser Dinge
schon im finanz'ausschuß äußerst unangenehm.
Landesrat Müllner hat a'ueh sofort zu Beginn
seiner Ausführungen erklärt, er wolle sofort
auf die Besprechung der Aus,gaben eingehen,
weil er wußte, daß von seinem Standrpumkt aus
eine Besprechung der Einnahmenseite sehr un
angenehm ist. Deshalb ist er darüber hinweg
gegangen. Er hat uns hier 'ei'ne längere Rede
gehalten, die allem anderen entsprochen hat
als dem, was ganz Niederös-terreich von einem
finanzreferenten wirklich erwartet hätte. Was
erwartet man von einem finanz'referenten?
Man erwartet, daß er a'ufzeigt, was geschehen
soll im kommenden Jahre und welche Methode,
welche Kräfte wir anwenden müssen, um be
stimmt'e fragen, die die niederösterreichische
Bevölkerung beschäftigen, einer Lösung z'uzu
führen, weiter wie ans Werk gegangen werden
soll,damit sich die Verhältnisse in Nieder-
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öSlterreich bessern, und endlich auch die Ver
spreahurljgen eingehalten werden, die man fünf
}ahr1e hindurch den Lohn- und Gehalts
empfängern in Ni~derösterJ,eich gemacht hat
Nidhts von all dem, ~eine Perspektive 'eines
Aufsüeges, keine Perspektive 'eines Auf
schwunges, 'ei,ne ,Rede durch 'und durch erfüllt
von Pessimismus, durch und durch erfüllt von
ZweHe1, ausg,ekl1ung,en nur in der Feststellung,
wi'r müssen weiter sp,aren. Sp.aren ist schon
rkhtig, aber unter Sparen verstehen wir die
zwecwmäßigste V'erwendull'g der Mittel. Der
Herr ILandesratMüllner h,at in seiner Rede
schon gezei:gt, was er untier diesem Sparen
versteht. Vor :allem haben es ihm di'e 'Spitäler
und die 'F'Ürsorgeanstaltenangetan. naß diese
dem öffentlichen Wohle dienenden Anstalten
immer und überall mit einem Defizit ab
schließen, weil sie j'a der ,öffentlichen Notwen
diglkceit dienen müssen und daher ,der Sub
ventioni,erung durch die öffentliche Hand be
dürfen, geht in das Gehirn des Landeshnanz
rderenten nioht hinein. Aus seinen Aus
fühmngengeht her'vor, daß er di'ese Anstalten
wirtschaf'tlich, kapitalistisch, das heißt vom
P.rofitinteresse aus führen will. Man hat so
direM gespürt, wie es ihm darum geht, aus
diesen Fürsorg,einstitutionen womö'glich 'einen
Profit für dasL'and herauszuholen. Nein,
meine Henen, so kann man kein Gesundheits
wesen ,aufbauen, so kann man keine F ürsO'r~ge

betreiben. Das sind zwei Gebiete, die immer
und überall der UnterstütZUing der öffentlichen
Hand ,bedurft haben. J'a, wenn er da'von ge
sprochen hätte, sie [tationell zuführ,en, dann
sind wir bereit mitzumachen. Das bedingt aber
vor aUem eine Änderung der Personalpolitik,
indem man diese Anstalten nicht als Brut
stätten des ArheHer- iund An,gestelltenbundes
von Niederösterreich ansi,ehtund jede fach
liche Qualifikation außer acht läßt. Derzeit
ist nur Hauptsache di,e Empf1chlung von der
Bezirksleitung der öVP, ob einer etwas k,ann
oder nicht, ist Wur,st. IBei der Persoll'alpol.itik
muß man also beginnen, man muß beginnen
Mensohen .einzustellen, unab'hängig davon,
welche Weltanschauung sie haben und welcher
Parteirichtung sie 'angehören,entscheidend
muß das f'achliche Können, di,e fachliche Qua
lifikation sein.

Der Herr Landesrat Mülln,er hätlte viel
besser get,a,n, wenn ,er änstMt, wie 'er gesagt
hat, diese Anstalten nach dem Rentahilitäts
prinziJp führen zu wollen, beim :B,undesminister
für ·Finanzen ,dafür eingetr,eten wäre, daß end
lich das Krankenanstaltenfondsgesetz geschaf
fen wird, das eine wes~ntliche Entlastung des
Landes und der Gemeinden 'bedeuten würde,
vor dem si'Ch aber der Bund bisher immer noch
gedrückt hat.

E,ine weitere Sache, die es ihm angetan hat,
sind die Schulen. Darüber ist schon einiges
gesagt worden. rE'r hat immer und immer
wieder unterstrichen, daß !hier gespart werden
müsse und daß hier Einschrä,nkun:gen vor
genommen werden müssen. Fürsor!ge und
Schulen, das s'ind zwei entscheidende Aufgaben
eineröf:fentlichen Körperschaft, wenn sie dem
WO'hle dies Volkes dienen will. Hier gi'bt ft;

kein ,sparen in dem Sinne des Landesrates
Müllner, sondern hier muß aUes v:ersucht wer
den, um noch mehr Mittel als bisher zur Ver
fügung zu stellen, um die !Dinge ,auf di'esem
Gebiete immer wieder zu verbessern, weil sie
in Zukunft ein VieHaches dessen zlurück
br,ingen, was wir heute hineinstecken.

Bei dieSler Gelegenheit, 'so im Vorbeigehen,
hat er dann auch ,gesagt, er Ikönne die Landes
regierungen in den westlichen Bundesländern
nicht verst!ehen, daß sie i,hren Angestellten
Oe:haltsaufbesserunlgengewährt haben. Hier
in Ni'ederösterneich, sagte 'er, werde es so
etw.as nicht ,geben. Das war so der Ton seiner
Ausführungen. Wenn man diese Tonleiter
durchgeht, so sieht man, daß das alles Maß
nahmen sind, die ge'gen jene Teile der B,evöl
kerung gerichtet sind, di,e am meisten duroh
rhre :Steuern zur rErhaHung dieses Landes bei
tmgen, während man ,auf der anderen Seite 
und wir können, wenn Sie es wünschen, das
Budget durchgehen - immer wieder Posten
findet, die unter den verschi,edensten Titeln
letzten Endes darauf hinauslaufen, daß man
den Besitzenden di'e St,euern, die sie leisten
oder vielmehr schuldig bleiben, durch irgend
eine Subv,entionierung zurückerstatt<et. Das ist
das B'udget, wie es uns 'heuer v'Ürli'C!gt. Der
Hierr Landesrat Müllner ihat zwar ,erklärt, er
werde das Geld 'herheischaffen müssen, gleich
zeitig hat er aber dar.a:uf hi'ng,ewiesen, daß das
Land Ikeine Finanzhoiheit besitze. Er hat auch
'kein WQf,t über den Kampf verloren, dien 'er im
Interesse Niederöst'erreichs zu führen 'gehabt
hätte.

Wir müss'enfolgendes ,feststellen: Der
Finanzrefer'ent des Landes 'bringt ~on, 'einem
Jahr ZJum 'anderen für dias Land neue Be
lastungen, dem Finanzminister aber macht er
immer neue Zugeständnisse. Im vergangenelli
]a'hr,e war ,es zum Beispiel die W'~glas:su:ng

des Wiederall'fbauiVoranschl,ages, das heißt die
stillschweigende Anerkennung dessen, daß
Ni:ederösterreich vom Bund keinen Groschen
für seinen Wiederaufbau bekommt. Die Wieder
a:ufhaukÜ'sten dieses Landes betragen bisher,
gelinde ,gerechnet, 100 Millionen Schilling. Auf
dies,en Betrag hat man mehr oder weniger ~er

zichtet. Wir haben immer wieder 'einen K,ampf
gegen ,das Not'Üpfer der Länder .und Gemein
den :gef,ü'hrt.Für heuer hat man einen 'anderen
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Namen dafür gefunden, statt Notopfer heißt
es jetzt ßundes-präzipuum. Das heißt, daß aus
einer vorübergehenden Maßnahme, dieangeb
lich notwendig w_ar, um ei-nen drohenden
Staatshankerott zu verhindern, eine dauernde
Belastung der Gemeinden und der Länder
geworden ist..Haben wir j'e einmal davon ein
Wort gehört? Hahen wir gehört, in welcher
Art und Weise unter Hinweis auf die Kriegs
schäden in Niedel'ös~erreich der Kampf darum
geführt wUDde, daß Ni'ederösterreic'h dieses
Bundespräzipuum nicht in dieser -Höhe zu
leisten bmuch-e, sondern daß hier die Wieder
aufbaukosten in Abzug :gebracht werden
müssen? Kein Wort davon! Dafür aber neue
Lasten! Dieses Bundespräzipuum ist gegen
über dem Notopfer des Vorjahres erhöht wor
den. Dazu kommt noch das Übereinkommen,
wonach die Klassenstärke in Volksschulen pro
Schulklasse von 30 Schüler auf 31 Schüler er
höht wurde. Das ist ein-e weitere schwere Be
las~ung 'für das Land. Wir fragen da wirklich
mit Recht: Wo hat der Finanzreferent ,ge
kämpft, daß ,er das notwendige Geld herbei
gebracht hat? Im vo'rliegenden Biudget findet
das keinen Ausdruck. !Das hat er ,auch nicht
begründen können. Statt dessen hat er 'ge
glaubt, in seiner Rede bmmarbasieren zu
müssen. Was uns betrifft, so können wir dazu
nur lächeln. SO'lehe Reden hat das öst,er
reichische Volk noch gut in ETinnerung. Ich
erinnere mich noch ganz genau, ,daß zum Bei
spiel 'einmal die Worte gefallen sind: "Manda,
es ist Zeit"und ein paar T1age später mat man
gesagt: "Gott mir dir, mein Österreich!" Das
war alles, was man damals dem österreichi
schen Volk 'gegeben hat; den stmken Reden,
die man zuerst g'e'haUen hat,folgte dann der
offene Verzicht. Nicht 'anders wird es auch
diesmal sein. Ich frage mich nur, welchen
Zweck solche Reden haben, zumal es zum
ersten M,ale hier im Landtage ist, daß ein
Finanzrderent in einer derartigen Ailt und
Weise seine Erläuterungen zlum B1udget ein
leitet. Aber nicht nur das, der FinanzTeferent
hat auch :gelogen, bewußt ,gelo:gen, als er er
klärt hat, daß die lEinkommensteuer zurück
geht und er die Ursache ~ das hat er sich
wieder nicht auszusprechen getraut ~ in den
USIA-BetTieben sieht. Voriges Jahr schon
waren die Verhältnisse mit den Steuern bei den
USIA-Betrieben nicht :anders als im heurigen
Jahre. Auch im vorigen Jahre hat es hier
schün Differenzen gegeben. Die Dinge haben
sich bis heute nicht geändert. Aher daß die
Einkommensteuer deswegen zurückgeht, das zu
sagen ist eine Lüge, das ist nicht wahr! Was
ist die tatsächliche Urs,ache des Einkommen
steuerrückganges? Zwei Erklärungen ,gibt es
dafür: die eine Erklär:ung kann sein, daß der

kleine Kreis 'von großen Besitzenden es heute
schon besser versteht, seine SteuervemnJ.ag'ung
zu ersteUenals im vorigen Jahre, oder daß
sie noch mehr Steuern schuldig bleiben als im
vergangenen Jahre und daß men das auch im
Budget berücksichtigt, das heißt, daß man
ihnen praktisch einen Nachlaß gewährt. Das
ist die eine Erklärung. Die zweit'e E'rklärung
kann sein, daß sich die wirtschaftlichen V,er
hältnisse in Niederösterreich schon so 'v,er
schlechtert haben, daß die Einkommensteuer
zurückgeht. Wo war aber dann die Landes
regierung? Hat sie hier einfach zugeschaut?
Was ist das 'für eine .L'andesregierung, die ein
fach zur Kenntnis nimmt, daß sich die wirt
schaftlichen Verhältnisse verschlechtert haben,
ohne dagegen entscheidende Maßnahmen zu
tr,eHen? Das, w,as man hier unter Wirtschafts
förderung dotiert und auswirft, ist ja k'eine
Wirtschaftsförderung, sondern das ist eine
Subventionierung einzelner Liebkinder und
nichts anderes. Es gibt nur diese zwei Er
klärungen für ,den Einkommensteuerrückgang.
Gemde der Hinweis des Finanzrieferenten auf
den Rückgang der Einkommensteuer, wobei ,er
keine bestimmte Ursache ,angeführt hat, ob
wohl er diese bei den USIA-Betrieben sieht,
soll uns einmal z,eigen, wer hier tatsächlie:h
Hetze betreibt. Ich 'führe das an, weil der Ab
geordnete Zach 'von "Hetze" gesprochen hat
und diese als unvernünftig oder verbrecherisch
bezeichnete. Ich überlasse es dem Abg. Zaeh,
hier zu entscheiden, ob er ,diese Hetze auch
als Unvernunft oder Verbrechen bezeichnet.
Gerade der Landesrat ,Müllner some wissen,
daß, wenn man sich mit den Russen zu
sammensetzt, man noch ,immer zu einem Über
einkommen gelangt ist. Die Kamptalwerke, wo
er zusammen mit d~m Landeshauptmanns,rell
vertreter Kargl mitverihandelt hat, sind nur
ein Beweis daEür. Die F,rage der Lösilmg der
Randgemeinden sind der zweite Beweis dafür.
Trotzdem nimmt man hier die Tatsache, daß
man sich überhaupt nicht zusammengesetzt
und gaT nicht verhandelt hat, um zu einer
Einigung z'u kommen, zum Anlaß, um sozu
sagen politisch 'etwas zu vertuschen. Landes
rat Müllner hat kein Wort davÜ'n gesprochen,
in welleh sohwiefi;ger Situation ,unser Land
durch die Nichterfüllung der Aufgaben seitens
des Bundes gekommen ist. Diese NicMer,füllung
will er dadurch verschleiern, indem er auf
etwas hi'nlenkt, von dem er weiß, daß es, wenn
nur einige Anstrengungen gemacht wO'I1den
wären, zweifellos z'u einer Einigung 'gekommen
wäre. Das ist ein e:harakteristisches Beispiel
dafür, wie man es geschickt macht und der
Herr Abg. Zach soll nun sagen, ob das Un
vernunft oder Verbrechen ist. Das war näm
lich ein Musterbeispie11für eine Hetze.
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Man kann dem Finanzref,erenten ja nicht
alles 'verüheln, -auch nicht, -daß -er als IFinanz
referent nicht weiß, daß zum Beisp'iel die
Lohnsummensteuer, von der er ununterorochen
gesprochen hat, eine reine Gemeindesteuer ist,
von der weder das ,Land noch ,der Bund etwas
hahen. Wahrscheinlich hat er die Lohnsteuer
g'emeint.

Ich kann mich des Eindruc~es nicht er
wehren, daß mit dem Bramarbasieren des
Finanzreferenten bestimmte Dinge erreicht
werden sollen. Vielleicht wollte man die ohne
-dies schon sehr schwachen Fäden des Willens
zu einer Z'usammenarbeit mit 'einem Male ab
hacken, obwohl ich weiß, daß viele Abgeord
nete nicht diese Auffassung haben, weil sie die
Not des Landes ,kennen und daher wissen, wie
1I0tw'endi'g es wäre, hier w,irklich z'usammen
zustehen. A'uch der Finanzreferent müßte
wissen, daß die Dinge anders liegen. Man
will zu keiner Verständigung kommen, viel
mehr setzt man alles daran, daß Niederöster
reich weiterhin 'benachteiligt wird und daß in
diesem Lande ni'ch! ein Aufschwung, sondern
eine weit1ere Zerrüttung der Wirtscha.ft ein
treten soll. Zu alldem bmucht man die Er
mäcMigungen, zu alldem braucht man die
faschistische Methode des Regierens unter Aus
schaHung desL'andtages. Zu ,aUdem braucht
man ,diese T,arnung, um 'Vor dem V'Olke besser
heucheln zu können,als ob man im Interesse
des Vol~es sprechen würde. Nein, diese Rede
war nicht im Interessle des 'ganzen Volkes ge
halten, 'sie war gehalt,enim Interesse eines
kleinen Teiles des Vol~es, nämlich im Interesse
der Besitzenden. (Zwischenrufe rechts.) Das
Recht zur Kritik werden wir uns nicht nehmen
lassen. Unserie Aufgabe besteht nämlich darin,
hier unennüdlich die Forderungen der klei,nen
Leute zum Vort'f'ag zu bringen und solange
dafür einzuüeten, bis diese For,derungen auch
tatsächlich 'erfüllt sind.

PRÄ:SIrDENT: Zum Wort gelangt Herr
Abg. Dr. S tein g ö tt e r.

Ab:g. iDr. STiEINOÖTTrER: Hohes Haus!
Die Gener,aldebaUe bietet uns die Möglichkeit,
Rückschau zu halten über das vergangene
Jahr und zugleich ,den Voranschlag des kom
menden J'ahf'es zu :beurteilen, ob er den For
derungen des Landes und seiner Bewohner
schaft entspricht. Wir kommen tatsächlich
wenig dazu, wirklich politische Debatten hier
zu haltoen, weil wir - dieser Ansicht bin auch
ich - als Landtagsabgeordnet1e eigentlich
etwas wenig strapaziert wurden. Es i,st schon
so, wie ich unlängst von einem Abgeordneten
gehört habe, daß ein nö. Landtagsabgeordneter
eigentlich ein Laufbursche ist, der nichts
anderes zu besor:gen hat als die Dinge, die

eigentlich gesetzlich vollkommen geregelt sind,
durch seinen Einfluß zlur Durchführung 'ge
langen zu lassen. Wirklkhe parlamentarische
Tätigkeit, wie es die Funktion eines Abgeord
neten verlangt, wird von luns eig,entlich in !Ver
schwindendem Ausmaße ,gefo,rdert, so daß man
manchmal der Meinung ist - vielleicht haben
sie auch Außenstehende -, so ein Landtags
mandat wäre eigentlich eine Sinekure. Wir
müssen daher alle bestrebt sein, diese Meinung,
die eine Gef,ahr für die Demokratie ist, zu
beseihgen. Ich möchte dring,end ersuchen daß. . ,
WIr Ahgeorednete im nächsten Jahre öHer ZIU
sammelwerufen werden, 'um öfter z,u den drin
genden Problemen der Zeit und des Landes
Stellung nehmen zu können.

Es ist heute schon 'ein paarmal davon ge
sprochen worden, daß die VerhäHnisse in
Niederöstoerreich in wirtschaftlicher und poli
tischer Hinsicht die schlechtesten von allen
Bundesländern sind. Es ist, :gla'uhe ich, unsere
Pflicht, daß wi'r sowohl hei den Auseinander
setzungen 'Über di,e Beurteilung des Budgets
oder der Ziffern gewisser 'Positlionen als auch
bei jenen in polHtisciher Hinsicht immer wieder
zu untersuchen tracMen, wieso es kommt, daß
beson'dersdieses L'and wirtschaf'tlich und poli
tisch so schlecht dal'an ist. Ich glaube nicht
ganz - das möchte ich besonders der Seite
des Unksblocks sagen - an den schlechten
Willen der Gegenseite. loh bin immer gerne
berei1t, die Dingehist'Orisch zu ergründen. Wir
müssen immer wieder daran denken, wie ist es
eigentlich zu diesem Österreich gekommen,
das ja leigentlicherst 32 Jahre hesteht und
von diesen zwölf Jahre der Demokratie rbemubt
war und sich während dieser Zeit unter
einer oder zwei Diktaturen befand. Dieses
Österreich ist ein Überbleibsel . eines großen
Wirtschaftsgebietes ; diejenigen, di'e es Ivoreilig
verlassen haben, trifft jetzt die bekannte
Nemesis der Geschichte. Eine große Masse
der'jenigen, die aus diesem VölkeJ1körper heraus
geströmt ist, hereut heute diesen Schritt mehr
denn je. Und was von dem ganzen Östeneich
gilt, gilt besonders von NiederoÖsterreich. Denn
auch wir sind ein Überbleibs'el eines Landes
mit 'einer großen Hauptstadt, mit der Haupt
stadt dieses Staates. Es muß einmal festgestellt
werden, daß es vielleicht zur historischen
Schuld beider großen Parteien gehört, daß sie
die Trennung Wien und Niederösterreich vor
genommen haben. Diese Tf'ennung, von der ich
(!l,aube, daß sie nie 'wieder rückgängi,g gemacht
wel'den kann und über die ich schon zur Zeit
ihrer Durchführung -- damals war ich bereits
poEtisch iätig - mei1ner Meinung unverhohlen
Ausdmck ~gegeben hatte, daß ich sie nicht
biHige, wurde von einem Gesichtspunkt heraus
vollzogen, der die heute bestehenden Schwie-
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rigkeiten kennzeichnet. Sie wurde 'vollzogen,
um sozusagen eine ,ungewöhnliche Situation
Zll beenden. Heide großen Parteien konnkn
sich damals nicht einigen, sie ,gingen damals
leider ,aus der gemeinsamen Führung des
Staatswesens heraus -und haben sich j,ede für
sich SQZllsagen einen Machtbereich geschaffen:
Auf der einen Seite das Land und die Ge
meinde Wien und auf der anderen Seite das
Land Niederösterreich. An -di,esem historisch
nicht zu billigenden Schritt kranken wir heute
noch und daraus -erklären sioh alle Schwierig
keiten, di,e wir besonders immer ,dann spüren,
wenn wir an die Berat1uJlg eines Voranschlages
dieses Landes 'herantreten.

Ich bin auch nicht der Meinung, das sage
ich auch den AbgeÜ'fldneten des Linksblocks,
daß der Bund eine Schäd1igung des Landes
Niederösterreich beabsichtigt. Für so kmzsich
tig betrachte ich die Politiker des ,Bundes auf
keinen Fall. Schließlich sind von der Volks
partei der Bundeskanzler und der Mi'nister für
LandwirtschaHNiedel'österreicher, wie auch
von 'unserer Seite der Minister des Innern und
de-r ]ustizminister N ied'eröst'erreicher sind. Ich
kann mir nicht vorstellen, daß diese vier Leute
in der Regierung nichts mehr im Si'nne haben,
als ihrem eigenen Lande, aus dem sie stammen,
Schwierigkeiten über Schwierigkeiten Z'U be
reiten.

Unser Staat ,ist wirtschaftlich 'unselbständi:g,
er ist nicht imstande, sein wirtschaftliches
Leben so zu gestalten, daß die Sol1- und
Habenseit'e ausgeglichen 'ist. Seinerzeit war ein
großes, fast 'autarkes Wirtschaftsgebiet vor
handen, dessen einzelne Teile .naturgemäß ihr
Auskommen fanden. Auch Niederöskrreich mit
Wien zusammen hatte natürlich ganz andere
Mittel zur Verfügung, als dies jetzt der Fal1
ist. Durch die eingetretenen ÄndeJ1ungen ist es
begreiflicherweis,e zu den hestehenden finan
ziellen Sc'hwieri'gkeiten 'gekommen. Wir sehen
sie deutlich aus den alljährlichen Finanzaus
gleichen, die seit dem jahr'e 1945, seit Grün
dung der Zweiten Republik, immer wieder ge
schlossen werden müssen, weil eben k'einer -der
drei Teile, 'weder der B:und nooh die ,Länder
noch die Gemeinden, his jetzt den richtigen
Schlüssel für ihre IEinnahmen- und Ausgaben
gebarung gef'unden haben. Es ergibt sich da
her immer wieder die Notwendi'gkeit Z'llT Auf
erlegung und LeistUl11g von Notopfern, Bundes
präz<ipua 'U. dgl. Dazu n<ommt noch, daß die
Gemeinden, nachdem sie gewisse Vorteile des
preußischen Gemeindesteuerrechtes kennen
gelernt und gehabt -haben und sieauc'h heute
noch haben, natürlich nic'ht in der Lage und
noch weniger willens sind, ,auf diese Vorteile
zu verzichten. Der Herr FinanzTeferent hai
aber da'von gesprochen, daß man aus dem

Begehren des Finanzministers ersehen konnte,
daß hier eine Ändemnggeplant ist.

Wir dürfen bei aller A'1lerkennungder poli
tischen Leist1ung aller Mandatare niemals
darauf vergessen, daß schließlich auch die
Bürokratie, besonders die hohe Bürokrahe, auf
die Gedanken und die Willensäußerungen ihrer
Minister oft ei,nen Einfluß ausübt, den richtig
zu hourte:ilen wir gar nicht in der Lage sind.
Der Herr Finanzmi'nister oder sagen wir, sein
Ministerium, ist schon in den früheren jahren,
besonders aber auch heuer vor der :Erstellung
des Budgets der Ansicht gewesen, daß dieses
ÖsterreiC'h in seiner j,etzigen Gestalt in bezug
auf die Finanzierung der drei Hoheiten Bund,
Länder und Gemeinden wit~der z'u den alten
Ver-hältnissen zurückkehren muß, das ,heißt,
daß das finanzielle Schwergewicht beim Bund
und bei den Ländern zu liegen, während sich
die Gemeinden n~it den Ertragsanteilen und
ihren Gemeindeabgaben begnügen müssen. Die
Gemeinden haben während der Zeit des
nationalsozialisHchen 'Regimes die Vorteile des
preußischen Gemeindesteuerrec'htes kennen
gelemt, eines Hechtes, das mit dem National
sozialismus eigentlich 'gar nichts zu tun hat,
weil es scholn aus früm,eren jahrhunderten
stammt. Dieses Oemeindesteuerrecht hat näm
lich den VOTteil, daß die Gemeinden, die ja
nach dem bekannten Wa'hrwort die ZeUen
jedes Staatswesens sind, wirklich ertragreiche
Steuern besitzen, und zwar in Form der
Grundsteuer und Gewerhesteuer. Oie ,Bei
behaltung der 'PJ1eußischen Gemeindeordnung
ha't den Gemeinden nicht nur ihr 'Eigenleben
ermöglicht, sondern darüber hinaus sie in
stand gesetzt, Rücklagen zu machen, durch die
sie in die Lage versetzt wurden, allen ihren
Aufga'ben gerec'ht zu werden. Nach dem öster
reich'ischen ISystem dagegen waren die Gemein
den zur Erfüllung ihrer Aufgaben immer
wieder nur auf die Aufinahme von !Darlehen
angewiesen, so daß mit der Zeit eine derartige
Verschuldung der Gemeinden einhat,daß
noch Generationen nachher die Schulden ihrer
Väter und Urgroß:väter bezahlen mußten. Die
österreichisC'hen Gemeinden haben also die
Vorteile des preußischen Gemeinderechtes
kennengelernt und sie wollen nun die G11und
steuer lund Gewerbesteuer als finanzielle Basis
ihres Gemeindehaushaltes unbedingt beibehal
ten. Das bringt natürlich mit sich, daß die
Länder keine eigenen Steuern mehr ,haben und
daher nur von den Ertragsanteilen leben sol
len, es aber nicht können, weil -der bisherige
FinanZlausgleich ihnen wie aber auch dem
Hund nicht die notwendigen Mittel zur Ver
fügung stellen konnte. Infolgedessen kommt es
beim Finanzalusgleich immer wieder zu Maß
nahmen, die man einmal Notopfer oder jetzt
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Bundespräzipuum nennt. Nachdem das Gerüst
des finanzausgleiches infolge des IEilnflusses
des Städtebundes und des unüherwindlichen
Willens dier 'österreiohischen Gemeinden bleiben
mußte, war es natürlich notwendig,um den,
entsprechenden Anforderungen dergundes
und der L'andesfinanzen nachzukommen, einen
f'inanzausgleich abzusohEeßlen, der dem Bund
das Präzipuum brachte und ,dem Lande wieder
die Landesumlage sicherte. Man überließ den
Gemeinden zwar die Grund- und die Gewerbe
steuer, 'Inahm ihnen aber von den Ertmgs
ant'eilen e~nen ziemlich bedeutenden Betrag
weg, so daß jetzt 'Wed~r der !Bund noch das
Land noch die Gemeinden mit dem finanzaus
gleich für das Jahr 1951 besonders zufrieden
sein können. Nach uns,er'er M,ein'llng sdhneidet
der Bund noch am besten <ab. Vielleicht ist es
aber gerade in der jetzigen Zeit, wo wir noch
in Unfreiheit l'eben und wo wir absolut noch
nicht das Ende ihr,er Entwicklung voraussehen
können, am besten, wenn der Bund seinen
finanziellen ,Ausgleich findet und die Länder
und Gemeinden unt'er Heranziehung aller
Hilfsquellen, aberaludh nach dem Prinzip
einer gewissen Sparsamkeit ihren Haushalt
gestalten.

!Es ist daher notwendig, daß wir uns schon
in der Generaldebatteein Bild im allgemeinen
über den uns vorliegenden Voranschlag
machen. Beginnen wir bei der Landesregie
rung. Da hi,er eine Kritik angebracht ist, ist
es notwendig, daß wir von unserer 'Seite 
es st,eht selbstverständlich ,der Gegenseite das
selbe Recht zu - vorerst die Tätigk'eit der
höchstenfunlktionäre dieses Landes etwas be
leuchten. Wir bedauern, daß der Herr Landes
hauptmann krank ist, denn wir hätten ihn
gerade in diesen Tagen 'und auch schon vorige
Woche gerne in unserer Mitte gesehen.
Schließlich ist er der Vater des Landes und
wir als di,e Kinder des Landes hätten ihm
gerne einmal unser,e Sorgen vor,getrag,en,
Der Herr Landeshauptmann versucht seinem
scihweren Amte 'So schlecht und recht als es ihm
eben möglich ist, nachzukommen. Nachdem ~s

in diesem Hause au,ch ziemlioh viele Bürger
meister gibt, möchten wir Bürgermeiskr den
Herrn Landeshauptmann einmal einladen, in
eine unserer Sprechstunden z'u kommen, damit
er selbst sieht, was wir draußen Itäglic'h er
leben. Er würde dann die erschütt<erndsten
Bilder mit nach Hause nehmen, wenn er mit
ansehen und anhören :würde, was uns ,alles die
vielen Bittsteller vorbringen. !Bei diesen Bü,ten
handelt es sich fast zu drei Vierteln ,aUer fälle
immer wieder um di'e ZIUiweisung von Woh
nungen. Da ~gibt ,es Tränen, Verzweifl:ungs
ausbrüche, OhnmachtsanfäUe, kurz mud gut,
es spielt sich hier das ganze Repertoir der

bedrängten Menschen ab, die in ihrer größten
Not 'ir,gendwohin kommen, um Hilfe zu finden.
Vielleicht könnte dann lauch der Hen Landes
hauptmann einmal mit uns alle di'e Schw,ierig
keiten lemphnden. Wenn der Herr Landes
ha'uptmann als moderner Hamn al Rasohid
jeden Tag von einer Gemeinde zur anderen
kommen würde,um dieses Elend und diesen
j.ammer s.elbst mit anzusehen, dann möchte
ich wirklich wissen, ob er als Mensch, als
verantwortun:gsvoller Funktionär und !als
Christ sich 'llicht doch einiges denken müßte,
wenn wir wieder an ihn herantreten und sagen:
Sie, Herr Landeshaluptmann, wh :können dieses
Elend, diesen Jammer nicht beseitigen, wenn
Si,e nicht, So wie der iHerrLandesihauptmann
von Wien und der Herr Landeshauptmann
von Kärnten, die §§ 7 und 8 des Wohnungs
anforderungsgesetzes in Kraft setzen. Der
Herr Landeshauptmnan müHte einsehen, daß
dieses Ver:langen keine bloße politische f or
derun,g ist. Wir Bürgermeister wollen daraus
nicht irgendein Kapital 'scMagen, wir wollen
uns hier nicht wer weiß wie verdient z,eigen,
sondern wir, die wir fast schon ahg,ehärt.et 'und
stumpf gege~her diesem Elend sind - der
Ausdruck klingt hart - wir wislsen eben keinen
Ausweg mehr. Ich müßte dem Landesihaupt
mann a11 das sagen, was ich diesen armen
Menschen täglich erzäIhlen muß. Ein Viertel
d'er Wohnungen dieSIel' Stadt gehört ,der Ge
meinde, ,dl[',e,j Viertellgehören den Hausherren,
und 'aUe diese Tausende von Wohnungsuohen
den wollen aus diesem einen Viertel bef'riedigt
werden, weil di'e anderen drei V,iertel ,einfach
nicht zu haben sind. Denn diese Wohnun~gen

sind eine Ware gewo-rden, mit der ge'handelt
wird und die für diese ,Leute unmöglic!h zu er
ringen ist.

Ich möchte dem IHerrn ,Landeshauptmann
auch das Elend der Menschen zeigen, die
keinen Beruf und auch keine Arbeit erlangen
können, deren Kinder nirgends aufgenommen
werden, weil si,e, obwohl geborene Österreicher,
nicht die Staatsbürgerschaft bekommen. Es
gibt Leute in Wien, die noch immer nicht
österreichische Staatsbür,ger geworden sind,
trotzdem ihre Vorfahren durch drei Genera
tionen hindurch sich in österreich befunden
haben..

Wenn aufunser'en Herrn Landeshauptmann
di,e erschütternden Bilder, 'wie s,ie in unseren
Gemeindekanzleien abroIlen, keinen lEindruck
machen würden, dann wäre wirklich Hopfen
und Malz 'verlo-ren. leh eI1hoHe mir aber mehr
von unserem Landeshauptmann und würde
nur wünschen, daß er wirklich einmal diese
kl'eineReise in seinem Lande untern~mmt.

Nun komme ich zum Herrn :finanzrefe
renten. Ich muß heute leider vor 'fast leerem
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Ha,use sprechen. Sie selber (zar Seite der
ÖVP gewClZdet) haben I'eider nur Posten auf
geskllt, sogar unsere Beobachter sind ver
schwunden (Heiterkeit), was mir sehr leid tut,
weil ich auch ihnen heute noch etwas zu er
zählen gehabt hätte. Kurz 'und gut, der Herr
Landesrat Mü[]nerist bemüht -- natürlich,
weiler Verantwortlungsgefühl hat, das bringt
scho,n sein B'eruf als finanzreferent mit
sich '-', das zu t'un, was ihm nach seiner
Meinung sein Amt vorschreibt. Ich sehe ihn
noch vor mir, als er seinerzeit in St. Pölten,
in der Unzer !Straße, kühn ein Rohrstöckchen
schwingend,als Kommandeur des Ifreiheits
bundes herumging. Wenn er auch, das muß
ich feststellen, mannhaft das aMes gesühnt
'hat - schließlich war er ja KZler -, so
scheinen doch hie und da in ihm Rück
erinnerungen an diese Zeit aufzublitzen, 'Und
cr ist manchmal versucht - je mehr Audi
torium er um sich hat, desto öfter befallen ihn
solche Anwandlungen -, den stai'ken Mann
zu spielen. Das ist natür,lich für einen finanz
referenten eines so großen Landes eine gefä:hr
liche Sache. Denn dadurch mft er förmlich
den Widerstand seiner Gegner hervor rund da
hat ,er dann natürlich damit zu rechnen, daß
sein ganzes Gehaben von einem ganz anderen
Standp'unktaus beurteilt wird.

Ich bin ihm, was die Stadt St. Pölten betrifft,
dafür da'l1kbar, daß er sC'hHeßlich eingesehen
hat, von welch ungeheurer Bedeutung -_. wir
werden darüber noch in der Spezialdebatte spre
chen - die Landesschwesternschule in Sankt
Pölten für die ganze Entwicklung des Spital
wesens und der Schwesternschaft selbst ist.
Das hat er im Drange seiner 'vielen Geschäfte
einfac'hnicht gleich zur Kenntnis genommen,
er ist erst etwas später daraufgekommen. Ich
bin ihm auch dafür sehr dankbar, daß er uns
jetzt arm Schllusse für das Jahr 19S0 doch noch
100.000 S für dies'e Schule bewilligt hat. Die
zweiten 100.000 S waren aber schom nicht
mehr mögliC'h, das war wahrscheinlich schon
zuviel. Ich mußte ,deher einen Resülutions
antrag einbringen, dahingehend, daß er aus
Ersparnissen - und ,ich zweifle nicht, daß
Herr Landesrat Müllner Ersparnisse hat und
haben wird - etwas freigibt 'und! hie-rbei
wieder an die Schwesternschule in St. PäHen
denkt.

Wenn ich sc'hon von den 'vielen Geschä'ften
des Herrn Landesrates M üllner gesprochen
habe, so bitte ich seine Klubgenossen, die doch
hier sitzen, ihn unbedingt davo,n z'u unter
richten, daß nach unserer Meinung schließlich
jede Art von politischer TätigIveitin ihrem
Umfang eine gewisse Begrenzung haben muß.
Wir haben ja in diesem nö. Landtag einen
Unvereinbar!Iveitsausschuß, dessen Mitglieder

87

gewählt sind, 'und der Z'uuntersuchen hätte,
ob gewisse von Mitgliedern der Landesr,egie
rung bekleidete Ämter politisch vereinibar sind.
Ich wÜTde es sehr gerne sehen, wenn dieser
Unverei,nbarkeitsausschuß einrmall einberufen
und gründlic!h unt,ersuchen würde, ob das Amt
eines ,finanzref!eTenten 'vo.n Niederösterreich
mit dem Amt eines Präsidenten der NEWAG
vereinbar ist. Um ·der Angelegenheit ,aber ein
etwas anderes Aussehen zu geben, heißt der
Herr Landesrat Müllner "geschäftsführender
Präsident". Aber schließlich wis,sen wir, daß
der Herr Landeshauptmanll Ehrenpräsident
und der geschäftsführende Präsident ja doch
der eigentliche Macher ist. :Es wäre also zu
uutersuc1hen, ob das zwei Posten sind, die mit
einander vereinbar sind. Ich würde daher den
Herrn Landesrat Müllner bitten, in den
wenigen :Stunden des Tages, die i'hrm bei dem
vorgezeichneten großen Kreis seiner Geschäfte
übrigbleiben, darüber nachzudenken, ob hier
nicht eine Änderung am Platze wäre.

Weil ich jdzt zufäHig gerade von der
NE,WAG spreche, auf die ich durch ihren
geschäHsführcnden Präsidenten gekommen bin
(Ruf bei der Volkspartei: Phantasie!), so
möchte ich zur Kennzeichnunlg ,der Personal
poli,tik der NEWAG,für die wahrscheinlich
der geschäftsführende Präsident eine ,gewisse
Verantwortung trägt, dem Hohen Landtag
von dieser NEWAG, die eigentlich ein Unter
nehmen des Landes ist, etwas mitteilen. Ich
harre schon der St'Uinde, wo wir inuns'erem
Voranschlag auch ein Kapitel 8 - das sind
die wirtschaftlichen ,ß'etriebe des Landes
bekommen, bei dessen Beratung wir uns als
Abgeordnete dann auch mit den G2schäften
der NEWAG z'u beschäftigen haben werden.
Da ist uns da ein flugblatt der NEWAG in
die Hand gekommen. Es tut miT nur leid, daß
der rIerr Präsident nicht hier ist, denn ich
möchte ihn fragen, ob er von dü~s'em fllugblatt
weiß und ob er für dessen Inhalt die Verant
wortmlg trägt oder nicht. Darin heißt ,es:
"Liebe Kollegin, lieber Kollege! Österreichi
scher Arbeiter- und Angestdltenbund für die
Sicherung des Arbeitsplatzes !E'nt-lassung aus
dem Staatsdienst,. unsiohere Beschäftigungs
lage de-r Wirtschaft! Also drohender Abba'u?
Nein! Dreimal nein! sagt deT Österreichische
Arbeiter-und AngestelHenbund. Sein Pro
gramm lautet: Sicherlung des Arbeitsplatzes,
Vollbeschäftigung." Und so geht es weiter.
Dann s,agt er (liest): "Das Wahlr,esultat von
138 Ang,este1lten ist folgendes: Von 44 An
gestellten wählten die Liste des ArbeiteT- 'Und
Angestell t-enbundes 37 = 84 %, von 94 Arbei
tern wählten die Listen des Arbeiter- und An
gestelltenil '.mdes 35 = 38%, bei Berücksich
tigung der zwei Nichtwä,hlerergibt sich somit
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ein Durchschnitt von 52 %. Also die Mehr
heit wählte den Arbeiter-und Angestellten
bund." Es heißt dann weiter (liest): "nie
Mehrheit wählte Sicherung des Arbeitsplatzes,
Sicherung der Existenz. Für diese Sicherung
wird der Arbeiter- und Angestellterrbund auch
jederzeit eintreten. Er kann es aber nur dann
tun, wenn die Ko,u,egen, die ihm seine Stimme
gaben, nun auch in ihrem eigensten Ill'teflesse
den nächst'en Schritt tun und Mitglied des
Arbeiter· lund Angestelltenbundes werden."
Besonders unterstrichen wird noch (liest):
"Nur dann ilst der Arbeiter-und Angestellten
bund in der Lage, für jeden Kollegen persön
lich dessen bef'echtigte Int'er,essen zu ver·
trden."

Außerdem ist hier noch zu ,lesen: " Liebe
Kolle,gin, Heber Kolleg,e! Sie gaben am
8. Dezember 1949 dem Arbeiter· und Auge
stelltenbund Ihre Stimme. Geben Sie ihm nun
durch Ihren Beitritt auch die Möglichkeit,
dieses Vertrauen Z'U rechHlertigen. Die große
Beitritti"iaktion des Arbeiter- und Angestellten
bundes gibt Ihnen heute die Gelegenheit dazu."

Diese Beitrittseriklärung ist schon voll
kommen ausgefertigt und braucht nur mehr
die Unterschrift. Man mutet also den Arbeitern
und Angestellten nicht einmal zu, daß sie
selbst dieses Anmeldungsformular aus,rüllen.
Man denkt da 'ul1'willkürlioh an den Zigeuner
baron.

Wir 'sehen also, welche PersonalverhäHnisse
bei der NEWArG herrschen, wenn der äster
reichische Arbeiter- 'Und AngesteUtenbund in
dieser fOl1m für den Beitritt wirbt.

Nun komme ich zum Herrn Landeshaurpt
mannstellvertret<er Ing. Kargl, den ich hier als
den ,einzig Anwesenden von denjelügen Per·
sonen begrüHen kann, die ich mir erlaubt habe
z'Ucharakterisieren. Wenn wi'r di,e beiden 'vor
erwähnten Herren und den ,H'errn Landes
hauptmannstellverheter Ing. K,argl als Mit
glieder der Landesregierung näher unter
suchen, dann kommen wir darauf, daß sie alle
den drei verschiedenen Bünden der ÖVP ent
stammen.

Z,U der heute schon so oft aufgeworfenen
frage, was ist der Arbeiter und was ist der
UnteflIl'ehmer, könnte man die Antwort meiner
Meinung ,am besten so geben, daß wir diese
beiden Kategorien als wirtschaftlich Sdbstän
dige 'und als wi'rtschaftlich Unselbständige
bezeichnen. Es ist schon eine alte Tradition
der öVP, daß der höchste Posten des Landes
- dafür besteht vieHeicht auch eine gewisse
Ber-echtigung -- sozusagen dem Bauernbund
vorbehalten ist. rSie (zu der Seite der ÖVP
f':ewendet) könnten sich das wahrscheinlich
gar nicht anders vorstellen, denn schheßlich
und endlich ist ja der Bauernhund gewisser-
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maßen das Rückgrat Ihrer Partei, und z'war
war das schon zu einer Zei,t,als Sie sich noch
Christlichsozi,ale nannten. Das ist heute noch
immer so und Sie wählen daher mit einer
gewissen Berechtigung einen V'ertreter des
Bauernbundes zum Landeshauptmann.

Der Herr Landeshauptmannstellvertr,eter
Ing. Kargl ist Vertreter· des WirtschaHsbundes,
also der zweiten Gruppe der wirtschaftlich
Selbständigen, und Herr Landesrat Müllner
verkörpert als Vertreter des A:rbeiter-und
AngesteUtenbundes die OflUpp,e, die wir zu den
wirtschaftlich, Unselbstä1ndigen rechnen. Wir,
sehen also hier in einer Partei wirtschaftlich
Selbständige und wirtschaHlich Unselbständige,
vereinigt. Wir sehena'her auch, wie sich da
durch - in der Öffentlichk,eit natürlich un
hemerkt - gewisse Schwi,erig!keiten ergeben.
Die wirtschaftlich Unsdbständigen, die 'von
der Welt schon ziemlich viel gelernt hahen,
beanspruchen natürlich von der anderen
GflUippe mit Recht ihren r,edlichen Ant'eil.
Infolgedessen ist es notwendig, daß man für
diese Bettgemeinschaft sozusagen 'eine Klam
mer findet und diese hat man nun, wie Sie
immer behaupten, in dem Bekenntnis zum
abendländischen Ohristentum gefunden. Im
Abgeordnetenhaus und im Bundesrat haben
Si,e das auch in solenner Form dadurch zum
Ausdruck gebracht. daß Sie das iK1:uhzimmer
mit einem vom KardinaI Innitzer 'geweihten
Kreuz versehen haben. Diese Klammer des
Christent'ums ist natürlich notwwdi!g, weil
nach unserer Auffassung mit der Zeit die
Interessen der wirtschaftlich Selbständigen und
der wirtschaftlich Unselbständigenselhst in
der ÖVP in gewissen Hinsichten 'verschiedene
geworden sind. Ich glaube daher - Sie, meine I

Herren (zur Seite der ÖVP gewendet), glau
ben heute zwar noch nicht da,ran - daß bei
allen Schichten, die Sie vertreten - ~ür das
Haus hier giH das auch, und z,war vom ersten
Hofrat, dem Landesamtsdirektor his zur ,letzten
Scheuerhau -, mit der Zeit ei,n ganz gewal
tiger Ruck nach links erfolgen wird. Meiner
Meinung nach wird die Klammer des Christen
tums, also Ihrerc'hristlichen Weltanschauung,
schließlich doch nicht so fest halten, 'um nicht
hier eine ioio in partes 'Vornehmen zu müssen,
denn alle di,ejenigen, die wirtschaftlich unselb
ständig sind, brauchen eben auch alles das, was
unsere Leute benötigen; sie werden schheßlkh
sehen, daß ,ihre Interessen hi,er links me'hr ge
wahrt werden als dort rechts.

Dem Herrn Landeshauptmannstellvertrder
lng. Kat-,gl bin ich heute aber a'uch Dank
schuldig. Als rSt.·Pöltner muß ich hier meine
Pflicht tun und ihm dafür danken, daß er im
Straß.enbaupmgramm, das er heuer viert~l

weise vorgenommen hat - wobei ich der Mei-



nung bin, daß dies eine wohltuende Abkehr
vom vorjährigen Usus ist -, die St.·Pöltner
Straße 'gleich ,als Nummer 2 angeführt hat.
Ich kann ihm jetzt sogar sagen - damals hat
i,hn schon die Mitt<eilung beeindruckt, daß auf
dies,er 3 km langen Stmße in kurzer Zeit sechs
Tote durch Verkehrs'unfälle zu verzeichnen
sind -, daß es in den V'ergangenen fünf
Jahren dort ins!gesamt 23 Tote gab. rSiekönnen
überzeugt sein, daß der Ausbau dieser Straße
sicherlich seine f rücMe tragen wird, weil die
derzeitigen V,erkehrsverhältnisse dO'Tt tatsäch
lich so si,nd, daß sie eine schreckliche Gebhr
bedeuten. Wir wissen auch nicht mehr aus
noch ein. Dazu :kommt weiter noch das Pro
blem mit der Brüoke. Dieses Problem kann
das Land Niederösterreich aUerrdings nicht
lösen. Wir werden aber Ihren Rat befolgen
und mit einer großen Deputation beim zusltän
digen Minister vorsprechen, 'um vielleicht doch
noch das notwendige Geld zu bekommen, da
mit wir die zweite große Gefahr auf dies'er
Hauptvenkehrsstraße von Niederösterreich end
lich bes,eitigen können.

Sonst sind wir imaHgemeinen heuer mit
Ihnen, Herr LandeshauptmannsteUvertreter
Ing. KargI, zufrieden! Wir wollen jeder Seite
gerecht werden, ,nur gilt bei Ihnen, Herr
Landes'hauptmannsteHvertreter Ing. KargI, die
gleiche ,frage, die ich bereits an den Herrn
LandesrM Müllner gerichtet habe. Es kommt
mir nämlich oH vor, daß die linke Hand des
Präsident'en ,des Gewerbebundes nicht weiß,
was die rechte Hand des Landeshauptmann
steUv,ertreters macht und infolgedessen !hahe
ich auch hi,er, wenigstens meiner bescheidenen
Auffassung nach, die Meinung, daß diese zwei
Ämter, wenn man sie streng politisch unter
suchen würde, unter das Kapitel der Unverein
barkeit fallen würden. Sonst aber schneiden
Sie heuer, wenigstens für St. Pö!ten, gut ab,
um so mehr, als Sie uns auch mit der Ange
legenheit der Leic!henbestatt'ung endlich gnädig
in :Ruhe ,gelassen haben, welche im vori'gen
Jahre Gegenstand einer besonderen ,Ermah
nung Ihrer Person war.

Nun komme <ich zum Kapitel "Polizei" zu
sprechen, das nur mit 40.000 S, u. zw. fü'r die
Kosten des Schubwesens, dotiert ist. Dieses Ka
pitel gibt uns die Möglichkeit, über die Sicher
heitsverhältnisse zu sprechen. Ich bedaure, daß
die Beobachter (zur rechten Seite der Galerie
gewendet) }etzt nicht mehr hier ,sind. Es wird
uns von der !Seite des Linksblocks immer wie
der vorgeworfen, daß wir uns - ich rede da
offen heraus - gerne mit einer <Russenhetze
abgeben. Wo ich bin, predige ich immer, man
mö<ge eine Russ'eU'hetze iunt<erlassen 'und es so
machen, wie ioh es während des Krieges bei
meinen 'kurzen AufenthaHen in Pmggesehen

h,abe, wo die dortigen Tschechinnen von den
deutschen Soldaten keine Notiz genommen
haben, sie hahen sie so angeschaut, als wenn
sie durch Glas sehen 'würden. niese Tsche
chinnen haben mir imponiert 'und ich möchte
heute allen Österreichern raten, mit der je
weiligen Besatzungsmacht genau so zu ver
fahren. Das wäre auch für den weiblichen
Teil unserer Bevölk,erung, besonders in den
westlichen Lä'ndern,gewiß nicht zum Nacht'eil.
Die Besatzung, gJ.eichgültig welcher Nation
sie ist, ist für uns Österreicher auf ,die Dauer
eine solche schwere Last und Bedrüok,ung, daß
wir sie einfach nicht mehr ,aushalten. Wir
wollen da wirklich nicht nur von einer Be
satzungsmacht spr,echen, das sei mit voller
Deutlichk'eit gesagt. Es unterscheidet sich eben
ein besoHener Ameri1kaner, 'franzose o,der Eng
länder in gar nichts von einem hesoffenen
Russen. Daß die Sicherheit in Niederöst,erreich
noch immer nicht den Grad erreicht hat, den
die Bevölkerung wünscht und br,aucht, das ist
eine Feststellung, die soallgemei'n ist, daß
man sie auch ,hier in voller Öffentlichkeit vor
bringen kann. Wir wünschen deswegen, daß
die hohen Aliierten, deren besonderen Gunst
oder Ungunst wir uns leider noch immer er
freuen, Österreich endlich inSitand setzen, die
Sicherheitsexe'kutiv,e, die ,Polizei !Und die Gen
darmerie,in einem demrtigen A'usmaßh,alten
und derartig bewaffnen zu können, daß die
Sicherheit aller Bewohner in Österreich, beson
ders in Niederöster1"eich, endlich gewahrt ist.
Das ist 'ein absol'ut billiges Verlangen, das hat
gar ,nichts mit Krieg oder Revanchegeschrei,
noch mit lirgendeiner Kriegshysterie zu tun,
sondern wir wollen einfach nur geordnete
Sicherheitsverhältnisse, 'Und dazu gehört 'eben
eine entsprechende Exekutive. Man muß nicht
gleich hinter jedem uniformierten Feuerwehr
mann eine drohende österreich ische Wehrmacht
sehen.

Das K,apitel "Fürsorge" ist, wie bereits er
wähnt wurde, tatsächlich nicht in dem Maße
bedacht, wie es die Verhältnisse von Nieder
öst,erreich verlangen 'würden. ,oer 'finanz
referent kann ,natürlich hierfür nicht willkür
lich Summen einsetzen. Schließlich muß man
zubilligen, daß die heiden großen Parteien
sicher das entspf'echende Verständnis für die
schweren Verhältnisse besonders jener Volks
teile 'haben, für die eine Fürsorge notwen
dig ist.

freilioh gehört - und damit komme ich
stl'eiflicMartig wieder auf das erst'e Kapitel
zurück - zur fürsorge auch die 'Einrichtung,
die wir früher hatten, die wir aber trotz viel
fachem Verlangen leider noch nicht durch
setzen !konnten, nämlich ,die volle Demoikrati
sierungunserer Verwal,tung. Die Demokrati-



sierung der Verwaltung ist in den Statutar
städiten bereits vorhanden. Warum sie all
gemein noch nicht enmöglicht wurde, ist eigent
lich unerfindlich. Wenn man glaubt oder
fürchtet, daß die Politisierung der Verwaltung
wegen fi,nanzieUer Schwierigkeiten unmöglich
sei, dann würde ich empfehlen, die ersten
Schriften unseres Herrn Bundespräsidenten z'u
lesen, der schon vor vielen jahren der Mei
nung war, daß die Demokratisierung, wenn
auch noch nicht der Bezirkshauptmannschaf
ten, so doch der Kreise in Österreich möglich
wäre, 'und der auch in seinen ersten VeJ1öffent
lichungen die Demokratisi,erung der Kreisver
waltungen verlangt hat. 'Das wäre in Nieder
österreich sehr ,einfach. Man könnte sich also
eine DemokratisieJ1Ung der Kr,eisveTwaltungen
sehr gut vorsteHen. Jedenfalls, ~glaube ich,
sollte man von di'esem Verlangen nicht ab
rücken, weil eine Demokratisi,erung der Kreis
bzw. der :ßezirksverwaltungen unhedingt zu
einer vollen DemokratisiefiUng 'unserer Verwal
tunggehört.

Nicht nur im fürsorgewesen, sondern auch
im Straß,enwesen ,empfinden wir diesen Mangel.
sehr stark. Daher müßt,e sch\ließlich bei der
anderen Seilte des Hauses das Verlangen nach
Demokratisierung der Verwaltung im :gleichen
Ausmaße 'vorhanden sein wie bei uns.

Neben dem Wohnu'l1gsproblem ist das zweit
wichtigste Problem dieses St,aates das Jugend
problem. Wir wissen, daß vor allem der
Mangelentspw5hender Schul:g,esetze die Schul
verwaltung in jedem Lande dieses Staates er
schwert, jla ich möcht>e fast sagen, in wichtigen
Dingenunmö:glich macht. Daß wir, sehr ge
ehrte Majorität di,eses Hauses, hinter dcas
Reichsvolksschul~gesetz absolut nicht zurück
g,ehen wollen und !Nönnen, müßte Jür Sie eine
Selbstverständlichkeit sein. SchJi,eßlich sind das
Verfassungsfragen, wozu man ja auch uns
braucht. Wir können über das Reichsvolks
schulgese:tz wohl hinausgehen,aber ein Zu
rückgehen hinter das Reichsvolksschulgesetz
in dieser wichtigen und, man kann sagen, weil
es sich um die Zulmnft der Kinder handelt, in
dieser wichtigsten frage, 'ist unmöglich. Sie
werden uns j'ederzeit für eine Mitarbeit ber;eit
finden, wennunseT,e geringen !forderungen in
dieser ,f rage erfüllt werden. Aber ohne uns
kann diese frage nicht 1ge1öst werden. Infolge
dessen gehören auch diese Probleme zu den
Dingen, von denen das österreichische Volk
hofft, daß die beiden 'großen Part,eien in Kürze
zu einer Ohereinstimmun'g ~gelangen werden,
um endlich eine Lösung dieser fragen zu er
möglichen.

Sehr schwierig ist infolg,e der ,allgemeinen
finanziellen Notlage - ich schließe den Bund
nie aus - der Wiederaufbau der im Bomben-

kri>eg zerstörten Schulen. leh muß aber zu
'geben, daß in vielen fäHen - da nenne ich
auch wieder dankbar St. Pötten -sowohl der
Bund als auch das Land finanzidle Opfer auf
sich genommen haben. Bei 'uns sind durch
Bomben 34 Hauptsch:ul'klassen zerstörl1: worden
und weiter auch noch die ehemalige Unteffieal
schule, di,e ,ein Ersatzgebäude für zwei Schulen
mit Internat dargest'C1H hat. Bund 'und Land
sind uns so weit el1!tg,egeng>ekommen, daß wir
hoffen können, 'uns'er HatuptschuJ,gebäude
wenigstens im nächsten Jahre wieder seiner
Bestimmung zuführen zu können.

'Ein schwieriges Problem bildet für uns
auch die schulentlass>ene }u!gend beiderlei 'Oe
schlechtes. Ich erachte hi,er die Gefahr für die
weitbliche Jugend noch viel größer als für die
männliche ju:gend, obwohl ,auch 'bei di,eser die
Aussichten sehr hetrüblich sind. Erst 'g,estern
ist bei mir im Rathaus ein junger Mann ge
sessen, der gemeint hat, ich !könnte eine über
ihn ve'rhängte Aneststrafe von drei jahren,
die auf BeJ.1uftung des Staatsanwaltes, weil der
Richter ~u milde war, in drei jahre schweren
Ker~erUimgew.ande1t wurde, tilgen. Als ich
diesen jungen Mann tränenüberfloss,en vor mir
gesehen habe, habe ich die g;anze Gefahr der
schulentlassenen Jugend deutlich wahl.lllehmen
können. Wir müss,en daher Iv,ersuchen, hier
irgendeinen Ausweg zu finden. In größeren
Städten 'und Orten müssen wir L'ehrwel1k
stäUen erriohten, in denen die jugend lunter
der Leitung bewährter Meister - wobei man
nicht mit allzu viel Theorie kommen möge 
angelernt wird. Dort ~önnte ein !großer Teil
der Schmer von dem 'Lehrstoff, den sie sonst
in längerer Zeit zu bewältigen hätten, min
destens das Wichtigste in einigen Stunden
nachholen. Das Erschreckende bei dieser schul
entlassenen jugend ist der hohe Prozentsatz
von Knaben 'und Mädchen, die ,nicht einmal
den Lehrstoff der Hauptschule erreichten.
Auch dies ist mit ein Gnund, daß wir tuns mit
dem 'Oedanken der Enrichtung solcher Lehr
werk~tätten oder Werkschulen, wie sie ,die
Fachmänner der Arbeitsämter fordern, näher
beschäftigen. Bei dieser 'ÜeJ.egenheit können
,das Land undseinfinanzrefelf'ent ihre soziale
EinslteHung zu diesem Problem bekunden, in
dem si'e, wenn lauch hi,erfÜr in 'unserem ßoudget
nichts vor,gesehen list, den Gemeinden zu Hilfe
kommen. Wir glauben, daß durch eine gün
stige Gestal,tung der Steuereinkünfte undi durch
gewisse ReseflVen, die in jedem ordentlichen
Budg'et vorhanden sein müssen, die notwen
digen finanziellen Mittel zur V,edügung ge
stellit werden können, um dieses so wichtige
Problem einer Lösung zuzuführen.

Bei dieSier Gelegenheit wird es alueh, wie ich
bereits im Finanzausscbuß aus!geführt lhahe,
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notwendig sein, ,einzelne Kindergärten - wo
bei wir die Vermehrung um 30 Kindergärten
sehr begrüßen - in Tagesheime o'der Horte
umzuwandeln, weil die Einkünfte einer Familie
mit mehreren Kindem vielf,ach so sind, ,daß
neben dem Vater auch die Mutter einem Er
werb nachgehen muß. Aus diesem Griunde
erscheint es notwendig, daß Kinderhorte er
richt,et werden, wo die Kinder solcher Eltern
die entsprechende He~reuung finden.

Bezüglich ,des Gesundheitswesens werde ich
mir erlauben, in der Spezialdebatteauf die
wichtigsten fragen dieses Kapitels näher ein
zugehen.

Dem Herrn Landesrat Genner, der seiner
Meinung dahingehend Ausdruck verliehen hat,
daß er als Nichtarzt die Verhältnisse 'nicht
entsprechend beurteilen könne, daß sich jedoch
bei ihm nach einem Aufenthalt im Speü;Jinger
Krankenhaus ,die Meinung gefestigt hab'e, wir
wÜTden eine wicMige Untersuchungsart, näm
lich das Schirmbi'1d- und das Reihcnunter
suchungsverfahren, nicht durchführen und da
mit nicht einmal Präventivmaßnahmen zlur
Bekämpfung der Tuberkulose ergreifen, möchte
ich folgendes sagen: Hier in di,esem Hause
sind zwei Ahgeor,dnete Ärzte, während im
Nationalrat und im Bundesrat kein Abgeord
neter ist, d'ür dem ärztlichen Berufsstalndan
gehört. Dieser Umstand hat sich bei der Be
ratung des J'ungärzteproblems sehr störend
bemerkhar gemacht. Durch die Calmette
impfung ist illZwischen das viel teurere Schi'rm
büdverfahren teilweise überflüssi,g geworden.
Wir haben daher dafür zu sorgen, daß die
Calmetteimpfungen mi,t der Zeit Zwang
impfungen werden, wie 'es zum Beispi,el die
Impfungen gegen Pock,en sind. 'Bei der
CalmetteimpJung handelt 'es sich um ein ab
gest'ufte'S Verfahren; zuerst ist die Probe
impfung mit T1uberkulin, durch ,die man 'auf
jene fälle kommt, die schon einmal mit der
Tuberkulose in Berührung gekommen sind.
Auf Grund der 'vollständigen Calmette
imp'fung ist sodann die AnfäHigkeit 'und die
wirkliche Inf1ektion mit Tubel1kulose festz;u
steHen. Weiter kann man durch die Calmette
impfung auch die negat,iven Fälle nachweisen.
Die bereits in ,den nO'rdischen Ländern gesam
melten IEr.fahrungen haben gezei'gt, daß es da
durch möglich ist, die Tuberkulose wirkl,ich
wirksam Z'U bekämpfen.

Über das Kapitel der Krebsbekämpf1ung
werde ich mir ,erlauben in- der Spezialdebatte
Z'U sprechen.

Bezüglich des Bauwesens möchte ich mich
mit dem Herrn Abgeordneten Kollegen
lng. Hirmann etwas auseinandersetzen. Er hat
die Großbauten bemängelt und gesag;t, daß die
Zukunft auf diesem Gebiete im vorwiegenden

Ausmaße den Siedlungsbauten gehören wird.
Er ist hier ,~m lrr~um, denn die großen Städte
werden natürlich immer trachten müssen, das
Wohnungsblocksystem als öffentliche Bauart
in Betracht zu ziehen. Wir brauchen gar nicht
von eine'r süzialen Bauart zu reden, sagen
wir einfach öffentliche B,auart. Da müssen wir
dem Beispiel Wiens folgen, ob wir nun .für
dessen politisches System schwärmen .oder ob
wir dagegen sind. Wir müssen für dieses
WohnungsblocksY'stem in den größüen !Städten
schon aus dem Gmnde e,intreten, weil die Auf
schließungs:kosten, wie Kanalisierung, Wass,er
leitung, Beleuchtung und später - wie Sankt
Pötten bereits angef.angen ihat -- fernheizung,
wesentlich billiger zlU stehen 'kommenal'S das
heim S,iedlersystem, das leider in Wien und in
den größeren Städten ziemlich pl,anlos durch
geführt wird, der fall 'ist. Diese hohen Auf
schließ1u1ll:gskosten belasten die Gemeinden so
stark, daß 'Sie - das muß offen gesagt wer
den - ,dem !Siedl'C'fsystem, so günstig es auch
sein mag, nicht sehr wo'hlwollend 'gegenüber
stehen. Wir wissen auch, daß schließlich das
Siedlersystem, so sehr es zu begrüßen ist und
so sehr 'es all denen zu gönnen ist, die aus
der Enge der St,adt hinaus wollen in die Natur,
doch die Wohnungsnot :nicht indem Maße
bes,eitigt, wie es bei dem Ba1ugroßer oder
größ'erer Häuser der fall ist. Wir haben in
St. Pölten zum Beispiel im Jahre 1950 jedem
Erbauer einer Wohnung, ,ganz gleich, üb pri
vate oder öffentliche Hand, ob Siedlungsbau
oder Eigenbau, ob mit pirivatenMitteln oder
mit Mitteln des Hundes-Wohn- und -Siedlung'S
fonds errichtet, pro Wohnung 2000 S g,egeben.
Dadurch konnten wior genau verzeichnen, wie
viele Wühnungen in St. PöHen ,gebaut wurden.
In einem Jahre waren es 237 Wohnungen und
trotzdem spüren wir kein Nachlassen der
Wohnungsnot. W<ir können nur durch den Bau
großer Wohnhausblöcke durch die öffentliche
Hand, wie das schon Wien geze:ig,t hat, der
Wohnungsnot entgegentTeten. Wir hoHen, daß
Bund und Land diese B·estrebungen unter
stützen werden, wobei - mir liegt eben das
Hemd näher als der' Rock - ich als St.~Pö1tner

noch feststellen muß, daß bei uns in St. Pölten
leider sehr viele öffentliche Gebäude den
Bomben zum Opfer :gefallen sind, obwohl die
Bombenschäden an jene an der Südbahn
strecke, vor allem in Wiener Neustadt, 'nicht
her,anreichen. Wir silnd aber auch dadurch
bedrängt, daß bei uns in St. PöHen 1059 Men
schen in Baracken Iwohnen, die aus dem Jahre
1916 st,ammen und die infol~ge ihres Alters
und ihrer Bauart jeden Tag zusammenzu
fallen drohen, so daß wir über Nacht einmal
1059 Obdachlose plö,tzlich zu versorgen haben
werden, wie aber, das wissen wir heute noch
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Wir halten auch nichts davon, wenn Sie
immer sovi'el 'Vom sogenannten Frieden reden
und wenn Sie dafür tausende und hundert
tausende UnteIischriften sammeln. Wir wissen
alUs unseren Schulen, daß sogar Volksschüler
solche Unterschritten ge,leistet haben. Wü alle,
die wir hIer sitzen, haben den Krieg hintrer uns
und ,es wird weni'ge 'geben, die nicM auch
per.sönliche Opfer durch diiesen !Krieg zu
beklagen haben. Auch ich h!ahe Sohn 'und
Schwiegersohn 'verlor'en. Man .kann uns daher
doch nicht als Kdegstreiher rund dieses Budget
doch nicht als ein Bud;getfür amerikanische
Kriegsrüstung bezeichnen. Wir wollen Fried,en
hahen, wir würden ansonsten 'weder Häuser
bauen nooh Stmßenerrioht,en und wir würden
kein solohes rBud!get vierf<assen 'und begrüßen,
wenn wir nicht 'für den ,Frieden wären. Wir
wollen aber über diesen Frieden hrinaus die
Freiheh, wir wollen die rUnabhängi'gkeit dieses
Landes und wir wer,den v,ersuchen, mi,t allen
unseren KräHen dazu beizutragen, daß ,aus
diesem unglücklichen Lande Wiliklich ,ein Land
wird, das ,in der Zukunft auf Grund seiner
jahrhundertelangen Tradition gdoeit ist gegen
jeden Rückfall in einen überspitzten Nationalis
mus, das aber auch durch die 'Ereignisse 'von
1934 und 1935 enctgüUig :gefeit ist vor jedem
Rückfall in 'eine Diktatur. (Lebhafter Beifall
bei den Sozialisten.)

PHÄS,IiDENT: Da der Zeiger der Uhr
schon ziemlich zu der Stunde vorgerückt ,ist,
mit der der Schluß der heutigen Sitzung an
gesetzt war, schreite ich zum Schluß der
Sitwng. Ich teile nur noch mit, daß di'e
Schlußzeit der morgigen B,eratun!gen noch
beschlossen werden wird.

Ich erkläre die heutig,e Sitzung für ge
schlossen. Morgen begirnnt die Sitzung um
9 Uhr 30 Minuten vormittags.

(Schluß der Sitzung um 21 Uhr 50 Min.)

nicht. !Das sind Gefahren, die !uns ,aus dem I

Problem der Wohnungsnot 'drohen. Wir sind
überzeugt, daß Bund 'und Land uns helfen
werden, damit wir uns - natürlich auch bei
voller Heranziehung der eigenen Fdnanzen 
diese iSorge ,endlich vom Hals schaffen 'können.

Das wären im großen und ganzen die Dinge,
die in einer Generaldehatte 'vorzutragen wären.
Na~ürlich wissen wir, daß bei ,ct:er ,Beschränkt
heit der MiHel vi,ele von unseren Wünschen
im B'und, ,in den 'LändeTn, auch in den Ge
meinden zurückstehen müssen. leh glaube
nicht, meine ,Herren vom 'Linlksblock, daß Herr
Landesrat Mü'llner - da muß ,ich ihn ,doch in
Schutz nehmen - einen Pmfita'us der Für
sorge und dem Kmnkenha'usetat ziehen will.
Die M,wel sind 'eben gering und wi'r können
nicht mehr machen, ,als uns 'zu Gebote s,teht.

Der Herr Abg. Dubo'Vskypat gesagt, was
die Kommunisten 'versprocherr haben, werden
sie auch hal~en. Das glaube ich der Kom
munistischen Partei lund der Partei des Unks
blocks. Es .ist wen~gstens ehrlich gesagt (Zur
Seife des Linksblock gewendet): Sie haben
ihren A'nhängern die Volksdemokratie veT
sprochen 'und: Sie würden, wenn Sie zur Herr
schaft kommen, dieses Versprechen auch
haUen. Für so ehrlich halte ich Si'e. (Heiter
keif.) Aber, meine Herren vom Linksblook, Sie
müssen 'es aber auch uns Soz,iaIisten z'ugu,te
halten, wenn wir trachten, Sie an diesem Ver
sprechen zu hindern. Wenn wir uns 'vor Alugen
halten, was die Volksdemokratie im Ursprungs
land selbst und in den 'unglücklichen Ländern,
die sich di,es,em System v'erschworen ha'ben,
bedeutet, dann woUen wir wenigstens die Be
wohner österr,eichs von diesem Unglüok ab
halten. Wir werden dazu aUes beitragen, denn
wir wissen, daß die Z'ukunft des Landes, des
Staates, ja überhaupt die Zuikunft der Welt
nur gesichert ist durch die Einrichtungen der
Demokra t,ie.


